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Das Ministerium für Post- und 
Fernmeldewesen der DDR 
gab folgende neue 
Postwertzeichen heraus: 


40 Jahre DFD 

Am 5. und 6. März 1987 fand in Berlin, Hauptstadt der DDR, der 
XII. Bundeskongreß des Demokratischen Frauenbundes 
Deutschlands statt. Als höchstes Organ des DFD zog er über 
die seit dem XI. Bundeskongreß 1982 zurückgelegte erfolgrei¬ 
che Entwicklung der Organisation und ihr Wirken in den Wohn¬ 
gebieten der Städte und in den Dörfern Bilanz. Gleichzeitig be¬ 
riet der XII. Bundeskongreß den künftigen Beitrag des DFD im 
Kampf um die Sicherung des Friedens und die weitere Stär¬ 
kung der DDR, mit dem die Frauenorganisation an der Verwirkli¬ 
chung der Beschlüsse des XI. Parteitages der SED teilnehmen 
wird. 

Der XII. Bundeskongreß fiel unmittelbar zusammen mit dem 
40. Jahrestag des DFD, der auf dem ersten Deutschen Frauen¬ 
kongreß für den Frieden am 8. März 1947 in Berlin als einheitli¬ 
che demokratische Frauenorganisation gegründet wurde. 

In den vergangenen vier Jahrzehnten hat der DFD durch sein 
politisches Wirken mit dazu beigetragen, daß sich Frauen aller 
Klassen und Schichten einmütig zur Friedenspolitik der DDR, 
zum festen Bündnis mit der Sowjetunion als Hauptkraft des 
Friedens und den anderen Ländern der sozialistischen Gemein¬ 
schaft bekennen. 

Ausgehend von der Erkenntnis, daß für die Verwirklichung der 
Gleichberechtigung der Frau ihre ökonomische Befreiung eine 
entscheidende Voraussetzung ist, stellte sich der DFD von Be¬ 
ginn an die Aufgabe, Frauen und Mädchen den Eintritt ins Be¬ 
rufsleben zu erleichtern und die Überzeugung bei ihnen zu för¬ 
dern, daß die Arbeit zum Leben auch der Frauen gehört. 

Seit 1948 ist der DFD Mitglied der Internationalen Demokrati¬ 
schen Frauenföderation. Konsequent tritt er in dieser größten 
Weltorganisation der Frauen für das gemeinsame Handeln im 
Kampf um Frieden und sozialen Fortschritt, für Gleichberechti¬ 
gung und das Glück der Kinder ein. 

10-Pf-Wert: Symbolische Darstellung: Frau mit roter Blume im 
Haar. Text: 40 Jahre DFD - XII. Bundeskongreß 1987 

Ersttagsbriefumschlag: Signet des XII. Bundeskongresses des 
DFD 



Ausgabetag: 3. März 1987 

Leipziger Frühjahrsmesse 1987 

35-Pf-Wert: Neubau Messehalle 20 

50-Pf-Wert: Händler vor der Waage am Markt um 1804 

Ersttagsbriefumschlag: Alte Waage 


Ausgabetag: 10. März 1987 
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Verdienstvolle Persönlichkeiten der 
deutschen Arbeiterbewegung, Ausgabe 1987 

10-Pf-Wert: Fritz Gabler (1897-1974) 

Er wurde in Meißen geboren und lernte Töpfer. 1919 wurde er 
Mitglied der Leitung der Freien Sozialistischen Jugend in Jena 
und Mitbegründer der Ortsgruppe der KPD. 1921 nahm er an 
den Märzkämpfen in Mitteldeutschland teil. Von 1935 bis zur 
Befreiung durch die Rote Armee war er im Zuchthaus Branden¬ 
burg-Görden eingekerkert. Von Herbst 1945 bis 1947 war er als 
Kreissekretär der KPD und der SED in Erfurt tätig. Er war Dele¬ 
gierter des Vereinigungsparteitages von KPD und SPD. 1947 bis 
1949 leitete er die Hauptabteilung Industrie im thüringischen 
Ministerium für Wirtschaft und war danach stellvertretender 
Leiter der Hauptverwaltung Wissenschaft und Technik bei der 
Deutschen Wirtschaftskommission und später bei der Staatli¬ 
chen Plankommission. Vom IV. bis VII. Parteitag trug er als Vor¬ 
sitzender der Zentralen Revisionskommission der SED und spä¬ 
ter als deren Mitglied wesentlich zur politischen und organisa¬ 
torischen Festigung der Partei bei. 

10-Pf-Wert: Robert Siewert (1887-1973) 

Er wurde in Schwersens/Polen geboren und lernte Maurer. Seit 
ihrer Gründung war Robert Siewert Mitglied der KPD. Als Se¬ 
kretär der KPD-Bezirksleitung Erzgebirge-Vogtland und als Ab¬ 
geordneter des Sächsischen Landtages erwarb er sich große 
Verdienste in den Klassenkämpfen zu Beginn der zwanziger 
Jahre. 1935 wurde er von den Nazis im Zuchthaus Luckau und 
ab 1938 im Konzentrationslager Buchenwald inhaftiert. 

Im Juli 1945 wurde er zum 1. Vizepräsidenten der Provinz Sach¬ 
sen ernannt und im folgenden Jahr zum Innenminister des Lan¬ 
des Sachsen-Anhalt gewählt. Er war von 1946 bis 1950 Mitglied 
des Landesvorstandes und des Sekretariats der SED in Sach¬ 
sen-Anhalt. Danach wurde Robert Siewert als Hauptabteilungs¬ 
leiter in das Ministerium für Bauwesen nach Berlin berufen. 
Seit 1949 war er Mitglied des Präsidiums des Komitees der anti¬ 
faschistischen Widerstandskämpfer der DDR und Leiter der Ar¬ 
beitsgruppe Buchenwald. 

10-Pf-Wert: Walter Vesper (1897-1978) 

Er wurde in Barmen geboren und lernte Maurer. Walter Vesper 
wurde 1917 Mitglied der Spartakusgruppe und gehörte zu den 
Mitbegründern der KPD. Während der Novemberrevolution 1918 
war er Mitglied des Arbeiter- und Soldatenrates in Wuppertal. 
Seit 1925 war er Mitglied der Bezirksleitung Niederrhein der 
KPD. Walter Vesper wurde 1933 von den Faschisten verhaftet. 
Nach seiner Entlassung aus dem Konzentrationslager war er 
Mitglied der illegalen Bezirksleitung Berlin und nahm 1935 am 
VII. Weltkongreß der Kl und an der Brüsseler Parteikonferenz 
der KPD teil. Bis 1937 war er als Mitarbeiter bei der Komintern 
in Moskau tätig. Er kämpfte in den Reihen des Thälmann-Batail¬ 
lons und bis 1944 in der französischen Widerstandsbewegung. 
Nach der Befreiung vom Faschismus wurde Walter Vesper Se¬ 
kretär der KPD-Bezirksleitung Niederrhein und war Mitglied der 

Fortsetzung auf der dritten Umschlagseite 










Redaktionsbeirat 

Hauptrat Oipl.-Journ. Horst Roth, Leiter 
der Pressestelle des MPF (Vorsitzender) 
Direktor Dr. jur. Siegfried Baumann, Leiter 
der Abteilung Recht im MPF 
Direktor Dipl. rer. oec. Heinz Donat, Sekto¬ 
renleiter Finanzrevision des MPF 
Hauptrat Dipl,-Ing.-ök. Erhard Eulitz, wiss. 
Mitarbeiter in der Abteilung WTFZ des MPF 
Oberdirektor Dr. jur. Willi Gülzow, Leiter 
der Abteilung Fernmeldenetze im MPF 
Oberdirektor Dipl.-Ing.-Ök. Dieter Heinrich, 
Leiter der Abteilung Postbetrieb im MPF 
Hauptrat Dr. Erhard Henke, Leiter der Abt. 
Inf/Dok des IPF 

Rat Dipl.-Ing.-Ök. Christel Kaiser, wiss. 
Mitarbeiter im Postmuseum 
Hauptrat Dipl.-Ing.-ök. Wilhelm Krügner, 
Leiter des PFA Bernburg 
Dipl.-Gesellschaftswissenschaftler Horst 
Lehmann, Zentralvorstand der IG Trans¬ 
port- und Nachrichtenwesen 
Oberrat Dipl.-Päd. Ing. Rainer Ludwig, Lei¬ 
ter des Sektors Inf/Dok des RFZ 
Rat Thea Meincke, Bearbeiter BV in der 
BDP Neubrandenburg 
Oberdirektor Dr. rer. oec. Willi Paubel, 
Sektorenleiter in der Abteilung Internatio¬ 
nale Angelegenheiten im MPF 
Direktor Diplomwirtschafter Ing. Günter 
Reuß, Leiter des Sektors Studiobetrieb im 
MPF 

Amtmann Hans Rick, Leiter des Zentralen 
Klubs der Deutschen Post Dresden 
Hauptdirektor Dipl.-Ing.-Ök. Heinz See¬ 
mann, Leiter der BDP Berlin 
Oberdirektor Dipl.-Ing. Wolfgang Senger, 
Leiter der Funkdirektion der DP 
Direktor Dipl.-Ing. Jürgen Starke, Leiter 
des Sektors Bildung im MPF 
Oberrat Dipl.-Ing.-Ök. Klaus Ulrich, wiss. 
Mitarbeiter in der Hauptabteilung Pl/Ök 
des MPF 

Hauptrat Dipl.-Wirtschaftler Horst Walter, 
Leiter der Abt. Inf/Dok und WTZ im ORZ 
Oberrat Dipl.-Ing.-Ök. Gudrun Wolf. wiss. 
Mitarbeiter im ISW PF 


Redaktion 

Otto-Grotewohl-Str. 13, Berlin, 1080 
Ruf: 2 29 16 13 

Chefredakteur: Klaus Dreßler 

Herausgeber 

Ministerium für Post- und Fernmeldewesen 
Vertag 

transpress VEB Verlag für Verkehrswesen 
Träger des Ordens .Banner der. Arbeit* 
Französische Straße 13/14, Berlin. 1080 
Verlagsdirektor: Dr. Harald Böttcher 
Lizenz-Nr. ZLN 1147 des Presseamtes beim 
Vorsitzenden des Ministerrates der Deut¬ 
schen Demokratischen Republik 
Erscheinung zweimonatlich 
Bestellungen nehmen entgegen: 
in der DDR: alle Postämter 
im Ausland: der internationale Buch- und 
Zeitschriftenhandel 

zusätzlich in der BRD und in Westberlin: 
der örtliche Buchhandel, Firma Helios 
Literaturvertrieb GmbH, Eichborndamm 
141-167, Berlin (West) 52, sowie 
Zeitungsvertrieb Gebrüder Petermann 
GmbH 8i Co. KG, Kurfürstenstraße 111, 
Berlin (West) 30. 

Bezugspreis: jährlich 4,80 M 
Auslandspreise sind den Zeitschriftenkata¬ 
logen von BUCHEXPORT - Volkseigener 
Außenhandelsbetrieb der DDR, Leipzig 
DDR-7010, zu entnehmen. 
Anzeigenannahme: Für Bevölkerungsanzei¬ 
gen alle Anzeigen-Annahmestellen in der 
DDR, für Wirtschaftsanzeigen Zentrales 
Post- und Fernmeldeverkehrsamt, Außen¬ 
stelle 

Ritterstraße 38/40, Leipzig, 7010 
Ruf: 20 04 55 
Druck: (140) Druckerei 
Neues Deutschland, Berlin 
Artikel-Nr. 11126 


INHALT 


Fröhlich, Herbert 

Ordnung, Sicherheit und Disziplin - wesentliche Voraussetzungen für hohe Qualität 
der bevölkerungswirksamen Leistungen (91) 

Tamm, Gerhard 

Qualifizierte Anleitung, Kontrolle und Auswertung der Ergebnisse - Voraussetzung 
zur Verbesserung der Qualität der Leistungen (92-93) 

Pietschmann, Dietrich 

Wie wir beim Post- und Fernmeldeamt Bernburg täglich um Ordnung, technologi¬ 
sche Disziplin und Sicherheit ringen (94-96) 


Schulze, Rudolph 

Allseitige Planerfüllung und Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen - 
zwei Seiten unserer gemeinsamen Aufgabe (96-97) 

Schmidt, Karl-Ulrich 

Jugendobjekte der Betriebsschule Neubrandenburg - Bewährung und Ansporn für 
künftige Fernmeldebaumonteure (98-99) 

Bachmann, Gerhard 

Umbewertung der Grundmittel und neue Wertgrenze - Grundlage für die einheitli¬ 
che Bewertung der Grundfonds (100) 

KLEINE FACHGESPRÄCHE 

Arbeiten an Elektroenergieanlagen und Revision elektrischer Betriebsmit¬ 
tel (101-102) 

Gewinnauszahlung im Toto-Lotto-Dienst (I) (101-102) 

Sonder-Telegramm „750 Jahre Berlin" (103-104) 

Rechnergestützte Arbeitsplätze im Post- und Fernmeldewesen (III) (103-104) 
Gewährleistung der Verschlußsicherheit beim Einsatz von Schienentransportmit¬ 
teln (105-106) 

Brief oder Päckchen? (105-106) 

Jahn, Jochen 

Wissenschaftliche Konferenz des ISW PF (107-109) 

Hennicke, Rainer 

Die DDR als Mitglied des Verwaltungsrates des Internationalen Fernnrieldevereins 
(UIT) (109-111) 

Rother, Hans 

Der Beitritt der DDR zum Inmarsat-Abkommen (111-113) 

Erbs, Christian; Erbs, Heidrun 

Rechnergestütztes Komplexseminar — eine neue Ausbildungsform in der Ökonomie 
des Nachrichtenwesens (114-116) 


Wittig, Wolfram 

Multivalent nutzbare Software für den PC 1715 - Ein Beitrag des ORZ der Deut¬ 
schen Post zur Einsatzvorbereitung der dezentralen Datentechnik - (116-117) 


Hartmann, Lore 

Zum Einsatz von Datensammelsystemen im Anwendungsgebiet Arbeitskräfte und 
Lohn (117-118) 

KLEINE FACHGESPRÄCHE 
Können Sie zuhören? (I) (119-120) 

Neue Warenträger für Kioske • (119-120) 

„Wer vieles bringt, wird manchem etwas bringen" (121-122) 

Führungskonzeption zur Entwicklung des Arbeitsschutzes (121-122) 

Begriffe der Heimelektronik - Stereoradiorekorder SKR 700 (123-124) 

Fragen zum Notariatsrecht (123-124) 

RUNDSCHAU (125-134) 


Titelbild 

Fernmeldebaumonteure bei der Arbeit „unter Tage". Mehr über neue Formen der 
Berufsausbildung für Fernmeldebaumonteure erfahren Sie in dem auf Seite 98 be¬ 
ginnenden Beitrag. Foto: Tluste 


Dtsch. Post 32 (1987) 3 


89 



dDP-NOTIZEN 


• Der Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Minsterrates und Minister für Post- 
und Fernmeldewesen der DDR, Ru¬ 
dolph Schulze, empfing in Berlin den 
Minister für Post- und Fernmeldewesen 
der Republik Nikaragua, Oberst Leo- 
poldo Rivas Alfaro. Im Verlauf der 
Unterredung würdigten beide Minister 
die enge und vertrauensvolle Zusam¬ 
menarbeit zwischen den Nachrichten- 
Verwaltungen der DDR und Nikaraguas. 
Minister Schulze informierte den Gast 
über die Leistungen der Werktätigen 
des Post- und Fernmeldewesens der 
DDR zur Verwirklichung der Beschlüsse 
des XI. Parteitages der SED. 

Beide Minister Unterzeichneten ein Re¬ 
gierungsabkommen über die Zusam¬ 
menarbeit der DDR und der Republik 
Nikaragua auf dem Gebiet des Post- 
und Fernmeldewesens. 

Damit wurde ein weiterer Schritt zur 
Vertiefung der bereits bestehenden gu¬ 
ten Beziehungen getan. Das Abkommen 
enthält Maßnahmen, die den gegensei¬ 
tigen Post- und Fernmeldeverkehr re¬ 
geln und den Aufbau eines leistungsfä¬ 
higen Nachrichtenwesens in der Repu¬ 
blik Nikaragua unterstützen. 

• Am 21. und 22. März 1987 fand in der 
Leipziger Kongreßhalle die zentrale De¬ 
legiertenkonferenz der Industriegewerk¬ 
schaft Transport- und Nachrichtenwe¬ 
sen statt. Die Senkung des volkswirt¬ 
schaftlichen Transportaufwandes, die 
ständig steigende Leistungsqualität des 
Post- und Fernmeldewesens, die rich¬ 
tige Anwendung der Leistungsverglei¬ 
che und die weitere Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen stan¬ 
den im Mittelpunkt des Rechenschafts¬ 
berichts, den Karl Kalauch gab. Karl Ka- 
lauch wurde zum Vorsitzenden des Zen¬ 
tralvorstandes gewählt, Fritz Knöfel zum 
Stellvertreter. Sekretäre sind Günther 
Kuhn, Rolf Lietze, Uta Pech, Eberhard 
Raasch und Margot Reimann. 

Der Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Ministerrates und Minister für Post- und 
Fernmeldewesen, Rudolph Schulze, be¬ 
tonte in seinem Diskussionsbeitrag die 
gemeinsame Verantwortung von Leitern 
und Gewerkschaftsfunktionären für die 
Leistungsqualität, die leistungsgerechte 
Entlohnung, die Verbesserung der Ar¬ 
beits- und Lebensbedingungen und die 
Anwendung der Schlüsseltechnologien. 
Wir veröffentlichen wesentliche Aus¬ 
züge aus dem Diskussionsbeitrag in die¬ 
sem Heft auf den Seiten 96 und 97. 

• In der Zeit vom 12. bis 15. Mai 1987 
findet in Dresden die 31. Tagung der 
Ständigen Kommission des RGW für 
die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
des Post- und Fernmeldewesens statt. 
Die Delegation der DDR steht unter der 
Leitung des Stellvertreters des Vorsit¬ 


zenden des Ministerrats und Ministers 
für Post- und Fernmeldewesen, Rudolph 
Schulze. Im Mittelpunkt der Beratungen 
stehen Fragen des weiteren Ausbaues 
des internationalen Fernmeldenetzes 
der Mitgliedsländer des RGW. 

• Die Forschungsgruppe „Preußische 
und mecklenburgische Postmeilen¬ 
steine" hatte Ende Oktober 1986 zu ihrer 
7. Jahrestagung nach Zeitz eingeladen. 
Dieses Gebiet gehörte bis 1815 zu Kur¬ 
sachsen und wurde zu diesem Zeitpunkt 
der preußischen Provinz Sachsen zuge¬ 
teilt. Daher standen auf dem Territo¬ 
rium des Kreises Zeitz sowohl kursäch¬ 
sische als auch preußische Postmeilen¬ 
säulen bzw. -steine. Ständig zuneh¬ 
mende Mitarbeiterzahlen beweisen das 
Interesse an diesem Gebiet der Ver¬ 
kehrsgeschichte und der Denkmal¬ 
pflege. Auf der Fernverkehrsstraße Fl 
konnten auf einer zusammenhängenden 
Strecke von 35 km von Magdeburg in 
Richtung Berlin Postmeilensteine ge¬ 
säubert und systematisch neu aufge¬ 
stellt werden. Sie bilden in dieser Ge- 


Am 31. März 1987 fand im Hause des 
transpress Verlages eine außerordentli¬ 
che Beiratstagung statt, an der der 
Staatssekretär im MPF, Dr. Manfred Ca 
lov, der Mitarbeiter der Abteilung Trans¬ 
port- und Nachrichtenwesen im Zentral¬ 
komitee der SED, Heinz Paschke und 
der Verlagsdirektor von transpress, 
Dr. Harald Böttcher, als Gäste teil- 
nahmen. Nachdem Dr. Böttcher den 
neuen Chefredakteur vorgestellt und 
eingefüfirt hatte, informierte Staats¬ 
sekretär Dr. Calov über die Notwendig 
keit der breiten Anwendung von Schlüs- 


schlossenheit ein interessantes Ensem¬ 
ble der Verkehrsgeschichte. 

• Unter dem Stichwort „Postfilme" fin¬ 
den wir im 1927 erschienenen „Hand¬ 
wörterbuch des Postwesens" u. a. fol¬ 
genden Text: „Ein Postfilm ist zuerst bei 
der Eröffnung des .Ersten Deutschen Ki¬ 
nokongresses' (17.-22. 12. 1912) in Ber¬ 
lin vorgeführt worden. Gezeigt wurde 
die Beförderung eines Briefes im Be¬ 
triebe der DRP; Dauer der Vorführung 
etwa 10 Minuten. Andre Filme sind im 
Jahre 1922 auf der Deutschen Gewerbe¬ 
schau in München vorgeführt worden. 
Hergestellt hatte sie auf Veranlassung 
des RPM die Kinematographische Ge¬ 
sellschaft in München. Sie zeigten 1. die 
Beförderung eines Briefes von der Auf¬ 
gabe in Karlsruhe (Baden) bis zur Zu¬ 
stellung in München, 2. die Beförderung 
eines Pakets (in ähnlicher Form), 3. Bil¬ 
der aus dem Kraftpostbetriebe... 4. den 
Postscheckbetrieb, die Postbeförderung 
von Zeitungen, Abschnitte aus dem 
Rohrpostverkehr, Bilder aus dem Schlit¬ 
ten- und Skipostverkehr". 


seltechnologien im Post- und Fernmel¬ 
dewesen, wobei er die gesamtvolkswirt¬ 
schaftliche Verantwortung des Post- 
und Fernmeldewesens als Produktivi- 
täts- und Effektivitätsfaktor und die un¬ 
trennbare Einheit von Technik, Ökono¬ 
mie sowie Arbeits- und Lebensbedin¬ 
gungen bei ihrer Durchsetzung betonte. 
Der Beirat stimmte, ausgehend von den 
Gedanken des Staatssekretärs, den vor¬ 
geschlagenen Aktualisierungen zum 
Themenplan 1987 zu und beschloß die 
Verfahrensweise zur Ausarbeitung des 
Themenplanes 1988. 


Auf der Beiratstagung (von links): Direktor Jürgen Starke, Heinz Paschke, Dr. Manfred Calov, Dr. Harald 
Böttcher, Hauptrat Horst Röth, Klaus Dreßler, Hauptdirektor Heinz Seemann 

Foto: Riechert 



Außerordentliche Tagung des Beirats 
der Redaktion DIE DEUTSCHE POST 
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Ordnung, Sicherheit 
und Disziplin — 

wesentliche Voraussetzungen 
für hohe Qualität der 
bevölkerungswirksamen 
Leistungen 


Redaktion: Genosse Willi Stoph betonte in seinem Bericht 
an den XI. Parteitag der SED zur „Direktive zum Fünf jahrplan 
für die Entwicklung der Volkswirtschaft der DDR in den Jah¬ 
ren 1986 bis 1990", daß „die Leiter in Staat und Wirtschaft für 
die Einhaltung der Staats- und ParteidisziplirT, für die Durch¬ 
setzung unserer sozialistischen Gesetzlichkeit, für Ordnung, 
Disziplin und Sicherheit eine besondere Verantwortung tra¬ 
gen". Diese Feststellung trifft natürlich auch in vollem Um¬ 
fang auf das Post- und Fernmeldewesen zu. In Anbetracht 
der unserem Wirtschaftszweig gestellten Aufgaben interes¬ 
siert uns die Frage, welche Rolle Ordnung, Disziplin und Si¬ 
cherheit bei ihrer Lösung spielen. Genosse Direktor, worin 
besteht das objektive Erfordernis einer hohen Ordnung, Dis¬ 
ziplin und Sicherheit in der Volkswirtschaft? 

Direktor Fröhlich: Alle Prozesse in der Volkswirtschaft erfor¬ 
dern ein reibungsloses Funktionieren, das letztlich nur gesi¬ 
chert werden kann durch die eindeutige Regelung ihres Ab¬ 
laufs, die bewußte Verhinderung von Störungen aller Art und 
die freiwillige und disziplinierte Lösung der Aufgaben durch die 
Werktätigen. Deshalb gehen alle Beschlüsse von Partei und Re¬ 
gierung von der Tatsache aus, daß Gesetzlichkeit, Ordnung, Si¬ 
cherheit und Disziplin objektive Erfordernisse jeglichen gesell¬ 
schaftlichen Zusammenlebens sind. Bereits Lenin stellte eijimal 
fest: „Gemeinschaftlich arbeiten ohne Ordnung, ohne daß sich 
alle dieser Ordnung fügen, ist unmöglich." Jeder Arbeitsprozeß 
baut auf Ordnung auf, je arbeitsteiliger dieser ist, um so zwin¬ 
gender wird die Einhaltung aller Regeln und Vorschriften für die 
an ihm Beteiligten, um so mehr zeigt sich, daß Verstöße gegen 
Ordnung, Sicherheit und Disziplin zu Verlusten, Störungen, 
Qualitätseinbußen u. a. m. führen. Daraus ergibt sich letztlich 
auch die Feststellung, daß Ordnung, Disziplin und Sicherheit 
produktive Faktoren zur Leistungssteigerung sind. 

Redaktion: Welche grundsätzlichen Aufgaben ergeben sich 
hieraus für unseren Wirtschaftszweig? 

Direktor Fröhlich: Zugeschnitten auf die vom Post- und 
Fernmeldewesen für unsere sozialistische Gesellschaft zu lö¬ 
senden Aufgaben, kann man die Schwerpunkte des Kampfes 
um eine hohe Ordnung, Disziplin und Sicherheit wie folgt defi¬ 
nieren: 

- Schutz der Gesundheit und des Lebens der Werktätigen der 
Deutschen Post 

- Schutz des Volkseigentums, das der Deutschen Post von un¬ 
serer Gesellschaft zur Nutzung anvertraut wurde 

- Gewährleistung eines sicheren und störungsfreien Betriebs 
aller technischen Einrichtungen sowie des Ablaufs aller Be¬ 
triebs- und Verkehrsprozesse, um damit die zuverlässige und 
schnelle Beförderung von Postsendungen und Presseerzeug¬ 
nissen und Übermittlung von Nachrichten zu garantieren 

- Gewährleistung einer qualitativ hochwertigen und störungs¬ 
freien Versorgung unserer Bevölkerung mit den Programmen 
unseres Hör- und Fernsehrundfunks 

- Schutz der Postsendungen, Nachrichten sowie von Bargeld 
und anderen Werten, die die Deutsche Post im Aufträge 
staatlicher und anderer Einrichtungen sowie unserer Bürger 
befördert, übermittelt, verrechnet oder verwaltet. 

Diese Aufgaben bilden einerseits eine untrennbare Einheit, an¬ 
dererseits bestehen sie aus einem Komplex differenzierter 
Maßnahmen des Objekt- und Geheimnisschutzes, des Brand-, 
Havarie- und Katastrophenschutzes, der planmäßigen vorbeu¬ 
genden Instandhaltung und -Setzung, des Gesundheits- und Ar¬ 
beitsschutzes, der vorbeugenden Kriminalitätsbekämpfung 
u. a. m. 



Redaktion: Wie'wirken sich eine höhere Ordnung, Disziplin 
und Sicherheit auf die bevölkerungswirksamen Leistungen 
der Deutschen Post aus? 

Direktor Fröhlich: Die Hauptprozesse im Post- und Fernmel¬ 
dewesen weisen einen hohen Grad der Arbeitsteilung auf, den¬ 
ken wir nur daran, wieviel Dienststellen bzw. Mitarbeiter an der 
Beförderung einer Postsendung vom Aufgabeort zum Empfän¬ 
ger beteiligt sind. Die jeweils erstrebten Qualitätsziele werden 
nur dann erreicht, wenn jeder der an einem Prozeß beteiligten 
Mitarbeiter ordnungsgemäß arbeitet. Gleiches trifft auch auf 
die gewissermaßen „indirekt" beteiligten Mitarbeiter zu, die 
durch ihre Arbeit dafür zu sorgen haben, daß die umfangreich 
eingesetzten Arbeitsmittel stets einsatzbereit sind. Wird dies 
nicht gewährleistet, kommt es zu Störungen im Arbeitsprozeß 
und damit meistens zu ökonomischen Verlusten bzw. zur Min¬ 
derung &er Leistungsqualität. Es ist aber noch ein weiterer Fak¬ 
tor zu nenhen, der über die Höhe der Qualität entscheidet: die 
Technolgie. Was nützt die ordnungsgemäße Arbeit nach der 
vorgeschriebenen Technologie, wenn diese selbst nicht voll 
den Erfordernissen entspricht, wenn sie selbst begünstigende 
Bedingungen für Unregelmäßigkeiten enthält? 

Redaktion: Wir wissen aus der Praxis, daß oftmals äußere 
Einwirkungen wie Zugverspätungen den Arbeitsprozeß und 
damit auch die Qualität negativ beeinflussen. Was kann ge¬ 
gen diese Auswirkungen getan werden? 

Direktor Fröhlich: Es gehört zu einer hohen Ordnung und Si¬ 
cherheit, daß wir uns auf solche und andere, besonders tech¬ 
nisch bedingte Unregelmäßigkeiten einstellen müssen. Es gilt 
deshalb ebenfalls zu regeln, was bei welchen Unregelmäßigkei¬ 
ten zu geschehen hat, gewissermaßen eine Antihavariearbeit 
im weitesten Sinne des Wortes zu organisieren. Natürlich genü¬ 
gen die entsprechenden Festlegungen allein nicht, die Mitarbei¬ 
ter müssen sie auch genau kennen und die zutreffenden Hand¬ 
lungen trainieren. Geschieht dies nicht, so wird die jeweilige 
Qualitätseinbuße mit Sicherheit noch größer, als sie ursächlich 
von „außen" verursacht wurde. 

Redaktion: Abschließend die Frage, wer zu einer höheren 
Ordnung, Disziplin und Sicherheit beitragen kann. 

Direktor Fröhlich: Jeder leitende und andere Mitarbeiter; es 
ist in den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen eindeutig 
geregelt, daß jeder Werktätige mit der Übernahme einer Ar¬ 
beitsaufgabe für deren ordnungsgemäße Durchführung verant¬ 
wortlich ist. Dies entwickelt sich aber nicht im Selbstlauf. Die 
Leiter haben eine besondere Verantwortung dafür, daß die Vor¬ 
aussetzungen für ein ordnungsgemäßes Arbeiten bewußt ge¬ 
schaffen werden: 

- die Organisation eines Arbeitsprozesses ohne Störfaktoren 

- den Einsatz von Mitarbeitern, deren Qualifikation den Erfor¬ 
dernissen der Arbeitsaufgabe entspricht 

- gute Arbeits- und Lebensbedingungen einschließlich eines 
vorbildlichen Arbeits- und Gesundheitsschutzes 

- die ständige Kontrolle und Analyse der Arbeitsprozesse zur 
Aufdeckung und Beseitigung von Störfaktoren aller Art 

- die Erziehung der Mitarbeiter zur ordnungsgemäßen Arbeit 
und zur freiwilligen, bewußten Disziplin und Wahrung der so¬ 
zialistischen Gesetzlichkeit sowie ihre Einbeziehung in die 
Realisierung einer hohen Ordnung, Disziplin und Sicherheit, 
insbesondere im Rahmen des sozialistischen Wettbewerbs. 

Je besser es gelingt, besonders die letztgenannte Aufgabe zu 
lösen, desto erfolgreicher ist der Kampf zur Überwindung von 
Unregelmäßigkeiten im Arbeitsprozeß und damit zur Erhöhung 
der Qualität der bevölkerungswirksamen Leistungen. 
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Qualifizierte Anleitung, 
Kontrolle und Auswertung 
der Ergebnisse - Voraus¬ 
setzung zur Verbesserung 
der Qualität der Leistungen 

Von Oberrat Dipl.-Ing.-ök. GERHARD TAMM, 

Leiter des Hauptpostamtes Berlin 58 

Die Beschlüsse des XI. Parteitages der SED zur Weiterführung 
der erfolgreichen Wirtschafts- und Sozialpolitik orientieren alle 
Bereiche unseres Wirtschaftszweiges auf Spitzenleistungen zur 
Erhöhung der ökonomischen Effektivität und zur Sicherung der 
Leistungen in bester Qualität. Hierfür ergeben sich die Grundla¬ 
gen zunächst aus der Schöpferkraft der Werktätigen sowie aus 
den Ergebnissen von Wissenschaft und Technik, verbunden mit 
neuen technologischen Verfahren. 

Die weitreichenden Lösungsvorschläge zur Verwirklichung der 
ökonomischen Strategie bis zum Jahr 2000 verbinden sich aber 
auch mit der Forderung, Qualität, Sicherheit und Ordnung wir¬ 
kungsvoller durchzusetzen und weiter auszuprägen, um auf die¬ 
sem Wege noch besser die Reserven zu erschließen, die aus 
der Vermeidung von Störungen im Betriebsablauf und von Ver¬ 
lusten jeder Form sowie aus der Verhinderung von Rechtsver¬ 
letzungen resultieren und unseren ökonomischen und sozialen 
Fortschritt beeinträchtigen. Zur Lösung dieser Aufgaben kann 
für den Verantwortungsbereich des HPA Berlin 58 auf die hohe 
persönliche Leistungs- und Einsatzbereitschaft der Mehrzahl 
unserer Kolleginnen und Kollegen, ihr Verarltwortungsbewußt- 
sein und die zielgerichteten Verpflichtungen im sozialistischen 
Wettbewerb verwiesen werden. Dementsprechend nehmen 
auch die Mitarbeit an der Schaffung bestmöglicher Vorausset¬ 
zungen zur Gewährleistung der Qualitätsparameter und der Si¬ 
cherheitsvorkehrungen im Rahmen der Neuererbewegung so¬ 
wie die gegenseitige erzieherische Einflußnahme auf die konse¬ 
quente Durchsetzung einer vorbildlichen Ordnung, Sicherheit 
und Disziplin zur Einhaltung der Rechtsnormen und der techno¬ 
logischen Disziplin in unseren Kollektiven einen breiten Raum 
ein. 


Hohe Anforderungen an Anleitung und Kontrolle 

Bei diesen Aktivitäten und Initiativen der Mitarbeiter ergeben 
sich konkrete Abhängigkeiten zum Wirkungsgrad ihrer Anlei¬ 
tung und Kontrolle, und es bestätigt sich, daß für einen siche¬ 
ren und störungsfreien Ablauf der Prozesse in allen Betriebsbe¬ 
reichen zielgerichtete Leitungsaktivitäten laufend bedeutungs¬ 
voller werden. Im Mittelpunkt steht hierbei die Durchsetzung 
der notwendigen hohen technologischen Disziplin, und es muß 
stärker beachtet werden, daß ständig höhere und häufig wech¬ 
selnde Anforderungen zur Ausführung jder Arbeitsaufgaben 
entstehen und Einfluß auf die Leistungsqualität nehmen. Die 
hieraus resultierenden Erfordernisse lassen sich aus der Sicht 
des Amtes wie folgt zusammenfassen: 

• Im Kollektiv der Leitung des HPA müssen noch besser ein¬ 
heitliche Wertungen zu auftretenden Mängeln und Unzuläng¬ 
lichkeiten entwickelt werden. Da letztlich jeder Fehler Qualitäts¬ 
minderungen nach sich zieht und Verluste begünstigt, muß ei¬ 
ner undifferenzierten Bewertung von Fehlern ständig entgegen¬ 
gewirkt werden. Hierzu ergeben sich eindeutig Wechselbezie¬ 
hungen zwischen Kenntnissen und Fähigkeiten der Leiter, ihrer 
daraus resultierenden Arbeit und den Gesamtergebnissen der 
von ihnen geleiteten Kollektive. In diesem Sinne kommt der 
Qualifizierung von Anleitung und Kontrolle ständig gleichblei¬ 
bende Bedeutung zu. 

• Noch zielgerichteter müssen durch hohe, aus den Planaufla¬ 
gen abgeleitete und erfüllbare Aufgabenstellungen Spitzenlei¬ 
stungen organisiert und durch motivierende Wertungen der 
persönlichen und kollektiven Arbeitsergebnisse unterstützt wer¬ 


den. Es ist daher unumgänglich, z. B. die Aufgabenstellungen 
zu den betrieblichen Prämienlohnsystemen etwa alle zwei 
Jahre zu aktualisieren und mit der BGL neu zu vereinbaren. 

• Bei der Anleitung der Mitarbeiter ist nicht nur die Informa¬ 
tion schlechthin, sondern eine ausgeprägte Wissensvermitt¬ 
lung zu sichern, um die notwendige Übereinstimmung zwi¬ 
schen Bereitschaft und Befähigung zur Qualitätsarbeit weiter 
zu entwickeln. 

• Es sind noch ausgeprägte rationell organisierte, tiefgründige, 
den wechselnden Schwerpunkten angepaßte Kontrollen, ver¬ 
bunden mit sachkundigen Auswertungen der Ergebnisse und 
Entscheidungen zur Schaffung bestmöglicher Leistungsvoraus¬ 
setzungen, durchzuführen. Die für die Ämter verbindlichen zen¬ 
tralen Kontrollsystematiken der Dienstanweisungen können für 
die Kontrolltätigkeit nur den Rahmen darstellen. 

• Die Anleitung und Kontrolle muß noch eindeutiger die poli¬ 
tisch-ideologische Einflußnahme auf die Motivation der Mitar¬ 
beiter zu Bestleistungen sichern. Sie darf keine Diskrepanzen 
zwischen Lohn und Leistungen zulassen. 


Anleitung und Kontrolle im Rahmen 
der Leistungsbewertung 

Mit der Konkretisierung der leistungsorientierten Lohnpolitik 
der Deutschen Post ergaben sich beim Hauptpostamt ab 1984 
neue bzw. erweiterte Verantwortlichkeiten der Leiter für die An¬ 
leitung und Kontrolle der Mitarbeiter und Kollektive. 

Die Einführung verstärkt leistungsabhängiger Lohnzuschläge 
verdeutlichte allen Mitarbeitern den hohen Stellenwert einer 
fehlerfreien Arbeit und die Notwendigkeit, durch beste Arbeits¬ 
ergebnisse insgesamt eine qualitätsgerechte postalische Ver¬ 
sorgung zu gewährleisten. Es kam und kommt vor allem darauf 
an, durch die ideologische Arbeit der Leiter das Verständnis da¬ 
für zu wecken, daß jede persönliche Erwartung und Forderung 
an unsere sozialistische Gesellschaft ihre Grundlage nur in der 
persönlichen Leistung finden kann, so daß nur die Erfüllung 
bzw. die Überbietung der Planauflagen Maßstab einer differen¬ 
zierten materiellen Leistungsstimulierung sein kann. 

Die persönliche Leistung wird in erster Linie durch zielgerich¬ 
tete Anleitung begründet, und die Höhe des individuellen An¬ 
teils bestätigt sich durch die Kontrolltätigkeit. Die Effizienz die¬ 
ser Leistungsbewertung, und damit die zielgerichtete Einfluß¬ 
nahme auf die Planerfüllung, wird hierbei vor allem durch die in 
Übereinstimmung mit der BGL vorzunehmende betriebliche 
Ausgestaltung der zentralen Prämienlohnsysteme bestimmt. 
Neben den zentralen Vorgaben zur quantitativen Arbeitslei¬ 
stung als Voraussetzung wurden deshalb beim HPA zur Siche¬ 
rung bester Arbeitsergebnisse den qualitativen Anforderungen, 
zutreffend für den jeweiligen Betriebsbereich, u. a. solche Ziel¬ 
stellungen zugeordnet, wie 

- die Erfüllung aller beeinflußbaren technisch-wirtschaftlichen 
Kennziffern 

- die höfliche und fachgerechte Bedienung und Beratung der 
Postkunden 

- die Einhaltung der Uniformordnung 

- die Arbeit ohne berechtigte Eingaben 

- die fehlerfreie Nachweisführung zu Bargeld, Beständen und 
Sendungen 

- die volle Gewährleistung von Ordnung, Sicherheit und Ar¬ 
beitsdisziplin 

- die Einhaltung der ASAO und StVO 

- an Bestwerten orientierte Vorgaben zu speziell wirkenden 
Schwerpunkten z. B. Kassierleistungen, Abschluß der Zei¬ 
tungszustellung bis 7 Uhr, Anteil der Telegramme, die den 
Empfängern zugesprochen werden, Anteil der Aushändigung 
von Telegrammen gegen Empfangsbescheinigung 1 

- die Pflege der Arbeitsmittel 

- die Einhaltung der Verbrauchsvorgaben VK/DK 

- die fehlerfreie Auslieferung der Presseerzeugnisse 

- die Bereitschaft zur Übernahme zusätzlicher Leistungen bzw. 
von Vertreterleistungen. 

Diese Kriterien, die eindeutige Wertungen zulassen, nehmen 
zugleich den erforderlichen Einfluß auf die Gewährleistung der 
technologischen Disziplin, da sie konkret auf die Ausführung 
der Aufgaben gemäß den Dienstanweisungen und den betrieb- 
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liehen Anordnungen orientieren und für die Vergabe der Güte¬ 
note 1 eine fehlerfreie Arbeit voraussetzen. Insgesamt erfordert 
die Vergabe von Gütenoten eine besonders sorgfältige Arbeit 
der Leiter. Sie bestimmen daher eigenverantwortlich bei den 
viermal monatlich durchzuführenden Überprüfungen von Ar¬ 
beitsergebnissen jedes Mitarbeiters im HPA die Form und den 
Inhalt. Das sind u. a. sowohl Kontrollen während des Zustell¬ 
ganges, Kontrollen zum pünktlichen Dienstbeginn, zur rationel¬ 
len Nutzung der Arbeitszeit und der planmäßigen Beendigung 
des Dienstes, zur ordnungs- und termingemäßen Bearbeitung 
der Sendungen, zur Bargeldsicherung und pünktlichen Abrech¬ 
nung kassierter Beträge, als auch Prüfungen der Aushändi- 
gungs- und Abrechnungsunterlagen, der Fahrtenbücher und 
sonstigen Arbeitsunterlagen. Bewußt wurde diese Prüf- und 
Kontrolltätigkeit in Form und Inhalt in keiner Weise einge¬ 
grenzt, um in der Praxis jeglichen Schematismus und die Her¬ 
ausbildung von „Standard-Kontrollen" auszuschließen. Im Ge¬ 
samtergebnis der bei den Kontrollen und Überprüfungen fest¬ 
gestellten, von den Mitarbeitern anerkannten und aufgezeich¬ 
neten Fehler und Mängel sowie vorliegender berechtigter Ein¬ 
gaben oder Mängelmeldungen anderer Dienststellen hat sich 
im Bereich eine konkrete Gütebewertung zur individuellen Lei¬ 
stung jedes Mitarbeiters herausgebildet. Gewachsen ist trotz 
des hohen Arbeitsaufwandes gleichzeitig die Bereitschaft der 
Leiter, sich in dieser Form mit den Arbeitsergebnissen der ein¬ 
zelnen Mitarbeiter ihrer Verantwortungsbereiche auseinander¬ 
zusetzen, da vor allem durch diese Arbeit nachweisbar Verbes¬ 
serungen und Stabilisierungen der Leistungsqualität erzielt 
werden konnten, die sich für den HPA-Bereich wie folgt darstel¬ 
len: 

Entwicklung der Leistungsqualität 


Anzahl der TWK 

1/86 

11/86 

II1/86 

IV/86 

Beauflagt 

17 

17 

17 

17 

Erfüllt 

12 

14 

16 

15 

Fehlerfrei 

12 

14 

15 

15 

Bestwert (%) 

70,6 

82,4 

88,2 

88,2 

Leistungsbewertung 

der Mitarbeiter 



Bewertung 

1/86 

11/86 

111/86 

IV/86 


% 

% 

% 

% 

Gütenote 1 

37,4 

41,1 

35,3 

39,3 

Gütenote 2 

30,6 

30,0 

30,9 

30,0 

Gütenote 3 

17,7 

15,7 

16,9 

15,5 

Ohne Gütenote 

14,3 

13,2 

16,9 

15,2 


Auswertung der Kontrollergebnisse 

Mit den Kontrollen zur Leistungsbewertung verbindet sich un¬ 
mittelbar die materielle Stimulierung der Leistungen der Werk¬ 
tätigen über die Vergabe von Gütenoten. Diese Kontrolltätigkeit 
muß daher dem Anspruch hoher Objektivität, der an jede Kon¬ 
trolle zu stellen ist, besonders gerechtwerden, so daß es sinn¬ 
voll ist, die Auswertung nicht nur auf den unmittelbar betroffe¬ 
nen Mitarbeiter zu beschränken. Für den BDP-Bereich wurde 
daher festgelegt, daß die Leistungsbewertungen vom Dienst¬ 
stellenleiter vor dem Leiter des Postamts zu verteidigen sind. 
Monatliche Auswertungen in den Kollektivberatungen des HPA- 
Bereichs führen zur Information aller Kollektivmitglieder über 
die Einzelbewertungen, werden für zielgerichtete Hinweise für 
eine Verbesserung der Ergebnisse genutzt und ermöglichen die 
Klärung von Differenzstandpunkten. Da es letztlich nur Ziel sein 
kann, über eine real nachgewiesene Leistungssteigerung des 
Einzelnen Verbesserungen und Stabilisierung der Leistungsqua¬ 
lität insgesamt zu erreichen, ist die in diesem Rahmen mögli¬ 
che erzieherische Einflußnahme ebenfalls sehr bedeutungsvoll. 
Die Zweckmäßigkeit dieser Verfahrensweise und die sachkun¬ 
dige Arbeit der Leiter bestätigen sich, da bisher im HPA-Be- 
reich Einsprüche zur Leitungsbewertung nicht vorliegen. 

Zu beachten ist ferner, daß aus den Ergebnissen der Leistungs¬ 
bewertung gleichzeitig Aussagen zum Leistungsstand der ein¬ 
zelnen Kollektive abgeleitet werden können. Zunächst doku¬ 
mentiert die individuelle Leistungsbewertung weitgehend den 
Anteil des Einzelnen an der qualitätsgerechten Lösung der Auf¬ 
gaben des Kollektivs. Da jedoch die Prämienlohnsysteme in ih¬ 
ren Zielstellungen praktisch alle Aufgaben zur Qualitätssiche¬ 


rung beinhalten, die zusammengefaßt einen Querschnitt dieser 
Gesamtanforderungen darstellen und einer exakten Wertung 
unterliegen, ergibt sich zur Leistungsqualität auch eine Kom¬ 
plexaussage, die Rückschlüsse auf das Leistungsniveau der 
Kollektive zuläßt, sofern in einer Wertung die Gütenoten aller 
Kollektivmitglieder zusammengefaßt werden. 

Bewährt hat sich, im HPA-Bereich für alle Kollektive die Durch¬ 
schnittsgütenote aller Kollektivmitglieder vierteljährlich zu er¬ 
mitteln und in diese Wertung auch die Zahl der Mitarbeiter ein¬ 
zubeziehen, die keine Gütenote erhalten konnten. In der Abstu¬ 
fung der Gütenoten würden hierbei Faktoren 1 bis 3, für die 
Zahl der Mitarbeiter ohne Gütenote der Faktor 4 zugrundege¬ 
legt. In dieser einfachen Form wird ein Gesamtüberblick über 
die Niveauunterschiede zwischen den Kollektiven möglich, der, 
bestätigt durch die Kontrolltätigkeit der Leiter, reale Einschät¬ 
zungen und nach regelmäßiger Auswertung im Leitungskollek¬ 
tiv Entscheidungen zur Unterstützung zurückgebliebener Kol¬ 
lektive sichert. 

Bezogen auf die Kollektive des Annahme- und Zustelldienstes 
ergibt sich z. B. für das Jahr 1986 folgender Überblick zum Lei- 


stungsstand dieser Kollektive: 
Durchschnittsgütenoten 


Bewertung 

Kollektive 

% 

1 

1 

4,4 

1,1 ...1,5 

5 

21,7 

1,6..2,0 

8 

34,8 

2.1...2,5 

4 

17,4 

2,6... 3,0 

3 

13,0 

über 3 

2 

8,7 


Im Gesamtergebnis der Leistungsbewertung aller Mitarbeiter 
des Amtes (gleichfalls einbezogen die Mitarbeiter, die keine 
Gütenote erhielten) beträgt der Durchschnitt in der Bewertung 
2,2. Gemessen an der Gesamterfüllung des HPA, ist diese Aus¬ 
sage zur Leistungsfähigkeit aller Mitarbeiter als durchaus real 
anzusehen. Sie bestätigt darüber hinaus verantwortungsbe¬ 
wußte Wertungen durch die verantwortlichen Leiter. 

Es ist weiterhin offensichtlich, daß die aus den Einzelergebnis¬ 
sen abgeleiteten Wertungen für die Kollektive auch spezielle 
Beachtung bei der Abrechnung der Ergebnisse im sozialisti¬ 
schen Wettbewerb finden müssen. Sie sind als alleinige Grund¬ 
lage der Auswertung umstritten, da sie in der Wertigkeit auch 
abhängig von der Ausgestaltung der Prämienlohnsysteme sind. 
Aber zur Plazierung der Kollektive in der Wettbewerbsführung 
können weitere Wertungen einbezogen werden. Im Bereich des 
Amtes werden u. a. die Ergebnisse aus der Neuererbewegung 
(Beteiligung), die Werbungen für das bargeldlose Inkasso, die 
TWK 1.11 für diese Wertung berücksichtigt. 


Erfordernisse der weiteren Arbeit 

Aus den bisherigen Ergebnissen der Arbeit auf diesem Gebiet 
können folgende Schlußfolgerungen abgeleitet werden: 

• Der Anleitung und Kontrolle der Mitarbeiter zur Leistungsbe¬ 
wertung kommt zur Lösung der ständig steigenden Anforderun¬ 
gen auch weiterhin gleichbleibende Bedeutung zu. Diese Funk¬ 
tion der Leitungstätigkeit ist nicht als zusätzliche Kontrollauf- 
gabe zu verstehen und muß konkret in die Systematik der allge¬ 
mein verbindlichen Kontrollaufgaben eingeordnet werden, da 
die Belange der Qualitätssicherung nicht von anderen Kontroll¬ 
aufgaben getrennt werden können. 

e Im Gegensatz zur sonstigen Kontrolltätigkeit, deren Ergeb¬ 
nisse sich fast ausschließlich als Stichprobenkontrollen darstel¬ 
len, haben Kontrollen zur Leistungsbewertung auf Grund der Er¬ 
fassung aller Mitarbeiter der Betriebsbereiche hohe Aussage¬ 
kraft. Sie beziehen auch Kontrollerfordernisse der Ämter ein, 
die zentral den Kontrollaufgaben nicht zugeordnet werden kön¬ 
nen. Auch aus diesen Gründen sind regelmäßige Auswertungen 
der Ergebnisse im Leitungskollektiv besonders bedeutungsvoll. 

• Die Ergebnisse finden ihren Ausdruck in konkreten Werten, 
die eine Vergleichbarmachung der Leistungen der Kollektive 
und Ämter ermöglichen. 

Denkbar sind Aussagen zur Durchschnittsgütenote des Amtes 
in der Information über Kennziffern für die Leistungsbewertung 
der Direktionen und Ämter (ISW) - Teil TWK-, die über die 
EDV-Statistik Prämienlohn aufbereitet werden könnten. 
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Wie wir beim Post- und Fernmeldeamt Bernburg täglich ' 
um Ordnung, technologische Disziplin und Sicherheit ringen 


Von Rat Ing. DIETRICH PIETSCHMANN, Stellvertreter des Leiters 
für das Post- und Zeitungswesen im PFA Bernburg 


Sichere und stabile Nachrichtenverbindungen sind von ent¬ 
scheidender Bedeutung für die Lösung der Aufgaben von Par¬ 
tei, Staat, Wirtschaft und für die Bevölkerung. Deshalb sind un¬ 
sere Anstrengungen und Aktivitäten ständig auf eine immer 
bessere qualitative Befriedigung der gesellschaftlichen Nach¬ 
richtenbedürfnisse gerichtet. 

Um dies alles zu garantieren, stehen die Probleme Ordnung, 
technologische Disziplin und Sicherheit in unserem PFA im Lei¬ 
tungsprozeß an vorderster Stelle. 

Wie wir im Bereich PZ gezielt darauf Einfluß nehmen, soll an 
folgenden ausgewählten Problemkreisen dargelegt werden: 

- Arbeit mit dem Kontrollprogramm 

- Persönliche Kontrollpläne 

- Bearbeitung von Sendungen mit den Zusatzleistungen Ein¬ 
schreibungen und Eilsendung 

- Aufsichtsdienste 

- Arbeit mit Ordnungshelfern 

- Umgang mit Bargeld und anderen Werten 

- Rapportsysteme. 


Jährlich ein spezielles Kontrollprogramm 

Gute Erfahrungen haben wir mit unserem jährlichen Kontroll¬ 
programm für den Bereich PZ gemacht. Dieses Kontrollpro¬ 
gramm wird zu Beginn eines jeden Jahres neu erarbeitet. Es 
enthält die Schwerpunkte, die zur Einhaltung von Ordnung, Si¬ 
cherheit, technologischer Disziplin sowie zur Qualitätssiche¬ 
rung unabdingbar sind. Im Kontrollprogramm sind weiterhin 
eine Zusammenstellung der Betriebsprüfungen bei Dienststel¬ 
len, Postämtern und Poststellen sowie Sonderkontrollen beim 
Umgang mit Bargeld und anderen Werten enthalten. 

Um die Kontrollaufgaben abrechenbar zu gestalten, wurden 
dazu konkrete Verantwortlichkeiten und Termine festgelegt. 
Gleichzeitig ist das Kontrollprogramm Basis für die persönli¬ 
chen Kontrollpläne der Abteilungsleiter Post. 

Zu den Arbeitsberatungen des Stellvertreters berichten die Ver¬ 
antwortlichen in Form von Vorlagen jeweils im ersten Monat 
des rfeuen Quartals über den erreichten Stand und die Realisie¬ 
rung der Kontrollaufgaben. 

Im einzelnen ist im Kontrollprogramm folgende Aufgabenstel¬ 
lung integriert: 

• terminliche Einordnung von Betriebsprüfungen bei Dienst¬ 
stellen, Postämtern und Poststellen 


Das ab Januar 1987 naueingerichtata Postamt Bamburg 4 im Wohnkomplex 
Bernburg-Südwest entspricht allen Forderungen an Ordnung und Sicherheit 



• Kontrollen zur Sicherung der Qualität 

- in der Telegramm- und Eilzustellung 

- bei Laufzeiten - rückstandsfreie Eingangs~und Abgangsbe¬ 
arbeitung von Postsendungen - 

- im internationalen Postverkehr 

• Durchsetzung von Ordnung, Sicherheit und Disziplin 

- im Einschreibverkehr 

- fristgemäße Verrechnung der Schecks 

• Reduzierung bzw. Vermeidung ökonomischer Verluste durch 

- richtige Gebührenerfassung und Führung der Unterlagen bei 
Absenderfreistemplern 

- richtige Behandlung der Nachweisführung des Mahnverfah¬ 
rens und der Gebührenerfassung bei Postmietverpackungen 

- richtige Erfassung der ausgereichten Bargeld- und Wertzei¬ 
chenvorschüsse sowie Prüfung der Erfordernisse über die 
festgelegte Höhe 

- richtige Verrechnung der Zentralen Kurierdienst- und Post¬ 
schließfachgebühren 

- Einhaltung der Sicherheitsbestimmungen im Kassettenaus¬ 
tausch und richtige Verrechnung der Gebühren aus öffentli¬ 
chen Münzern 

- Soll-Ist-Vergleiche bei Postöffentlichen 

• Umgang mit Bargeld und anderen Werten 

- gemeinsame Kontrollen mit der Volkspolizei betreffs Sicher¬ 
heit der postalischen Objekte 

- komplexe FahYzeugkontrollen 

- Einhaltung der Festlegungen bei der Bearbeitung des Trans¬ 
ports und Lagerung von Bargeld und anderen Werten. 

Belegt wird die Durchführung der Kontrollen in Arbeitsbüchern, 
die jeder Abteilungsleiter führt. Außerdem wird über jede Kon¬ 
trolle, wenn nötig, ein Auflagenprotokoll gefertigt, das die 
Grundlage zur Nachkontrolle bildet. Wiederholte Feststellun¬ 
gen gleicher Art finden ihren Niederschlag in der Höhe des lei¬ 
stungsorientierten Gehalts des jeweiligen Leiters. 

In diesem Zusammenhang soll nicht unerwähnt bleiben, daß 
die termingerechte und qualitätsgerechte Erfüllung des Kon- 
trollprogramms wie auch des persönlichen Kontrollplanes Be¬ 
dingungen der leistungsorientierten Gehälter der Abteilungslei¬ 
ter bilden. 


Persönliche Kontrollpläne 

Jeder Abteilungsleiter wie auch der Stellvertreter Post verfügt, 
wie schon erwähnt, über einen persönlichen Kontrollplan, der 
jeweils für ein halbes Jahr aufgestellt wird. Grundlage dieser 
persönlichen Kontrollpläne bilden das Kontrollprogramm und 
die im jeweiligen Verantwortungsbereich bestehenden Schwer¬ 
punkte in der Abwicklung der Betriebs- und Verkehrsprozesse. 
Die Kontrollpläne enthalten: 

- in welchem Monat werden welche Kontrollen durchgeführt 

- in welchen Dienststellen bzw. Postämtern wird kontrolliert 

- einen Raum für Bemerkungen. 

Diese Kontrollpläne stellen ein echtes Mittel für eine planmä¬ 
ßige Kontrolltätigkeit dar und haben sich in der Vergangenheit 
bestens bewährt. 


Umgang mit Bargeld und anderen Werten 

Die Durchsetzung von Ordnung und Sicherheit bei Lagerung, 
Bearbeitung und Transport von Bargeld und anderen Werten 
betrachten wir als nie abgeschlossen. Viele Aktivitäten wurden 
hierzu entwickelt. So wird seit Jahren eine zielstrebige Arbeit in 
den von Territorialorganen geleiteten Kommissionen und Ar¬ 
beitsgruppen geleistet. Einen wichtigen Platz nimmt dabei die 
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Arbeit der Kommission Ordnung und Sicherheit ein, in der ne¬ 
ben den Kreditinstituten und den Sicherheitsorganen auch die 
Deutsche Post integriert ist. 

Auf Grund der guten Zusammenarbeit konnten solche Probleme 
wie Einzahlung von Erlösen des Handels auf dem Lande und die 
damit im Zusammenhang stehende Abbeförderung optimal ge¬ 
löst werden. 

Bei der Durchsetzung von Ordnung und Sicherheit unserer Ein¬ 
richtungen erhalten wir eine spürbare Unterstützung durch das 
VPKA. Unter Teilnahme der Abschnittsbevollmächtigten und 
Vertretern des Post- und Fernmeldeamtes werden jährlich ein¬ 
mal alle Postämter und Poststellen überprüft, ob die Bestim¬ 
mungen für die technischen Sicherheitsmaßnahmen den kon¬ 
kreten Schutzbedürfnissen entsprechen. 

Diese Objektbegehungen haben wesentlich dazu beigetragen, 
daß dfe von uns genutzten Räumlichkeiten einen hohen Sicher¬ 
heitsgrad ausweisen. Auch beim Bau neuer Postämter und 
Poststellen erhalten wir diesbezüglich Unterstützung durch die 
genannten Organe. 

Aber auch im Rahmen der territorialen Rationalisierung wurden 
wesentliche Erfolge erzielt. Dazu zählen: 

- Reduzierung der Bargeldtransporte 

- Neuordnung der genannten Erlöseinzahlung des Handels in 
den Gemeinden 

- Nutzung des örtlichen Bargeldausgleichs zur Reduzierung 
der Bargeldtransporte. 

Stabilität haben wir bei der Sicherheit im Kraftfahrdienst er¬ 
reicht. Das hat seine Ursache in kontinuierlich, aber spontan 
angesetzten Komplexkontrollen. So werden innerhalb eines 
kurzen Zeitraumes bei allen Kraftgüterposten, Landkraftposten 
und Ortskraftposten Unterwegskontrollen durchgeführt. Bei 
diesen Unterwegskontrollen, der Beauftragte erhält dazu einen 
schriftlichen Auftrag, werden unter anderem folgende Kriterien 
geprüft: 

- ordnungsgemäße Sicherung des Fahrzeugs zum Zeitpunkt 
der Kontrolle 

- Funktionstüchtigkeit des Schlosses und des Jreibriegels der 
Laderaumtür 

- Vorhandensein und Funktionstüchtigkeit des Zweitverschlus¬ 
ses 

- Funktionstüchtigkeit der Alarmanlage 

- Ladungsaustausch entsprechend den Bestimmungen der 
Dienstanweisung 

- gesicherte Lagerung der Gegenstände im Fahrzeug 

- Einhaltung der Fahrzeit 

- Abweichung der Linienführung. 

Diese Kontrollen werden im Fahrtenbuch nachgewiesen. Die 
Feststellungen erhält der jeweilige Dienststellenleiter zur Aus¬ 
wertung in Form eines Protokolls übergeben. Mängel, die ge¬ 
gen Ordnung und Sicherheit verstoßen, werden beim betreffen¬ 
den Mitarbeiter unnachsichtig in der Gütebewertung geahndet. 

Sicherung einer hohen Leistungsqualität im 
Postbeförderungsdienst 

Um täglich die geforderten Qualitätsparameter zu erfüllen, ha¬ 
ben wir umfangreiche kontrollfähige Maßnahmen veranlaßt. So 
gibt es einen Maßnahmeplan zur weiteren Erhöhung der Si¬ 
cherheit im Einschreibverkehr und konkrete Festlegungen über 
die Behandlung von Sendungen mit der Zusatzleistung Eilsen¬ 
dung. Diese betrieblichen Dokumente enthalten z. B. für jede 
Bearbeitungsstelle entsprechend den örtlichen Bedingungen 
exakte Festlegungen über Handhabung solcher Sendungen bei 
der Annahme, Lagerung, Zuschrift, Übergabe, Aushändigung 
sowie Fertigung von Bunden und Kartenschlüssen. 

Alle Mitarbeiter, 1 die in diesen Dienststellen beschäftigt sind, er¬ 
halten anhand der vorgenannten Unterlagen im Dienstunter¬ 
richt in immer wiederkehrender Folge Unterweisung in der Be¬ 
handlung solcher Sendungsarten, so daß durch die ständige 
Einwirkung auf die Mitarbeiter stabile Leistungen erreicht wer¬ 
den. 

Schließlich kommt es gerade in diesen Leistungsarten darauf 
an, daß nur durch Wahrnehmung der Verantwortung aller Lei¬ 
ter eine durchgängige Qualitätskette - von der Annahme bis 
hin zur Abbeförderung - ermöglicht wird. 



Oie nach der Rekonstruktion des PFA Bernburg 1 in Betrieb genommene Paket¬ 
annahme und -ausgabe garantiert ein ordnungsgemäßes und sicheres Arbeiten 

Fotos: Trostei 


Aufsichtsdienste im Post^ und Zeitungswesen 

Eine nicht unwesentliche Rolle spielen in unserem PFA die Auf¬ 
sichtsdienste (Leiter vom Dienst). Auf diesem Gebiet, so wird 
eingeschätzt, haben wir seit Jahren einen zuverlässigen Stamm 
von Mitarbeitern geschaffen, der sich aus erfahrenen Leitern 
und technisch-ökonomischen Mitarbeitern der Fachrichtung PZ 
sowie Mitarbeitern der Nachforschungsstellen zusammensetzt. 
So ist in den Hauptverkehrszeiten ständig ein Mitarbeiter zu¬ 
sätzlich eingesetzt, um die Betriebs- und Verkehrsprozesse zu 
überwachen und bei Störungen sofort entsprechende Maßnah¬ 
men, die wiederum in Havarie- und Einsatzplänen festgelegt 
sind, einzuleiten. Die einzelnen Aufsichtsdienste sind in be¬ 
stimmte Systeme gegliedert, wobei für jedes Kontrollsystem 
gesonderte Kontrollaufgaben, die konkret auf die Spezifik des 
betreffenden Dienstes (früh, spät, Wochenende) gezielt aufge¬ 
baut sind und gleichzeitig die Schwerpunkte für die Durchfüh¬ 
rung dieser Dienste darstellen. Über die Ergebnisse und Vor¬ 
kommnisse wird ein Nachweis in Buchform geführt. Dieser 
Nachweis dient u. a. gleichzeitig dem täglichen Rapport über 
die Betriebslage. Ergänzt werden diese besonderen Aufsichts¬ 
dienste darüber hinaus in der Dienstregelung der Abteilungslei¬ 
ter und DienststeHenleiter Post. Entsprechend ihrer Funktion 
sind die Arbeitszeitpläne den technologischen Prozessen der je¬ 
weiligen Dienststelle angepaßt. 

In Vorbereitung des Einsatzes von Schalterterminals wurden 
unter anderem die Dienstzeiten der Dienststellenleiter und 
technisch-ökonomischen Mitarbeiter im Annahmedienst so ge¬ 
staltet, daß ein umschichtiger Dienst den Öffnungszeiten der 
Schalter angeglichen wurde, das heißt, daß ab Schalteröffnung 
bis Schalterschluß immer ein verantwortlicher Leiter des An¬ 
nahmedienstes anwesend ist. 


Arbeit mit den Ordnungshelfern 

Sehr großen Wert wird auch auf die Arbeit mit den Ordnungs¬ 
helfern gelegt, ist es doch der Kreis der Mitarbeiter, der beson¬ 
ders geeignet ist, Einfluß darauf zu nehmen, daß die bisher auf¬ 
gezeigten Probleme in ihren Verantwortungsbereichen beson¬ 
ders gut gelöst werden. Vor allen Dingen sollte erkannt werden, 
daß die Ordnungshelfer bei aktivem Einsatz eine wertvolle Hilfe 
für den Dienststellenleiter sind. In der betrieblichen Ordnung 
unseres PFA sind der Einsatz von Ordnungshelfern für den Be¬ 
reich PZ sowie deren Rechte und Pflichten, Aufgaben, Arbeits¬ 
weise und Anleitung konkret fixiert. Das ist die theoretische 
Seite - wie sieht es in der Praxis aus? 

Unsere Ordnungshelfer haben entsprechend der Spezifik ihres 
Einsatzbereiches konkrete Aufgaben erhalten, die sich in stän¬ 
dige und zeitweilige Schwerpunkte unterteilen. Die Dienststel¬ 
lenleiter der jeweiligen Verantwortungsbereiche vergeben die 
Kontrollaufträge. Sie werden vom zuständigen Abteilungsleiter 
bestätigt, der auch den ehrenamtlichen Helfern Anleitung und 
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Unterstützung gibt. Der Mitarbeiter für Postsonderfragen wirkt 
ebenfalls aktiv bei der Betreuung der Ordnungshelfer mit. Die 
Ordnungshelfer halten die Ergebnisse ihrer Arbeit in Nachwei¬ 
sen fest, für die vom PFA eine Nomenklatur vorgegeben wurde. 
Diese Unterlagen erhalten die Dienststellenleiter und Abtei¬ 
lungsleiter monatlich zur Auswertung vorgelegt. In halbjährli¬ 
chen Leistungsvergleichen tauschen die Ordnungshelfer ihre 
Erfahrungen aus. So mancher Hinweis eines Ordnungshelfers 
half bei der Beseitigung von Mängeln in Durchsetzung der tech¬ 
nologischen Disziplin wie auch bei der frühzeitigen Aufklärung 
negativer Aktivitäten. 


Rapportsystem 

Zum schnellen Erkennen von Schwachstellen und zu ihrer Über¬ 
windung dient das mit gutem Erfolg praktizierte Rapport¬ 
system, wobei wir nach zwei Arten unterscheiden, nämlich 

- tägliche Rapporte zur Sicherung des Prinzips der fehlerfreien 
Arbeit und Leistungsqualität im PZ 

- wöchentliche Rapporte über die prophylaktische Arbeit ein¬ 
schließlich Ordnung und Sicherheit. 

In den täglichen Frührapporten wird von den Abteilungsleitern 
Post dem Stellvertreter Post über die konkrete Situation des 
Betriebsdienstes in den einzelnen Verantwortungsbereichen 
berichtet, und bei Abweichungen von Ordnung, technologi¬ 
scher Disziplin oder Sicherheit werden Vorschläge für deren 
Beseitigung unterbreitet. Diese täglichen Rapporte haben in 
der Vergangenheit mit dazu beigetragen, daß im PFA eine sta¬ 
bile Leistungsqualität des PZ erreicht wurde. 

Aber auch die Rapporte über die Organisation, Durchführung 
und Auswertung der praktischen Arbeit beim Leiter des Amtes 
haben zu einer gesunden Entwicklung unseres PFA beigetra¬ 


gen. In einem Monatsplan werden die inhaltlichen Schwer¬ 
punkte und der Teilnehmerkreis festgelegt. So wird eine syste¬ 
matische und gezielte Vorbereitung für die Rapportteilnehmer 
erreicht. Einen breiten Rahmen nehmen in diesen Rapporten 
die vorbeugende Tätigkeit zur Vermeidung von Sendungsverlu¬ 
sten und zur weiteren Erhöhung der Sicherheit ein. Auch die 
Einhaltung der technologischen Disziplin findet ihren Nieder¬ 
schlag in diesen Rapporten. Nachstehend dazu einige Bei¬ 
spiele, worüber die Verantwortlichen u. a. zu berichten haben: 

- Verlustkonzentration im Eim und Abgang 

- ungerechtfertigte Nachforschungsanträge 

- Mängel in Einlieferungs- und Aushändigungsbelegen 

- vorbeugende Tätigkeit zur Vermeidung von Sendungsverlu¬ 
sten 

- Arbeiten mit Ordnungshelfern 

- Bearbeitung der Sendungen mit den Zusatzleistungen Ein¬ 
schreiben und Eilsendung 

- Entwicklung der Verluste und Ersatzleistungen 

- Erhöhung der Sicherheit im Verkehr mit Wirtschaftspaketen. 
Zur höheren Wirksamkeit wird über jeden Rapport ein entspre¬ 
chendes Festlegungsprotokoll gefertigt und terminiert. Über 
die Realisierung haben die verantwortlich Genannten dem Lei¬ 
ter des Amtes zu berichten. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß mit der be¬ 
schriebenen Arbeitsweise zur Gewährleistung von Ordnung, 
technologischer Disziplin und Sicherheit in unserem PFA im Be¬ 
reich PZ in den letzten Jahren gute Erfahrungen gemacht wer¬ 
den konnten. Die vorliegenden Ergebnisse lassen dies eindeutig 
erkennen. Nunmehr kommt es darauf an, auf dem Erreichten 
aufzubauen, um stets die Übereinstimmung von Wort und Tat 
zu wahren, bewußte Disziplin zu fördern sowie an allen Ab¬ 
schnitten das geplante Niveau zu erreichen. 


AHseitige Planerfüllung und Verbesserung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen - 
zwei Seiten unserer gemeinsamen Aufgabe 


Aus dem Diskussionsbeitrag des Stellvertreters des Vorsitzenden des Ministerrates und Ministers für Post- und 
Fernmeldewesen, RUDOLPH SCHULZE, auf der zentralen Delegiertenkonferenz der Industriegewerkschaft 
Transport- und Nachrichtenwesen 


Am Anfang steht die Erfüllung und gezielte Überbietung der an¬ 
spruchsvollen Pläne, um mit der Wirtschaftskraft unseres Staa¬ 
tes und der Sozialpolitik noch schneller und sicherer voranzu¬ 
kommen. Diese zwei Gedanken, die bei uns einander bedingen 
und praktisch die zwei Seiten einer Medaille sind, mobilisieren 
vielerorts die Werktätigen unserer Bereiche dazu, sowohl die 
Beschlüsse zur Führung des sozialistischen Wettbewerbs im¬ 
mer anspruchsvoller und konkreter auf die einzelnen Arbeitsbe¬ 
reiche auszurichten, als auch die Betriebskollektivverträge erst 
dann zu verabschieden, wenn sie kontrollfähig und abrechen¬ 
bare Führungsdokumente zur Verwirklichung unserer Sozial¬ 
politik auf betrieblicher Ebene geworden sind. Wir wissen alle, 
das ist noch nicht überall in gleicher Qualität gesichert. Aber 
ich meine, wenn wir auch bei uns in diesem Punkte weiter vor¬ 
ankommen wollen, dann muß dieser Anspruch in jedem Amt 
verwirklicht werden, so wie es die Weimarer, die Berliner von 
der 58, die Frankfurter, die Ludwigsluster und viele andere Kol¬ 
leginnen und Kollegen aus beispielgebenden Ämtern der Deut¬ 
schen Post bewiesen haben. Denn das war doch die Grundlage 
dafür, daß die Pläne Jahr für Jahr auch im Post- und Fernmel¬ 
dewesen erfüllt und nicht unbeträchtlich überboten und dabei 
gleichzeitig die Arbeits- und Lebensbedingungen verbessert 
wurden, auch wenn wir mit manchem noch nicht zufrieden sind 
und mit Recht weiter vorwärts drängen. Dabei waren uns die 
gemeinsamen Dokumente, wie zum Beispiel die Vereinbarung 
zwischen dem MPF und dem Zentralvorstand der IG Transport- 
und Nachrichtenwesen zur Durchführung von zentralen Lei¬ 
stungsvergleichen im Bereich des Post-, Fernmelde- und Funk¬ 


wesens sowie zur Verleihung der Wanderfahne als auch das 
Programm zur Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingun¬ 
gen, die wir ebenso gemeinsam als einheitliche strategische 
Führungsinstrumente im Post- und Fernmeldewesen umgesetzt 
haben, eine wesentliche Hilfe. Und so wird es auch künftig 
sein. 

Konzeptionell langfristig angepackt, wurde dadurch u. a. im Be¬ 
reich der Arbeiterversorgung, insbesondere für Werktätige im 
Schichtdienst, des Abbaus der Arbeitserschwernisse, der Be¬ 
treuung der Mitarbeiter und des Erholungswesens vieles voran¬ 
gebracht. Aber wir wissen auch, nicht alles davon genügt heute 
noch den Ansprüchen, wie sie der XI. Parteitag der SED stellt, 
aber es war und ist ein sicheres Fundament, um Neues mit grö¬ 
ßerem Schrittmaß anzugehen. 

Das half letztendlich mit, das bestehende Vertrauensverhältnis 
zur Politik der SED weiter zu festigen, und war mit Ansporn, 
neue und höhere Ziele im sozialistischen Wettbewerb zu set¬ 
zen. Und mit gutem Grund kann man auch sagen, daß sich da¬ 
durch die Kampfkraft unserer Reihen weiter erhöht hat; denn 
nicht von ungefähr kommt es, daß z. B. das sozialistische Nach¬ 
richtenwesen anläßlich des Ehrentages der Werktätigen des 
Post- und Fernmeldewesens am 8. Februar 1987 an Erich Hon 
ecker melden konnte, daß die Pläne im Januar trotz extremer 
Kälte und Schnee in allen Positionen erfüllt und teilweise be¬ 
trächtlich überboten wurden und das Post-, Fernmelde- und 
Funkwesen an jedem Tag und in allen Bereichen des gesell¬ 
schaftlichen Lebens sicher funktionierte. 

Diese Resultate wurden im Februar und in der ersten März- 
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hälfte tagtäglich wiederholt. Und auch für das Nachrichtenwe¬ 
sen steht z. Z. der formulierte Anspruch, den Monat März mit 
den besten Ergebnissen abzurechnen. Aber wie Günter Mittag 
auf dem Leipziger Seminar sagte, „kommt es darauf an, ganz 
im Sinne der weiteren zielstrebigen Verwirklichung der Be¬ 
schlüsse unseres XI. Parteitages überall im sozialistischen 
Wettbewerb den Kampf mit großer Konsequenz auf die Überer¬ 
füllung des Volkswirtschaftsplans für das ganze Jahr 1987 zu 
richten." Dazu gehören auch die Leistungsvergleiche - aber 
nicht nur Zahlen, sondern das, was dahintersteht, nicht nur 
Orientierung nach innen, sondern immer unter volkswirtschaft¬ 
lichen Gesichtspunkten. 

Aber höchstmögliche Quartalsergebnisse setzen voraus, daß 
die Produktion und die Betriebsdurchführung umsichtig und 
gut vorbereitet werden. Dabei spielt die aufmerksame Arbeit 
mit unseren Kolleginnen und Kollegen, das Erreichen von Ein¬ 
sicht und Überzeugung für höchste arbeitstägliche Leistung 
eine ganz entscheidende Rolle; denn wir machen doch immer 
wieder die Erfahrung: Sind unsere Mitarbeiter ausführlich über 
die Anforderungen informiert, kennen sie die Bedeutung ihrer 
eigenen Leistung für die des gesamten Amtes, und herrscht zu¬ 
dem eine aufgeschlossene und vertrauensvolle Atmosphäre, 
wo dem Leiter keine Frage zuviel, aber auch kein Vorschlag zu 
unbequem ist, dann geht es in der Planerfüllung gut und konti¬ 
nuierlich voran. Ich meine, das bestätigt erneut der sehr erfreu¬ 
liche Stand in der Verpflichtungsbewegung zur gezielten Über¬ 
bietung des Planes 1987. 

Und es ist deshalb völlig richtig, daß diese guten Leistungen 
hohe ideelle und auch materielle Anerkennung finden. Auf dem 
Leipziger Seminar im vorigen November habe ich an Hand von 
Beispielen nachgewiesen, daß Gütenote, Produktlohn und 
Leistung noch nicht überall übereinstimmen. Ich bitte Sie des¬ 
halb, mich noch tatkräftiger zu unterstützen, daß dort die höch¬ 
sten Gütenoten vergeben werden, wo die besten Leistungen 
vollbracht werden, und daß der Mitarbeiter die höchste Prämie 
erhält, der am meisten für unsere sozialistische Gesellschaft 
geleistet hat und leistet. Scheu der Leiter vor der Auseinander¬ 
setzung oder Bequemlichkeit sind nun einmal nicht die richtige 
Triebkraft. Wir haben alle gemeinsame Verantwortung, das so¬ 
zialistische Leistungsprinzip überall voll zur Geltung zu bringen. 
Eine entscheidende Bedeutung für erfüllte Pläne und hohe Lei¬ 
stung hat die weitere zielstrebige Rationalisierung, so wie es in 
den Beschlüssen steht und wie es Erich Honecker unseren Kol¬ 
legen im Post- und Fernmeldewesen in seinem Glückwunsch¬ 
schreiben zum Tag der Werktätigen des Post- und Fernmelde¬ 
wesens noch einmal anschaulich aufgezeigt hat. Die hohen 
Ziele zur besseren Versorgung der Bevölkerung und zur Reali¬ 
sierung der Anforderungen des Staates und der Wirtschaft ma¬ 
chen es notwendig, daß es bei uns mit der technologischen 
Entwicklung schneller vorangeht und dabei gleichzeitig weitere 
Erleichterungen in der Arbeit, insbesondere für unsere Frauen, 
geschaffen werden. Noch mehr müssen wir die Rationalisie¬ 
rung darauf richten. Und ich stimme hier auch völlig mit dem 
Kollegen Kalauch überein, daß uns hierbei die Zustellerinnen 
und die Mitarbeiterinnen im Umschlagdienst besonders am 
Herzen liegen müssen. Den Blick für das Kleine, Naheliegende 
und damit Selbstverständliche dürfen wir uns trotz Roboter-, 
Computer- und CAD/CAM-Einsatz keinesfalls trüben lassen. 
Denn soviel kann man heute schon sagen, es wird sich z. B. bis 
zur Jahrhundertwende im wesentlichen weder an der Zahl von 
etwa 21 000 Zustellern noch an der gegenwärtig praktizierten 
Grundtechnologie im Zustelldienst etwas ändern. Aber was die 
Kolleginnen mit Recht erwarten können, sind heute unter den 
gegenwärtigen Möglichkeiten machbare technologische Bedin¬ 
gungen, wissenschaftlich-technische Lösungen, die den Frauen 
Erleichterungen in ihrer Arbeit bringen. Und darum müssen 
sich alle verantwortlichen Leiter mit gleicher Hartnäckigkeit 
kümmern, wie es bei anderen Dingen der technischen Erneue¬ 
rung in unserem Wirtschaftszweig gang und gäbe ist. Das be¬ 
deutet keinen Abstrich an neuer Technik und neuen Technolo¬ 
gien - im Gegenteil. Man darf aber beim Lösen von Neuem das 
Aufholen von Rückständen nicht vernachlässigen - besonders 
bei den Arbeitsbedingungen. 

Und trotzdem, Kollegen, gestattet mir noch ein paar Gedanken 
zu den Hoch- und Spitzentechnologien; denn auch sie werden 
unweigerlich für die Entwicklung des Post- und Fernmeldewe- 
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sens von alles entscheidender Bedeutung sein. Sie gehen nicht 
ohne die Menschen, denen wir die Pflicht haben zu helfen, 
diese zu beherrschen. Ich spreche auch gerade deshalb dazu, 
weil ich Sie darauf aufmerksam machen möchte, daß mit den 
Entwicklungsrichtungen im Nachrichtenwesen, wie sie vom 
XI. Parteitag der SED beschlossen wurden, die Informations¬ 
und Kommunikationstechnologien selbst immer stärker zu 
volkswirtschaftlichen Schlüsseltechnologien ersten Ranges 
werden. Die Volkswirtschaft der DDR braucht zur Realisierung 
ihrer rasanten Vorwärtsstrategie ein gut ausgebautes Nachrich¬ 
tenwesen und dabei insbesondere ein leistungsfähiges automa¬ 
tisiertes Datennetz. Zum Beispiel werden bis 1990 90 000 CAD/ 
CAM-Arbeitsstationen in den Kombinaten und Betrieben errich¬ 
tet. Viele davon müssen über das Datennetz verbunden wer¬ 
den, um miteinander kommunizieren zu können. Sonst kornmen 
dort nicht die mit den Stationen verknüpften Effekte. Hierfür 
müssen bei der Deutschen Post neueste Technik und Technolo¬ 
gien sowohl in speziellen Vermittlungs- und Übertragungsstel¬ 
len als auch im Kabelnetz zum Einsatz kommen. Unter anderem 
ist das Verlegen von mehreren tausend Adern-Kilometer Licht¬ 
wellenleiterkabel in den Jahren bis 1990 dafür vorgesehen. 
Kollegen, ich hebe gerade diesen Bereich des Einsatzes von 
Schlüsseltechnologien hervor, weil sich in wenigen Jahren 
auch in unserem Lande eine qualitativ neue Etappe der wissen¬ 
schaftlich-technischen Revolution nur über ein gut funktionie¬ 
rendes Nachrichtenwesen vollziehen kann. Deshalb gilt es hier, 
genauso wie in den Bereichen, wo Schlüsseltechnologien den 
eigenen inneren Reproduktionsprozeß des Post- und Fernmel¬ 
dewesens effektiver gestalten helfen, wie die bereits genann¬ 
ten Schalterterminals oder die Datenbank „Teilnehmer", alle 
Kolleginnen und Kollegen darauf rechtzeitig und gründlich vor¬ 
zubereiten. Die Massenhaftigkeit der Einführung derartiger 
neuer Technik und Technologien macht es notwendig, mit noch 
mehr Konsequenz und Nachdruck auf diesem Gebiet zu arbei¬ 
ten. Wir müssen einfach erwarten, daß jeder unserer Leiter er¬ 
kennt, daß sich mit der Einführung der Schlüsseltechnologien 
für die Menschen eine völlig neue Stellung im Reproduktions¬ 
prozeß vollzieht. 

Dabei muß sich jeder davor hüten, zu glauben, daß sich die da¬ 
mit verbundenen interessanteren und schöpferischen Aufga¬ 
ben für unsere Mitarbeiter sowie die Verbesserung ihrer Ar- 
beits- und Lebensbedingungen im Selbstlauf ergeben. Nur der 
handelt verantwortungsbewußt, der die Kollegen von Anfang 
an einbezieht und damit rechtzeitig über die höheren Anforde¬ 
rungen an das Wissen, Können und soziale Handeln der Werk¬ 
tätigen informiert. Mit anderen Worten: Die sozialen Wirkun¬ 
gen der Schlüsseltechnologien betreffen die Arbeit, die Bildung 
und die Qualifikation der Werktätigen und reichen hin bisHn die 
Familien und die Freizeit, und nicht alle sind 20, und auch die 
Vorbildung ist äußerst unterschiedlich. Daraus ergibt sich die 
Notwendigkeit, überall und gegenüber jedermann äußerst ver¬ 
ständnisvoll vorzugehen. Ich häbe dazu jeden Leiter beauftragt; 
und so sollten wir gemeinsam an diese Aufgabe gehen, denn 
gerade auch bei der Einführung von Schlüsseltechnologien 
muß jeder spüren, daß das sehr wohl ein Stück Politik zum 
Wohle des Volkes ist und daß Wissenschaft und Technik im So¬ 
zialismus nicht gegen den Menschen, sondern für ihn wirken. 
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Jugendobjekte der Betriebsschule Neubrandenburg - 
Bewährung und Ansporn für künftige Fernmeldebaumonteure 

Von Oberinspektor Ing.-Päd. KARL-ULRICH SCHMIDT, Lehrobermeister 


Große Einsatzbreite und hohe Disponibilität sind Kriterien, die 
jeder zukünftige Fernmeldebaumonteur erfüllen muß. Eigen¬ 
schaften wie Zuverlässigkeit, Hilfsbereitschaft, Selbständigkeit, 
Kollegialität, Höflichkeit und Diszipliniertheit gegenüber dem 
Teilnehmer sollten deshalb in dieser Berufsrichtung selbstver¬ 
ständlich sein. Fernmeldebaumonteure werden in den Fernmel¬ 
debauämtern beim Netz- und Anlagenbau und bei den Post- 
und Fernmeldeämtern beim Sprechstellenbau, in der Zentralen 
Entstörungsstelle, im Störungsvermeidungsdienst II und im 
Technischen Dienst an Kabeln eingesetzt. 


Hohe Anforderungen 

an den zukünftigen Fernmeldebaumonteur 

Wir als Lehrkräfte für den berufspraktischen Unterricht haben 
die schwierige, wenn auch schöne Aufgabe, unseren Jugendli¬ 
chen ein fundiertes fachliches Wissen und Können zu vermit¬ 
teln, damit sie mit Abschluß der Berufsausbildung die Fachar¬ 
beiterleistung erreichen. 

1981 wurde vom Staatssekretariat für Berufsausbildung eine 
Anordnung über Lehrproduktion und Ausbildungsplätze für die 
Berufsausbildung der Lehrlinge erlassen. 

In dieser Anordnung geht es darum, den Lehrlingen entspre¬ 
chend den staatlichen Lehrplänen anspruchsvolle Produktions- 
bzw. Arbeitsaufgaben zu übergeben. Zum Erlernen bestimmter 
Facharbeitertätigkeiten werden geeignete Arbeitsaufgaben des 
Betriebes den Lehrlingen zur Realisierung übergeben. In unse¬ 
rer Lehrproduktion, seit 1976 Jugendobjekt, werden zum Bei¬ 
spiel Fernsprechendapparate aus den verschiedenen Betrieben 
des Bezirkes instandgesetzt. Grundvoraussetzung für den Ein¬ 
satz der Lehrlinge in der Lehrproduktion oder in anderen Ju¬ 
gendbrigaden ist jedoch die Schaffung der fachlichen Grundla¬ 
gen. Diese Grundlagen bedeuten für den zukünftigen Fernmel¬ 
debaumonteur die Aneignung von Fähigkeiten und Fertigkeiten 
insbesondere in den Ausbildungsabschnitten 

- Werkstoffbearbeitung 

- Grundfertigkeiten der Fernmelde- und Installationstechnik 

- Grundfertigkeiten der Kabelmontage 
und 

- Grundfertigkeiten der Freileitungs- und Luftkabelmontage. 


Alle diese Grundfertigkeiten werden an unserer Schule in den 
dafür vorgesehenen Kabinetten sowie auf einer Lehrtrasse für 
die Freileitungsmontage vermittelt. Das ist eine breite, zum Er¬ 
reichen des Berufsziels jedoch unentbehrliche Ausbildungspa¬ 
lette. 


Lehrproduktion, Jugendobjekte, Jugendbrigaden 

Jugendobjekte, oder besser gesagt, die Lösung von Produk¬ 
tionsaufgaben unter Beteiligung von Lehrlingen, sind für Lehr¬ 
linge und Lehrkräfte eine sehr attraktive Sache. Für diese Art 
der Ausbildungsgestaltung sind jedoch aus der Sicht der 
Schule geeignete Voraussetzungen zu schaffen. Ein Bautrupp¬ 
wagen W 50, ein Spezialanhänger für den Materialtransport 
und ein Baustellenanhänger für den Aufenthalt der Lehrlinge 
und für Unterweisungen bilden die materielle Grundlage. Zwei 
Lehrkräfte für den berufspraktischen Unterricht und ein Be¬ 
treuer aus dem Fernmeldeamt zeichnen für die fachliche und 
pädagogische Anleitung und Kontrolle verantwortlich. In den 
vergangenen Jahren wurde dank der großzügigen und verant¬ 
wortungsbewußten Unterstützung der Schule durch die BDP 
und des FMA Neubrandenburg jährlich ein geeignetes Bauvor¬ 
haben im Wertumfang von etwa 50 bis 70 TM bereitgestellt. 
Seit 1977 führen wir als Schule in Zusammenarbeit mit dem 
Fernmeldeamt zeitweilige Jugendobjekte durch. Die in den er¬ 
sten Jahren gesammelten Erfahrungen wurden gemeinsam mit 
der Bezirksdirektion und dem Fernmeldeamt ausgewertet und 
somit die jetzigen Voraussetzungen geschaffen. 

Zu den Ausbildungsinhalten dieser Produktionsaufgaben zählen 
unter anderem Kabelverlegungen, Durchörterungen, Montage¬ 
arbeiten an Kabelverbindungen, Abzweigen und Abschlußein¬ 
richtungen sowie die Instandsetzung von oberirdischen Netz¬ 
ausläufern. So wurde durch unsere Lehrlinge kontinuierlich seit 
1977 jedes Jahr eine konkrete Aufgabe zur Verbesserung der 
fernmeldemäßigen Versorgung ländlicher Bereiche realisiert. 
Ein weiteres Bewährungsfeld für unsere Lehrlinge ist die Lehr¬ 
produktion, ein für die Instandsetzung sowie Herstellung von 
Baugruppen und Geräten geschaffenes Kabinett. Hier sind die 
Fernmeldebaulehrlinge an der Instandsetzung von Nummern¬ 
schaltern, kompletten Fernsprechendapparaten und GUM be- 
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teiligt. Es werden weiterhin Türöffnungsanlagen hergestellt und 
Flachrelais gewickelt. 

Wichtig bei der Organisation von Jugendobjekten ist die Teil¬ 
nahme und Einbeziehung aller Lehrlinge. Obwohl bei der Aus¬ 
wahl von Jugendobjekten oder bei Arbeiten in den Brigaden 
des Fernmeldebauamtes auf eine Komplexität der Lehrplanan¬ 
forderungen geachtet wird, kann es Vorkommen, daß nicht je¬ 
der Lehrling alle Bereiche durchläuft. Hier hat die Lehrkraft für 
den berufspraktischen Unterricht die Aufgabe, anhand eines 
Versetzungsplanes zu organisieren, daß jedem Lehrling alle Tä¬ 
tigkeiten vermittelt werden und somit eine lehrplangerechte 
Ausbildung gesichert wird. 

Das Jugendobjekt auf der Baustelle oder im Kabinett bietet un¬ 
seren Lehrlingen ein breites Betätigungsfeld, das von ihnen mit 
Begeisterung und Stolz gemeistert wird. 

Praxisnahe Ausbildung durch Jugendobjekte 

Die Arbeiten in der Lehrproduktion oder in Jugendobjekten 
sind Hauptbestandteil im sozialistischen Berufswettbewerb. 
Die Aktivtagung bzw. Veranstaltungen zum Abschluß einzelner 
Wettbewerbsetappen im Berufswettbewerb sind Höhepunkte 
im Kollektivleben unserer Lehrlinge. In einer dieser Veranstal¬ 
tungen wurde dem Klassenkollektiv in würdiger Form vom Lei¬ 
ter des Fernmeldeamtes und dem Direktor unserer Betriebs 
schule ein Jugendobjekt übergeben. Die Aufgabe lautete: 
Verkabelung der Ortslage Neverin und teilweise Instandsetzung 
der oberirdischen Netzausläufer. Damit leisteten die Lehrlinge 
einen wesentlichen Beitrag zur Senkung des Störungsaufkom¬ 
mens in der Gemeinde. Im Rahmen des sozialistischen Berufs¬ 
wettbewerbes wurde gleichzeitig zwischen dem Direktor unse¬ 
rer Schule und dem Klassenkollektiv eine Zielprämienvereinba¬ 
rung abgeschlossen. 

Da kommt ja etwas auf uns zu! Das sollen wir schaffen? Das 
waren Gedanken von wohl den meisten Lehrlingen nach Über¬ 
gabe dieses Jugendobjektes. Befürchtungen dieser Art sind zu 
verstehen, denn Hauptbestandteil der Kabinettausbildung war 
Üben, Üben und nochmals Üben. Die Lehrlinge standen mit der 
Übertragung des Jugendobjekts vor einer völlig neuen Situa¬ 
tion. Es ging darum, materielle Werte selbständig herzustellen. 
Jetzt half kein Ach und Weh und Aber, Leistungskriterien wie 
Qualität und Quantität standen auf der Tagesordnung. Die Ver¬ 
legung von 1 100 m Kabel und die Neugestaltung einer Freilei¬ 
tungslinie unter ungünstigen Witterungsbedingungen im No¬ 
vember verlangten von jedem Lehrling den Einsatz seiner gan¬ 
zen Kraft. Ich möchte hier aus dem Diskussionsbeitrag eines 
Lehrlings zitieren, der aus Anlaß der Fertigstellung des Jugend¬ 
objektes „Neverin" auf der BWB-Aktivtagung sagte: „Es gab si¬ 
cher schwierige Situationen, doch ein Aufgeben gab es für uns 
nicht, denn jeder wußte, worauf es ankam. Aber als es später 
an interessante Aufgaben heranging, wie zum Beispiel an das 
Beschälten und Anbringen von Endverzweigern und Endver¬ 
schlüssen, da sah man, wie sich die Freude an der Arbeit bei je¬ 
dem Lehrling steigerte. Es mußte jeder beweisen, daß die wo¬ 
chenlange Ausbildung im Kabinett und in der Schule nicht um¬ 
sonst war." Bleibende Werte zu schaffen, Verantwortung zu 
tragen - und das schon während der Lehrzeit - berechtigt, 
stolz zu sein auf das Geschaffene. 

Unsere Bemühungen als Bildungseinrichtung gehen dahin, Lei¬ 
stungsvergleiche praxisnah zu gestalten. Daher bietet es sich 
an und ist für uns schon selbstverständlich geworden, Lehrpro¬ 
duktion und Baustelle für diese Zwecke zu nutzen.-Die Lehr¬ 
linge streben hierbei nach Höchstleistungen, 50 der besten 
Lehrlinge aus allen Berufen fahren zur zentralen Abschlußver¬ 
anstaltung im Leistungsvergleich nach Berlin. Dieses Ziel zu er¬ 
reichen, heißt für die Lehrlinge, in den beiden ersten Etappen 
einige Bewährungsproben zu bestehen sowie gewachsenes 
fachliches Können nachzuweisen. So werden von den Fernmel¬ 
debaulehrlingen in der 1. Etappe Fernsprechendapparate in¬ 
standgesetzt. In der 2. Etappe geht es um die Herstellung von 
Kabelabzweigverbindungen und Verzweigereinrichtungen der 
Ortslage Neverin. Leistungsvergleiche sind für unsere Lehrlinge 
Bewährungssituationen, die zu einer lebendigen und jugendge¬ 
mäßen Wettbewerbsatmosphäre im sozialistischen Berufswett¬ 
bewerb beitragen. 



Die Arbeit der Lehrlinge muß sich im horten Dauerbetrieb bewähren - erst 
dann ist das Jugendobjekt abgeschlossen Fotos: Sokolka 


Wissen, Können und Persönlichkeit 

Seit Übergabe des Jugendobjektes ist ein knappes dreiviertel 
Jahr vergangen. Die Lehrlinge haben ihre Verpflichtung, unfall¬ 
frei zu arbeiten und gute Qualität zu leisten, erfüllt. Ein Bauvor¬ 
haben wurde beendet, in dem harte Arbeit und unvergeßliche 
Stunden eine gute Einheit bildeten. Das Jugendobjekt mit sei¬ 
nen neuen Tätigkeitsmerkmalen und Anforderungen gestaltete 
sich für jeden Lehrling zu einem echten Bewährungsfeld. Einen 
großen Einfluß auf die positive Entwicklung des Kollektivs und 
die Persönlichkeitsformung jedes einzelnen Lehrlings hatte die 
gemeinsame Tätigkeit. Es konnten Arbeitserfahrungen gesam¬ 
melt werden, die für den künftigen Einsatz des Fernmeldebau¬ 
monteurs großen Wert besitzen. Wenn der Lehrling weiß, 
durch seine Arbeit erhält die Gemeinde eine wesentlich bes¬ 
sere fernmeldetechnische Versorgung, dann kann er mit Recht 
stolz sein auf das Geleistete. Wie wichtig der Berufsstolz für 
die zukünftigen Facharbeiter ist, kang jeder aus seiner eigenen 
Entwicklung erkennen. Einen nicht zu unterschätzenden Einfluß 
auf die Arbeitserziehung hat die gemeinsame Erarbeitung von 
Bauvorhaben durch die Lehrlinge. Es werden Bewußtseins- und 
Charakterqualitäten sowie Verhaltensweisen anerzogen, die nur 
unter Praxisbedingungen im Kollektiv möglich sind. Als Bei¬ 
spiele möchte ich hier Pünktlichkeit, Zuverlässigkeit und nicht 
zuletzt die Erziehung zur Qualitätsarbeit nennen. In feierlicher 
Form wurde das abgeschlossene Bauvorhaben an den Leiter 
des Fernmeldeamtes Neubrandenburg und den Direktor unse¬ 
rer Betriebsschule übergeben. Die Lehrlinge legten Rechen¬ 
schaft ab über die geleistete Arbeit und übergaben einen Quali¬ 
tätspaß mit einer Garantieverpflichtung. Die Würdigung der ge¬ 
zeigten Leistungen erfolgte über die Prämiierung in den einzel¬ 
nen Berufswettbewerbsetappen. Das Klassenkollektiv erhielt 
aufgrund der gezeigten vorbildlichen Leistungen auf einer Fest¬ 
veranstaltung beim Minister für Post- und Fernmeldewesen die 
Medaille „Vorbildliches Lehrlingskollektiv im sozialistischen Be¬ 
rufswettbewerb" . 

Sicherlich ist die lehrplangerechte Produktion nur ein Teil auf 
dem Weg zum Facharbeiter, jedoch ein wesentlicher, um die 
dem Post- und Fernmeldewesen übertragenen Aufgaben auch 
in den nächsten Jahren qualitätsgerecht zu erfüllen. 
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Umbewertung der Grundmittel 
und neue Wertgrenze — Grund¬ 
lage für die einheitliche 
Bewertung der Grundfonds 

Von Oberrat Dipl.-Ök. GERHARD BACHMANN, 
wiss. Mitarbeiter im MPF 

In den Jahren 1985 und 1986 war in der Industrie sowie in weite¬ 
ren Wirtschaftszweigen, darunter auch im Post- und Fernmel¬ 
dewesen, eine Umbewertung der Grundmittel durchzuführen. 
Die Grundlage dafür bildete ein entsprechender Beschluß des 
Präsidiums des Ministerrates der DDR vom 5. November 1984. 
In diesem Zusammenhang stimmte der Ministerrat dem Vor¬ 
schlag der Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik zu, die 
Wertgrenze der Grundmittel von bisher 1000 Mark auf 2000 
Mark (in haushaltsfinanzierten Einrichtungen von 500 Mark auf 
1000 Mark) zu erhöhen. Zur Vorbereitung und Durchführung 
dieser beiden Maßnahmen sind folgende Rechtsvorschriften er¬ 
lassen worden: 

- Anordnung vom 14. Dezember 1984 über die Umbewertung 
der Grundmittel (GBl. I Nr. 37 S. 450) 

- Anordnung Nr. 2 vom 15. November 1985 über die Umbewer¬ 
tung der Grundmittel (GBl. I Nr. 31 S. 359) - regelt die Umbe¬ 
wertung der Grundmittel im Verantwortungsbereich des 
MPF in weiteren Bereichen der Volkswirtschaft 

- Anordnung vom 15. November 1985 über die Erfassung und 
den Nachweis der umbewerteten Grundmittel in Rechnungs¬ 
führung und.Statistik (GBl. I Nr. 31 S. 358) 

- Anordnung vom 15. November 1985 über die Grundmittelab¬ 
grenzung (GBl. I Nr. 31 S. 358) - regelt die Veränderung der 
Wertgrenze der Grundmittel. 

Die weitere Vervollkommnung von Leitung, Planung und wirt¬ 
schaftlicher Rechnungsführung in der Grundfondswirtschaft er¬ 
fordert reale Wertmaßstäbe, die den volkswirtschaftlichen Re¬ 
produktionsbedingungen und -erfordernissen in der neuen 
Etappe der Verwirklichung der ökonomischen Strategie der 
SED entsprechen. Diesem Anliegen trägt die Umbewertung der 
Grundmittel Rechnung. Mit der Umbewertung der Grundmittel 
werden weitgehend einheitliche, dem Aufwand der Volkswirt¬ 
schaft der DDR gerechtwerdende Wertmaßstäbe durchgesetzt. 
Zielstellung war, die Umbewertung auf rationelle Weise und mit 
möglichst geringem Verwaltungsaufwand zu realisieren. 

Die von der Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik heraus¬ 
gegebenen „Methodischen und organisatorischen Regelungen 
für die Umbewertung der Grundmittel im Jahre 1986" enthiel¬ 
ten solche Festlegungen, die er ermöglichten, die gesamte Um¬ 
bewertung maschinell über das EDV-Verfahren Grundmittel¬ 
rechnung abzuwickeln. Zu diesen Festlegungen gehörten u. a. 

- die Anwendung von Umbewertungskoeffizienten auf alle In¬ 
ventarobjekte innerhalb der Dreisteller der Meldenummern¬ 
systematik, unterteilt nach vier Baujahresgruppen 

- die Umbewertung des Bruttowertes und des Verschleißes 
mit den gleichen Koeffizienten (also keine Neuberechnung 
des Verschleißes bzw. der Restnutzungsdauer) 

- Die Umbewertung aller Grundmittel, mit Ausnahme der Ar¬ 
beitsmittel mit einem Einzelbruttowert unter 2000 Mark und 
der Erstausstattungen (einschließlich der bereits vollabge- 
schriebenen Grundmittel, der Reservegrundmittel, der still¬ 
gelegten Grundmittel, der Fremdanlagenerweiterungen, der 
Ausstattungsgesamtheiten sowie der vermieteten, verpach¬ 
teten und zur Nutzung überlassenen Grundmittel). 

Umzubewerten waren alle am 1. Januar 1986 in Rechtsträger¬ 
schaft der Deutschen Post befindlichen und in der Grundmittel¬ 
rechnung bei den Ämtern und Einrichtungen nachgewiesenen 
Grundmittel. Die Übernahme der neuen Grundmittelwerte in 
Rechnungsführung und Statistik hatte ab 1. Januar 1987 zu er¬ 
folgen. Die aus diesem Grunde erforderliche Fortschreibung 
um die Grundmittelveränderungen des Jahres 1986 erfolgte 
wiederum sehr rationell, indem die maschinelle Umbewertung 
zum Stand 1.1. 1987 wiederholt wurde. Die Neuzugänge an 


Grundmitteln im Jahre 1986 (Gebäude und bauliche Anlagen 
auch mit dem Baujahr 1985) wurden dabei mit dem Faktor 1,00 
umgerechnet, d. h. nicht umbewertet. 

Auf den Grundmittelbestand der Deutschen Post insgesamt per 
1.1. 1986 bezogen, ergab die Umbewertung folgende Verände¬ 
rungen: 

Veränderung auf % 


Bruttowert der Grundmittel insgesamt 142,3 

davon Gebäude und bauliche Anlagen 160,6 

davon Ausrüstungen (Freileitungsanlagen, 

Kabel, technische Einrichtungen, Fahr¬ 
zeuge, Meßgeräte usw.) 135,3 

Verschleiß der Grundmittel insgesamt 146,3 

Nettowert der Grundmittel insgesamt 137,7 

Jährliche Abschreibungen insgesamt 128,0 


Im § 2 Absatz 1 der Anordnung vom 15. 11.1985 über die Grund¬ 
mittelabgrenzung (GBl. I Nr. 31 S. 358) wird der Grundmittelbe¬ 
griff wie folgt neu bestimmt: „Grundmittel sind ab 1. Januar 
1987 Arbeitsmittel mit einer normativen Nutzungsdauer von 
über 1 Jahr und einem Bruttowert 

- ab 2000 Mark in den Betrieben, mit Ausnahme... 

- ab 1000 Mark in den Staatsorganen und haushaltsfinanzier¬ 
ten Einrichtungen, ...". Aus diesem Grunde sind ab 1. 1. 1987 
in allen Ämtern und Einrichtungen der Deutschen Post (aus¬ 
genommen das MPF, das Postmuseum und die Ingenieur¬ 
schule „Rosa Luxemburg") die Neu- und Ersatzbeschaffung 
von Arbeitsmitteln mit Einzelbruttowerten unter 2000 Mark 
aus Kosten zu finanzieren. 

Im Interesse des einheitlichen und vollständigen Ausweises 
zweigspezifischer Kapazitäten in der Grundmittelrechnung gel¬ 
ten aber auch künftig bestimmte - im § 4 Abs. 2 der DA 7.31 
festgelegte - Ausnahmen. So sind z. B. auch weiterhin alle 
Endeinrichtungen des Fernsprech- und Femschreibverkehrs, 
alle Brief- und Paketzustellanlagen aus Investitionsmitteln zu fi¬ 
nanzieren und als Grundmittel zu aktivieren. Auch das Ausson¬ 
dern der ab 1987 nicht mehr zu den .Grundmitteln gehörenden 
Arbeitsmittel aus der Grundmittelrechnung erfolgte ohne zu¬ 
sätzliche Belastung der Ämter maschinell im EDV-Verfahren^ 
Insgesamt wurden durch diese Maßnahme im Post- und Fern¬ 
meldewesen fast ein Viertel aller Inventarobjekte mit einem 
wertmäßigen Anteil von 0,5 Prozent-(gemessen am Bruttowert 
vorher) aus dem Grundmittelbestand herausgelöst. 

Die Umbewertung sowie die Veränderung der Wertgrenze der 
Grundmittel müssen mit ihrer maschinellen Realisierung durch 
das ORZ sowie mit der Darstellung ihrer Ergebnisse in Rech¬ 
nungsführung und Statistik den Anfang qualifizierterer Arbeit 
mit den Grundfonds bilden. Der erheblich gestiegene Wert der 
Grundfonds muß für die Ämter Anlaß dafür sein, daß die 

- effektive Auslastung der Grundmittel weiter verbessert 

- Einsatz- und Leistungsfähigkeit durch planmäßige Wartung 
und Pflege, Instandhaltungs- und Rekonstruktionsmaßnah¬ 
men erhöht 

- Aussonderung nicht mehr benötigter oder nicht mehr nut¬ 
zungsfähiger Grundmittel durch Umsetzung, Verkauf oder 
Verschrottung konsequent durchgeführt 

- Sicherung des Volksvermögens durch ordnungs- und termin¬ 
gemäße Inventuren und gründliche Auswertung der Inventur¬ 
feststellungen gewährleistet 

werden. 

Die aus der Grundmittelrechnung ausgebuchten Arbeitsmittel 
mit Bruttowerten von 1000 bis unter 2000 Mark unterliegen nach 
§ 22 und Anlage 6 der DA 7.31 - Grundmittelrechnung - fast 
ausschließlich der Inventarisierungspflicht (Meßgeräte, 
Schreib- und-Rechenmaschinen, Kühlschränke, Rundfunk- und 
Fernsehgeräte usw.). Durch die Veränderung der Wertgrenze 
der Grundmittel hat sich der Umfang der inventarisierungs¬ 
pflichtigen geringwertigen Arbeitsmittel wesentlich erhöht. 
Von den Ä/ntern müssen deshalb Inventarisierung und ord¬ 
nungsgemäße Nachweisführung auch für diese Arbeitsmittel 
gesichert werden. 

Im Interesse einer rationellen Arbeit hat das ORZ bereits die 
entsprechende Software für die rechnergestützte Nachweisfüh¬ 
rung (einschließlich Ausdruck von Bestands- und Inventurli¬ 
sten) erarbeitet. Ämter, die bereits über PC 1715 mit Drucker 
verfügen, sollten zu dieser rationellen Form des Nachweises 
der inventarisierungspflichtigen Arbeitsmittel übergehen. 
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Arbeiten an Elektroenergie¬ 
anlagen und Revision 
elektrischer Betriebsmittel 


(3/1987, Seite 101) 


Mitarbeiter: Im Fernmeldebau werden häufig Arbeiten an Elek¬ 
troenergieanlagen durchgeführt und eine Vielzahl elektrischer 
Betriebsmittel eingesetzt. Welche Vorschriften sind dabei zu 
beachten, und wie wird die Sicherheit elektrischer Betriebsmit¬ 
tel gewährleistet? 

Meister: Auf Grund zentraler Festlegungen ist das Kombinat 
Fernmeldebau im Sinne der „Anordnung über die Berechtigung 
zu Arbeiten an Elektroenergieanlagen" vom 14. November 1980 
(GBl. Teil I Nr. 33 vom 10. Dezember 1980) ein Betrieb, der Ar¬ 
beiten an Anlagen, Aggregaten, Geräten und Apparaturen zur 
Elektroenergieanwendung ausführt und somit gemäß § 2 (2) 
dieser Anordnung in die Rubrik Spezialbetriebe einzuordnen ist. 
Daraus folgt, daß für Arbeiten an Elektroenergieanlagen ein¬ 
schließlich Revisionen elektrischer Betriebsmittel, die im unmit¬ 
telbaren Zusammenhang mit der Errichtung von übertragungs¬ 
technischen, vermittlungstechnischen und Stromversorgungs¬ 
anlagen stehen, keine energiewirtschaftliche Berechtigung für 
den Errichter erforderlich ist. 

Bei diesen Arbeiten sind folgende Vorschriften zu beachten: 

- VDP 474 71/02, Schachtarbeiten an Fernmeldeeinrichtungen 
- Montage von Leitungen, Kennfarben 

- VDP 485 01/1-3, Schutzmaßnahmen gegen zu hohe Berüh¬ 
rungsspannung an betriebsmäßig nicht unter Spannung ste¬ 
henden Teilen in elektrotechnischen Anlagen der Deutschen 
Post 

- VDP 474 83/2, Montageverfahren für Fernmeldeeinrichtun¬ 


KLEINE FACHGESPRÄCHE 


gen. Prüfen, Schutzmaßnahmen gegen zu hohe Berührungs¬ 
spannung. 

Mitarbeiter: Die Revisionen von elektrischen Betriebsmitteln 
sind doch von größter Bedeutung für deren Betriebssicherheit 
und damit für die Gewährleistung des Arbeitsschutzes der Mit¬ 
arbeiter. Welche Bedingungen sind dabei einzuhalten? 
Meister: Die Revisionen sind entsprechend den festgelegten 
Schutzklassen für die verschiedenen elektrischen Betriebsmit- 
tel in bestimmten Zeitabständen durchzuführen. 

So beträgt die Revisionsperiode für die Betriebsmittel der 
Schutzklasse I, die über Steckverbinder angeschlossen werden, 
maximal sechs Monate. Dazu gehören Betriebsmittel, die 

- einen Schutzleiteranschiuß an den berührbaren, betriebsmä¬ 
ßig nicht unter Spannung stehenden leitfähigen Teilen oder 

- eine Schutzleiteranschlußstelle und einen daran angeschlos¬ 
senen Schutzleiter oder 

- eine Anschlußleitung mit Kopplungsstecker, dessen Schutz¬ 
kontakt über einen Schutzleiter mit der Schutzleiteran¬ 
schlußstelle elektrisch leitend verbunden ist, oder 

- einen fest angeschlossenen Gerätesteckverbinder, dessen 
Schutzkontakt mit dem Körper des Betriebsmittels elektrisch 
leitend verbunden ist, 

zur Durchführung einer Schutzmaßnahme mit Schutzleiter be¬ 
sitzen. Das sind z. B. Lötkolben, Bohrmaschinen, Schleifbock 
mit Schutzkontaktstecker. 

Für Elektrowerkzeuge der Schutzklasse II beträgt die Revisions- 



Gewinnauszahlung im 
Toto-Lotto-Dienst (I) 


(3/1987, Seite 101) 


Mitarbeiterin: Welche Bestimmungen sind bei der Gewinnaus¬ 
zahlung im Toto-Lotto-Dienst zu beachten? 

Stellenleiter: Grundlage dafür sind die Wettspielbedingungen 
vom 10. Oktober 1983 für Lotto, Toto und Lotterien mit der Er¬ 
gänzung vom 8. Oktober 1985, die der Dienstanweisung 2.24, 
die weitere Einzelheiten zur Gewinnauszahlung enthält, als An¬ 
hang 1 beigefügt sind. Die Wettspielbedingungen enthalten 
Festlegungen, daß Gewinne nur ausgezahlt werden, wenn ein 
gültiger Gewinnabschnitt A oder ein Gewinnlos (Losbrief oder 
Lotterielos) vorgelegt werden. Außerdem sind Beginn und Ende 
der Gewinnauszahlung, die Einlösungsfrist für Gewinne der 
Losbrieflotterien sowie die Fristen für Reklamationen geregelt. 
Mitarbeiterin: Welche Fristen gelten für die Gewinnauszah¬ 
lung? 

Stellenleiter: Sehen Sie dazu die nebenstehende Tabelle: 
Mitarbeiterin: Gewinnauszahlungen auf Spielscheinabschnitte 
A bereiten keine Schwierigkeiten, wenn die Kontrollnummer in 
der Gewinnliste vermerkt ist. Aus den Eintragungen in der Ge¬ 
winnliste können die Gewinnränge entnommen und die Bei¬ 
träge im „Quotenstempelabdruck" abgelesen werden. 
Stellenleiter: Wichtig ist, daß der vorgelegte Spielscheinab¬ 
schnitt A und besonders das Kontrollzeichen keine Merkmale 
aufweisen, die Zweifel an der Echtheit aufkommen lassen. Zu 
prüfen ist außerdem, ob neben dem Gewinn auch Anspruch auf 
die Zahlung einer Prämie vorliegt, da der Betrag von 20 M mit 
dem Gewinn ausgezahlt werden muß. 

Mitarbeiterin: Aus der Tabelle ist ersichtlich, daß sich für Ge¬ 


winne, die auf Abonnementspielschein erzielt werden, die allge¬ 
meine Auszahlungsfrist bis zum Annahmeschluß des nächsten 
Abo-Zeitraumes verlängert. Warum besteht diese Festlegung? 
Stellenleiter: Wer Im Abonnement spielt, braucht zur Abgabe 
der Spielscheine innerhalb der festgelegten Zeiträume (vier 
oder fünf Wochen) nur einmal zur Annahmestelle zu gehen. 
Dieser Vorteil ginge verloren, wenn zur Abholung von Gewinn¬ 
oder Prämienbeträgen die Annahmestelle zusätzlich aufge¬ 
sucht werden müßte. Deshalb erhalten die Abonnementspieler 
auch noch während der Annahme für den nächsten Abonne- 


Beginn Ende 

der Gewinnauszahlung 

Wochenspielge 

5 aus 35 - Sonntag-Ziehung 

6 aus 49-1. und 2. Ziehung 

5 aus 45 

Fußball-Toto 

3. Werktag nach 28 Kalenderta- 

- der Ziehung ge nach An¬ 

nahme¬ 
schluß der be¬ 
treffenden 
Spielwoche 

- den Wettbewer¬ 
ben 

5 aus 35 - Doppelspiel 

3. Werktag der 
auf die Mittwoch- 
Ziehung folgen¬ 
den Woche 

Abonnement 
alle Spielarten 

wie Wochenspiel Annahme¬ 
schluß des 
nächsten 
Abonnement- 
Zeitraums 

Losbriefe 

unmittelbar 30.11. des lau- 

nach Kauf fenden Jahres 

Lotterielose 

Termine werden jeweils fest¬ 
gelegt und veröffentlicht 
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Periode ein Jahr. Dazu gehören Betriebsmittel, die außer der 
Grundisolierung noch eine zusätzliche Isolierung zur Gewährlei¬ 
stung der Schutzmaßnahme Schutzisolierung besitzen. Äußer¬ 
lich ist das Betriebsmittel mit dem Schutzisolierungszeichen 
[gjgekennzeichnet. 

Mitarbeiter: Worin besteht denn der Inhalt dieser Revisionen? 
Meister: Bei den Revisionen werden eine Sichtprüfung und 
Messungen durchgeführt. Die Sichtprüfung erfaßt den ein¬ 
wandfreien mechanischen Zustand des Betriebsmittels, soweit 
er von außen erkennbar ist. Schwerpunkte der Prüfung sind 

- nicht deformiertes Gehäuse, keine mechanische Beschädi¬ 
gung 

- einwandfreier Zustand der Netzschnur, insbesondere an der 
Durchführung am Gerät und am Stecker, sowie der Zugentla¬ 
stung 

- einwandfreier Zustand der Netzsteckverbindungen 

- eindeutige Erkennbarkeit der Symbole bei Schutzklasse II. 
Die Messungen umfassen die Prüfung des Isolationswiderstan¬ 
des bei Betriebsmitteln der Schutzklasse I und II sowie die Prü¬ 
fung des Übergangswiderstandes von Schutzleitern bei Be¬ 
triebsmitteln der Schutzklasse I. 

Bei der Prüfung des Isolationswiderstandes des Netzstromkrei¬ 
ses gegen das Gehäuse muß zwischen den beiden kurzge¬ 
schlossenen Polen der Netzleitung einerseits und dem Ge¬ 
häuse andererseits bei einer Gleichspannung von 500 V ein Wi¬ 
derstand von mindestens 500 kOhm bei normalen Umgebungs¬ 
einflüssen für über Steckverbinder angeschlossene Betriebs¬ 
mittel der Schutzklasse I und mindestens 2 MOhm für über 
Steckverbinder angeschlossene Betriebsmittel der Schutz¬ 
klasse II gemessen werden. Die Prüfung ist mit einem nach 
VDP 45003 zugelassenen Isolationsprüfgerät entsprechend der 
Bedienungsanweisung durchzuführen. 

Die Prüfung des Übergangswiderstandes zwischen dem 
Schutzleiter und den am weitesten entfernten zugänglichen be¬ 
rührbaren Metallteilen wird mit einem nach VDP 45003 zugelas¬ 
senen Schutzleiterprüfgerät entsprechend der Bedienungsan- 


mentzeitraum Gewinne ausgezahlt. Außerdem wird damit ge¬ 
rechnet, daß gewonnene Beträge zusätzlich als Spieleinsätze 
verwendet werden. 

Mitarbeiterin: Wie sind Gewinne auf Abo-Spielscheine zu be¬ 
handeln, wenn sie bis zum Ablauf der Auszahlungsfrist für Ge¬ 
winne im Wochenspiel noch nicht abgeholt wurden? 
Stellenleiter: Nicht abgeforderte Gewinne für 

- alle Spielarten aus der 1. Woche eines fünfwöchigen Abon¬ 
nementzeitraums und 

- die Spielart 5 aus 35 - Doppelspiel - aus der letzten Spiel¬ 
woche aller Abo-Zeiträume 

sind aus der Gewinnliste jeweils in eine Auszahlungsliste „Abo- 
Nachzügler" (Vordruck R 61) zu übertragen. Bei Vorlage der 
entsprechenden Spielscheinabschnitte A werden die Beträge 
wie bei allen anderen Gewinnen ausgezahlt. Zum Schluß der 
Annahmewoche für das Abonnement ist die Liste „Abo-Nach¬ 
zügler" abzuschließen. 

Mitarbeiterin: Bei Spielscheinen für das Wochenspiel ist der 
vorgelegte Abschnitt einzubehalten und darauf der ausgezahlte 
Gesamtbetrag zu vermerken. Das gilt auch für Spielscheinab¬ 
schnitte im Abonnementspiel in der letzten Woche des Abo- 
Zeitraums und bei Abo-Nachzüglern. Wie ist bei Gewinnen auf 
Abonnementspielscheine in den übrigen Wochen zu verfahren? 
Stellenleiter: In diesem Fall ist vom Spielscheinabschnitt A der 
entsprechende Wochenabschnitt abzuschneiden und dieser - 
sofern keine andere Festlegung besteht - auf ein Makulatur¬ 
blatt (Vordruck R 37) aufzukleben. Auf dem Vordruck ist der An¬ 
nahmestellenstempel abzudrucken sowie die Spielwoche, der 
Betrag und die Nummer des Kontrollzeichens einzutragen. 
Liegt eine Prämienzahlung vor, ist auch die Anzahl der Tips an¬ 
zugeben und die jeweilige Spielart anzukreuzen. 

Mitarbeiterin: Wie sind Gewinn- und Prämienbeträge in den 
Unterlagen der Annahmestelle nachzuweisen? 

Stellenleiter: Kontrollnummern, auf die Gewinne ausgezahlt 
wurden, sind in der Gewinnliste anzuhaken. Wurde auch ein 
Prämienbetrag ausgezahlt, ist zusätzlich „Pr" anzugeben. Für 
derartige Eintragungen in der Gewinnliste ist rote Farbe nicht 


Weisung durchgeführt. In die Messung ist auch die zum Be¬ 
triebsmittel gehörende Netzanschlußschnur einzubeziehen. 
Mitarbeiter: Wie ist die Nachweisführung über durchgeführte 
Revisionen organisiert? 

Meister: Das Ergebnis der Prüfung ist schriftlich auf dem Vor¬ 
druck „Prüfnachweis für ortsveränderliche elektrische Geräte" 
nachgewiesen. Diese Vordrucke sind für alle in Frage kommen¬ 
den elektrischen Betriebsmittel zu führen. 

Elektrische Betriebsmittel und Elektrowerkzeuge, an denen 
Mängel festgestellt bzw. die vorgegebenen Meßwerte nicht ein¬ 
gehalten werden, sind einer Vertragswerkstatt zu übergeben. 
Mitarbeiter: Wie ist die Verantwortlichkeit sowie Berechtigung 
für Arbeiten an Elektroenergieanlagen einschließlich Revision 
elektrischer Betriebsmittel geregelt? 

Meister: Für Arbeiten an Elektroenergieanlagen sowie Revisio¬ 
nen ist grundsätzlich der jeweilige leitende Mitarbeiter verant¬ 
wortlich. Er hat unter Beachtung der in der Dienstanweisung 
9.820 „Gesundheits-, Arbeits- und Brandschutz bei der Deut¬ 
schen Post", insbesondere der unter § 6 Absatz 3 und 4 genann¬ 
ten Grundsätze, geeignete Mitarbeiter mit den Arbeiten an 
Elektroenergieanlagen sowie mit der Revision elektrischer Be¬ 
triebsmittel zu beauftragen (z. B. Meister, Meßingenieur, bau¬ 
leitender Monteur) und die Vollständigkeit sowie fach- und 
fristgemäße Durchführung der Revision zu kontrollieren. Der 
mit Arbeiten an Elektroenergieanlagen und mit der Revision 
elektrischer Betriebsmittel beauftragte Mitarbeiter* muß fol¬ 
gende Qualifikation besitzen: 

- Facharbeiter für Nachrichtentechnik oder artverwandter Be¬ 
ruf 

- Fachlehrgang 1000V - Fernmeldetechnik bei der Deutschen 
Post bzw. 

- Fernmeldebaumonteur. 

Für diese Tätigkeit sind vorzugsweise Werktätige einzusetzen, 
die über eine langjährige Berufspraxis verfügen und ihre Zuver¬ 
lässigkeit im Berufsleben nachgewiesen haben. 

(H.-J. Fischer) 


zugelassen. Die ausgezahlten Beträge sind sofort in die Toto- 
Lotto-Liste zu übernehmen und die Gewinnabschnitte und Ma¬ 
kulaturblätter sind gesichert aufzubewahren. 

Mitarbeiterin: Wie ist zu verfahren, wenn Spielscheinab¬ 
schnitte A vorgelegt werden, bei denen der Spielteilnehmer der 
Ansicht ist, daß ein Gewinn erzielt wurde, die Kontrollnummer 
jedoch nicht in der Gewinnliste vermerkt ist? 

Stellenleiter: Bei solchen Fällen ist es besonders wichtig, die 
entsprechenden Bestimmungen genau zu kennen, um eine ord¬ 
nungsgemäße Bearbeitung der Reklamation zu sichern und die 
Bürger sachkundig zu beraten. Zunächst ist zu prüfen, ob 

- der Spielschein echt und nicht zu beanstanden ist, sowie die 
angegebene Spielwoche betrifft und in der jeweiligen An¬ 
nahmestelle angenommen wurde 

- ein Gewinn erzielt wurde (Vergleich der angekreuzten Zahlen 
mit den Angaben auf dem Ergebnisspiegel der genannten 
Spielwoche) und 

- keine Eintragung in der Gewinnliste für diese Kontrollnum¬ 
mer erfolgte. 

Mitarbeiterin: Wie erfolgt die Reklamationsbearbeitung, wenn 
tatsächlich ein Gewinn, jedoch keine Eintragung in der Gewinn¬ 
liste vorliegt. 

Stellenleiter: Handelt es sich dabei um einen Gewinn in der je¬ 
weils untersten Gewinngruppe (3 Richtige in den Lottospielar¬ 
ten oder 9 Richtige im Fußball-Toto), so ist die Reklamation in¬ 
nerhalb von 21 Kalendertagen nach dem Annahmeschluß der 
entsprechenden Spielwoche bei der Annahmestelle möglich 
und zu bearbeiten, in der der Spielschein angenommen wurde. 
Diese Regelung gilt jedoch nicht für Systemspielscheine. Kann 
die genannte Frist nicht eingehalten werden, oder liegen an¬ 
dere Reklamationen zu Gewinnansprüchen vor, so können 
diese schriftlich oder mündlich unter Beifügung oder Vorlage 
des Spielscheinabschnitts A bei der für den Annahmeort zu¬ 
ständigen Bezirksdirektion des VEB Vereinigte Wettspielbe¬ 
triebe erfolgen. Dabei gilt stets eine Frist von 28 Kalendertagen 
nach dem Annahmeschluß der jeweiligen Spielwoche. (Wird 
fortgesetzt) (W. Reball) 
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Sonder-Telegramm 
„750 Jahre Berlin" 


(3/1987. Seite 103) 



Zusteller: Anläßlich des 750jährigen Bestehens von Berlin ist 
ein Sonder-Telegramm eingesetzt worden. Wofür ist dieses Te-. 
legramm bestimmt? 

Dienststellenleiter: Mit diesem „Berlin-Tejegramrn" können 
aus Anlaß des genannten Jubiläums Grüße aus der Hauptstadt 
an Empfänger in allen Orten der DDR übermittelt werden. Der 
Absender hat die Möglichkeit, zwischen zwei Standardtexten 
zu wählen, die auf der Rückseite des Telegrammformulars an¬ 
gegeben sind: 

- Text Nr. 1 

Herzliche Grüße aus dem 750jährigen Berlin, der Hauptstadt 
der DDR, der Stadt des Friedens, der Solidarität und der re¬ 
volutionären Traditionen. 

- Text Nr. 2 

Herzliche Grüße aus unserer sozialistischen Metropole, die 
durch gemeinsame Arbeit schöner denn je wiedererstanden 
ist. 

Auf der Vorderseite des Aufgabevordruckes (Abb. 1) braucht 
nur die Nummer der gewünschten Textvariante angegeben zu 
werden. 

Zusteller: Wie ich aus dem Vordruck ersehe, kann der Text 
durch eine individuelle Anrede und die Unterschrift ergänzt 
werden. Sind auch weitere Zusätze oder Ergänzungen möglich? 
Dienststellenleiter: Nein, das ist bei diesem standardisierten 
Telegramm nicht gestattet. Ebensowenig sind - außer der in 
diesem Falle obligatorischen Schmuckblattausfertigung - zu¬ 
sätzliche Leistungen zugelassen. 




Deutsche Post 

Nur für DDR-Verkehr 


übermittelt: 


B e r 1 

n-Telegramm 

Datum: 


Zeit: 

aus: 


an: 

Ta» 

Aufgabezeit 

durch: 


Dienstvermerk: Ix 59 
Empfänger:_ 

StraBe/Haus-Nr:- 

Postleitzahl/Ort_ 


Das Telegramm wird 
dem Empfänger auf 
Schmuckblatt aus¬ 
gehend igt 


Anrede: 


Text Nr. 


Unterschrift___ 

Absender (diese Angaben werden nicht übertragen) 


Einen der auf der Rück¬ 
seite angegebenen Texte 
können Sie auswahlen. 
Die Nummer des ge¬ 
wünschten Textes ist 
in das rot umrandete 
Feld einzutragen. 


Zusteller: In welcher Form wird das Telegramm an die Bestim- 
mungs-Endtelegrafenstelle übermittelt - mit der Kurzbezeich¬ 
nung „Text Nr...." oder mit dem vollen Wortlaut des gewählten 
Grußtextes? 

Dienststellenleiter: Es wird stets der vollständige Text übermit¬ 
telt, so daß das Telegramm in der Form, wie es in der Bestim¬ 
mungs-Endtelegrafenstelle ankommt, aus dem Fernschreiber 
entnommen und - in das vorgesehene Schmuckblatt einge¬ 
klebt - dem Empfänger ausgehändigt werden kann. Berlin-Te¬ 
legramme sind im übrigen stets zuzustellen; ein Zusprechen ist 
nicht statthaft. Größere Sende-Endtelegrafenstellen in der 
Hauptstadt haben die Texte auf Lochstreifen vorgestanzt, so 
daß eine rationelle Übermittlung möglich ist. 

Zusteller: Ich arbeite schon lange in der Telegramm- und Eilzu¬ 
stellung, aber das hier im Dienstvermerk genannte Schmuck¬ 
blatt Ix 59 habe ich noch nicht gesehen. Ist dieser Vordruck aus¬ 
schließlich für das Berlin-Telegramm bestimmt? 


Rechnergestützte 
Arbeitsplätze im 
Post- und Fernmeldewesen 
(in) 

(3/1987. Seite 103) 


Mitarbeiter: Im Zusammenhang mit Rechnerprogrammen wird 
häufig von* Programmiersprachen gesprochen. Was hat man 
sich darunter vorzustellen? 

Leiter: Damit die Zentrale Verarbeitungseinheit eines Rechners 
eine gewünschte Operation ausführt, muß der für diese Opera¬ 
tion bestimmte Befehl eingegeben werden. Dieser Befehl ist 
eine Folge von Bits. Ein Befehl kann aus mehreren Bitfolgen, 
daß heißt aus mehreren Worten (Bytes), bestehen. Man spricht 
deshalb von sogenannten Mehrbytbefehlen. Zum Beispiel wer¬ 
den im Mikroprozessor U 880, der in vielen Mikrorechnern als 
Zentrale Verarbeitungsarbeit verwendet wird. Ein-, Zwei-, Drei- 
und Vier-Bytebefehle verarbeitet. Ein Byte hat in diesem Falle 8 
bit. Eine Zentrale Verarbeitungseinheit kann nur Befehle in die¬ 
ser Form „verstehen". Das Programmieren eines Rechners 
durch solche Mehrbytebefehle ist umständlich, zeitraubend 
und eine Quelle subjektiver Fehler. 

Diese Form des Programmierens wird als Programmierung im 
Maschinencode bzw. als Programmierung in Maschinenspra¬ 
che bezeichnet, weil die Befehlswörter vom Maschinen-Prozes- 
sor-Typ abhängen. Die Vorteile dieser Form sind die Unabhän¬ 
gigkeit vom zu lösenden Problem und die einfache Möglichkeit, 
Echtzeitprogramme für Prozeßsteuerungen zu erstellen. Echt- 
zeitprogramme realisieren die vom Prozeß diktierten Zeitbedin¬ 
gungen. 

Mitarbeiter: Welche -Möglichkeiten gibt es, die Nachteile der 
Programmierung in Maschinensprache zu vermeiden? 


Leiter: Grundsätzlich gibt es zwei weitere Möglichkeiten, näm¬ 
lich die Anwendung von Assemblersprachen und von höheren 
Programmiersprachen. Für jeden Rechnertyp gibt es eine As¬ 
semblersprache, die sich sehr stark an dessen Maschinenspra¬ 
che anlehnt. Assemblersprachen werden deshalb als maschi¬ 
nenorientierte Sprachen bezeichnet. Für den Programmierer 
bietet die Assemblersprache einige Bequemlichkeiten. Zum 
Beispiel braucht der Programmierer die Codierung (Bitmuster) 
eines Maschinenbefehls nicht zu kennen. Er kann sich stattdes- 
sen einprägsamer Kurzbezeichnungen, sogenannter Mnemo- 
nics (mnemo - Gedächtnis) bedienen. Das Programm (Quell¬ 
programm) wird also vom Programmierer unter Verwendung 
der Mnemonics geschrieben. Bevor das Quellprogramm in den 
Programmspeicher des Rechners geladen werden kann, muß 
es jedoch in den Maschinencode des Rechners übersetzt wer¬ 
den. Dieser Übersetzungsvorgang ist exakt beschrieben, so 
daß dafür ein Rechner benutzt werden kann. Dazu benötigt der 
Rechner ein entsprechendes Übersetzungsprogramm, das im 
Falle der Übersetzung einer Assemblersprache als Assembler 
bezeichnet wird. Zusammenfassend lassen sich folgende 
Grundeigenschaften einer Assemblersprache nennen: 

— beim Übersetzungsvorgang wird jede in der Assemblerspra¬ 
che geschriebene Anweisung in genau einen Maschinenbe¬ 
fehl übersetzt, dadurch bleibt die Programmstruktur unver¬ 
ändert 

— eine Assemblersprache ist an einen bestimmten Rechner- 
(Prozessor-)Typ gebunden. 

Mitarbeiter: Worin besteht die Bedeutung der höheren Pro¬ 
grammiersprache? 

Leiter: Mit der Einführung höherer Programmiersprachen in die 
Mikrorechentechnik wird eine Programmierung auf einem hö¬ 
heren Niveau ermöglicht. Quellprogramme, die in einer höhe¬ 
ren Programmiersprache geschrieben sind, sind universell an¬ 
wendbar. Das bedeutet, sie können nach einer entsprechenden 
Übersetzung in die entsprechenden Maschinensprachen auf 
beliebigen Rechnern abgearbeitet werden. Die Übersetzung 
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Dienststellenleiter: Dieses neue Schmuckblatt - hier sehen 
Sie ein Muster (Abb. 2) - wird zunächst nur für die Ausferti¬ 
gung der Sonder-Telegramme verwendet. Es bleibt jedoch 
auch nach Ablauf des Jubiläumsjahres im Sortiment und wird 
später das bisherige Ix 48 ersetzen. 

Zusteller: Die Verwendung des Berlin-Telegramms ist, wenn 
ich Sie richtig verstehe, auf dieses Jahr begrenzt? 
Dienststellenleiter: Ja; aus dem Anlaß - 750jähriges Bestehen 
von Berlin - ergibt sich notwendigerweise eine zeitliche und 
örtliche Begrenzung. Diese Telegramme können demzufolge 
nur in der Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 1987 und nur in 
Berlin aufgegeben werden. 

Zusteller: Kann ich daraus schließen, daß auch die Aufgabevor¬ 
drucke nur in Berlin verkauft werden? 

Dienststellenleiter: Das ist richtig. Die Vordrucke werden 
(ebenfalls bis zum 31. Dezember dieses Jahres) bei allen Berli¬ 
ner Postämtern zum Kauf angeboten. Mit dem Verkaufspreis 


nimmt ein entsprechendes Übersetzungsprogramm, der soge¬ 
nannte Compiler, vor. Der Compiler übersetzt im Verhältnis 
1 :n, das heißt, eine Anweisung der höheren Programmierspra¬ 
che wird in eine Vielzahl von Maschinenbefehlen übertragen. 
Damit werden eine höhere Programmdichte und eine bessere 
Verständlichkeit (Fachwort: Selbstdokumentation} des Quell¬ 
programms erreicht. Es lohnt sich jetzt, Programmbibliotheken 
einzurichten, in denen Programme gesammelt und für die 
unterschiedlichsten Nutzer zur Verfügung gestellt werden. Die 
Bedeutung dieser Sprachen liegt in der Vereinfachung und Be¬ 
schleunigung der Programmierarbeit für den Rechneranwen¬ 
der. Diese Sprachen sind meist an einen bestimmten Problem¬ 
kreis angepaßt, relativ leicht erlernbar und damit auch vom ge¬ 
legentlichen Nutzer gut beherrschbar. Die weitere Entwicklung 
der Software geht zu höheren Programmiersprachen, die uni¬ 
versell anwendbar sind und dem Spezialisten die Möglichkeit 
gehen, die umfangreichen Arbeiten im Bereich der System- 
und Anwendersoftwareentwicklung zu realisieren. Bei diesen 
Sprachen kommt es deshalb auf eine hohe Programmiereffi¬ 
zienz und auf einen hohen Grad der Selbstdokumentation an. 
Weiterhin sollte die Möglichkeit bestehen, einmal geschaffene 
Programme auch bei Änderung der Hardware weiter verwen¬ 
den zu können. 

Mitarbeiter: Gegenwärtig wird viel von der Programmierspra¬ 
che BASIC gesprochen, welche Vorteile haben zu ihrer Popula¬ 
rität geführt? 

Leiter: BASIC zeichnet sich unter den entwickelten Program¬ 
miersprachen durch seine große Leistungsfähigkeit bei beson¬ 
derer Einfachheit aus. BASIC ist eine leicht erlernbare, univer¬ 
selle Programmiersprache, die für Anfänger geeignet ist. In ih¬ 
ren Anweisungenyund Kommandos werden einfache englische 
Wörter sowie die üblichen Operatoren und alphanumerischen 
Zeichen benutzt. Ihre grammatikalischen Regeln sind einfach 
gehalten. Ihre große Leistungsfähigkeit ist dadurch gekenn¬ 
zeichnet, daß mit ihrer Hilfe eine Vielzahl mathematischer, na- 
turwissenschaftlicher-technischer und ökonomischer Berech¬ 


von 2,- Mark ist die Gebühr für die Übermittlung des Tele¬ 
gramms einschließlich der Schmuckblattausfertigung abgegol¬ 
ten; es werden keine weiteren Gebühren erhoben. 

Zusteller: Ist die Aufgabe eines Sonder-Telegramms an diesen 
Vordruck gebunden, oder können auch normale Telegrammfor¬ 
mulare benutzt werden? 

Dienststellenleiter: Bei Aufgabe am Schalter ist die Verwen¬ 
dung des besonderen Vordrucks verbindlich vorgeschrieben. 
Allerdings besteht auch die Möglichkeit, ein solches Tele¬ 
gramm bei der Fernsprech-Telegrammaufnahme in Berlin auf- 
zugeb^n. Dazu bedarf es selbstverständlich keines Vordrucks; 
die Gebühren von 2,- Mark werden dann wie üblich mit der 
Fernmelderechnung eingezogen. 

Zusteller: Ich kann mir vorstellen, daß der Telegramm-Aüfga- 
bevordruck auch zu Sammelzwecken erworben wird - sei es 
von Philatelisten, sei es von postgeschichtlich Interessierten 
oder sei es schlechthin als Berlin-Souvenir. Wie können Interes¬ 
senten außerhalb Berlins zu diesem interessanten Beleg kom¬ 
men? 

Dienststellenleiter: Wer nicht die Gelegenheit hat, den Vor¬ 
druck am Sammlerschalter des Postamtes Berlin 2 oder bei ei¬ 
nem anderen Berliner Postamt zu erwerben, kann ihn beim Zen¬ 
tralen Post- und Fernmeldeverkehrsamt, Abteilung Versand von 
Postwertzeichen, Postfach 300, Berlin, 1085, bestellen. 
Zusteller: Kann der 2-Mark-Wertstempel des Telegramms auch 
ausgeschnitten zum Freimachen von Postsendungen verwen¬ 
det werden, so wie dies mit eingedruckten Postwertzeichen aus 
Postkarten oder Umschlägen möglich ist? 

Dienststellenleiter: Nein! Bei dem Gebühreneindruck handelt 
es sich - ungeachtet seiner künstlerischen Gestaltung - nicht 
um ein Postwertzeichen im Sinne des Gesetzes über das Post- 
und Fernmeldewesen. Aus diesem Grunde werden auf dem Te¬ 
legrammvordruck auch keine Gefälligkeitstempel abgedruckt, 
da Gebührenvermerke - denken Sie beispielsweise an die Ein¬ 
schreibnummernzettel der Selbstbedienungspostämter mit 
dem Eindruck „50 Pf Gebühr bezahlt" - nicht entwertet werden. 
(D. Heinrich) 


nungen mit hoher Effizienz angestellt werden können. Des wei¬ 
teren gestatten die möglichen Operationen mit Zeichenketten 
das Aufstellen von Listen und Verzeichnissen sowie das Sortie¬ 
ren, Auswählen und Ändern ihrer Inhaltselemente. BASIC- 
Quellprogramme können durch Interpreter oder Compiler in die 
Maschinensprache üöersetzt werden. Der Interpreter gestattet 
insbesondere beim Programmieren auf Büro- und Personalcom¬ 
putern eine sehr benutzerfreundliche und einfache Arbeits¬ 
weise. Mit dem Interpreter können sehr günstig BASIC-Pro- 
gramme entwickelt, korrigiert, getestet und ausgeführt werden. 
Der Interpreter ermöglicht über Tastatur und Bildschirm einen 
Dialog zwischen Nutzer und Rechner in der Form, daß die BA¬ 
SIC-Anweisungen zeilenweise eingegeben und vom Interpreter 
auch Zeile für Zeile in den Maschinencode übersetzt werden. 
Fehler werden am Bildschirm angezeigt und können mittels ei¬ 
nes besonderen Programmteils des Interpreters, des Editors 
(Radiergummi), korrigiert werden. 

Mitarbeiter: Muß der Nutzer eines Personal- bzw. Bürocompu¬ 
ters eine höhere Programmiersprache erlernen, um selbst pro¬ 
grammieren zu können? 

Leiter: Die Anwendung rechnergestützter Arbeitsweisen verän¬ 
dert die Arbeit in bestimmten Tätigkeitsbereichen grundsätz¬ 
lich. Um eine hohe Effektivität der rechnergestützten Arbeits¬ 
weise zu erreichen, ist eine Neugestaltung des jeweiligen Ar¬ 
beitsprozesses unumgänglich. An dieser Stelle ist die hohe 
Sachkenntnis und Erfahrung der Praktiker und künftigen An¬ 
wender einzubeziehen. Es kommt also vor allem auf eine enge 
Zusammenarbeit zwischen Softwareentwicklern und künftigen 
Anwendern an. Aus dieser Zusammenarbeit muß eine mög¬ 
lichst multivalent einsetzbare Anwendersoftware entstehen, 
deren Einsatz in den entsprechenden Bereichen der Deutschen 
Post eine hohe Effektivität bei der Wahrung einer einheitlichen 
Arbeitsweise gewährleistet. Das schließt nicht aus, das für ein¬ 
zelne spezifische Aufgaben unter Nutzung von Standardsoft¬ 
ware oder durch eigene Programmierung von qualifizierten An¬ 
wendern Lösungen gefunden werden. (N. Necke) 
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Gewährleistung 
der Verschlußsicherheit 
beim Einsatz von 
Schienentransportmitteln 

(3/1987, Seite 105) 


Mitarbeiter: Die Gewährleistung der Sicherheit bei der Postbe¬ 
förderung auf Schienenverkehrswegen gehört zu den Aufga¬ 
ben, die unser Kollektiv im Eisenbahnpostdienst stets zu beach¬ 
ten hat. Beim Abfertigen unbegleiteter Schienentransportmittel 
ist die Verschlußsicherheit ein wesentlicher Gesichtspunkt. 
Welche Regelungen sind vor der Beladung zu beachten, um 
beim Transport eine Gefährdung der Ladungsgegenstände zu 
verhindern? 

Stellenleiter: Schon bei der Bereitstellung dieser Transportmit¬ 
tel hat der für die Beladung verantwortliche Mitarbeiter sich da¬ 
von zu überzeugen, daß Dach, Türen und Wände der Wagen 
und Großcontainer keine Schäden aufweisen, die das Zustan¬ 
dekommen von Straftaten begünstigen könnten. Weiterhin ist 
zu beachten, daß sich gegebenenfalls vorhandene Luken von 
innen verschließen lassen, bzw. bei bestimmten Gattungen vcn 
Güterwagen von außen plombiert werden können. Zusätzlich ist 
bei Bahnpostwagen zu kontrollieren, ob die Innentür zum Hand¬ 
bremsabteil mit einem Postbartschlüssel verschlossen werden 
kann. Bei Wagengattungen, die über eine solche Tür nicht ver¬ 
fügen, muß die Ausstiegtür mit einem Postbartschlüssel ver¬ 
schließbar sein. Werden Bahnpostwagen festgestellt, die in¬ 
folge defekter Türschlösser nicht verschließbar sind, dürfen 
diese nur unter folgenden Voraussetzungen abgefertigt wer¬ 
den: 

- der Schaden am Türverschluß wird von einem anderen Amt 
als einem Einsatzamt für Bahnpostwagen festgestellt, und 


für eine fachgerechte Beseitigung des Schadens bestehen 
beim feststellenden Amt nicht die Voraussetzungen 

- am Bahnpostwagen sind Vorrichtungen zur Sicherung des 
Türverschlusses mit Starkdraht vorhanden 

- der Schaden und das Anbringen des Starkdrahtverschlusses 
wird sofort dem Einsatzamt und den Dienststellen mitgeteilt, 
die den Bahnpostwagen unterwegs zu bedienen haben (vgl. 
DA 2.44, § 46, Abs. 3). 

Unabhängig von der Verschlußsicherheit hat sich der Verant¬ 
wortliche davon zu überzeugen, daß gemäß DA 2.44, § 46, 

- im Laderaum keine Nägel, scharfe Eisen- oder Holzstücke 
hervorstehen 

- das Innere der Wagen und Großcontainer vor dem Eindrin¬ 
gen von Funken, Regen und Schnee geschützt ist 

- die entsprechenden Bestimmungen der Brandschutzordnung 
zur Verhütung und Bekämpfung von Postwagenbränden ein¬ 
gehalten sind (vgl. DA 2.51, Anhang 4) 

- die Wagen und Großcontainer besenrein sind und den an 
den Transport von Postsendungen zu stellenden hygieni¬ 
schen Anforderungen entsprechen. 

Mitarbeiter: Was ist zu veranlassen, wenn die zur Beladung be¬ 
reitgestellten Schienentransportmittel nicht den von Ihnen ge¬ 
nannten Anforderungen zur Gewährleistung der Verschlußsi¬ 
cherheit entsprechen, d. h., auch die Möglichkeit zum Anbrin¬ 
gen eines Starkdrahtverschlusses nicht gegeben ist? Das 
könnte z. B. dann der Fall sein, wenn Türschlösser defekt und 
gleichzeitig die Ösen für das Anbringen der Starkdrahtbefesti¬ 
gung unbrauchbar sind. 

Stellenleiter: Eine Abfertigung solcher Transportmittel ist aus 
Sicherheitsgründen nicht zu vertreten. Die Verfahrensweise bei 
festgestellten Beschädigungen von Schienentransportmitteln 
regelt DA 2.51, Abschnitt VI. Zur Sicherung der Planmäßigkeit 
bei der Postbeförderung auf Schienenverkehrswegen ist opera¬ 
tiv zu sichern, daß ein Verkehrs- und betriebssicherer Bahnpost¬ 
oder Eisenbahnwagen bzw. Großcontainer zur Beladung bereit¬ 
gestellt wird. Für die schnelle Realisierung einer solchen opera- 




Brief oder Päckchen? 


(3/1987, Seit« 106) 


Dienststellenleiterin: Unter den von Ihnen angenommenen 
Sendungen fand ich diese als „Päckchen" gekennzeichnete und 
mit 70 Pfennig freigemachte Postsendung. Hat der Einlieferer 
die Behandlung als Päckchen verlangt? 

Mitarbeiterin: Das hat er nicht ausdrücklich gefordert, aber die 
Sendung ist doch verschnürt. Deshalb habe ich den Stempelab¬ 
druck „Päckchen" angebracht und die dementsprechende Ge¬ 
bühr erhoben. 

Dienststellenleiterin: Haben Sie die Sendung vorher gewo¬ 
gen? 

Mitarbeiterin: Dies hielt ich nicht für notwendig, weil sie kei¬ 
neswegs das Höchstgewicht für Päckchen (2 kg) überschreiten 
dürfte. 

DienststeHenleiterin: Ja, das ist offenkundig - aber haben Sie 
sich nicht die Frage gestellt, ob die Sendung vielleicht noch als 
Brief versandt werden könnte? Machen wir die Probe aufs 
Exempel und legen wir die Sendung auf die Waage! Hier, sehen 
Sie: 420 g. Die Bedingungen für die Einlieferung als Brief sind 
eindeutig erfüllt; denn das Höchstgewicht für Briefe im DDR- 
Verkehr beträgt bekanntlich 500 g. Mit 60 Pfennig wäre die Sen¬ 
dung ausreichend freigemacht gewesen. 

Mitarbeiterin: Aber die Umschnürung... 

Dienststellenleiterin: Sie unterliegen offenbar dem - ich weiß 
nicht warum - weitverbreiteten Irrtum, daß ein Brief immer die 
„klassische" Form eines Briefumschlages haben müsse. Dem 
tst aber nicht so! Schlagen Sie bitte das an Ihrem Schalter aus¬ 
liegende Gesetzblatt mit der Post-Anordung auf. Hier heißt es 


im S 10 Absatz 1 klipp und klar: „Briefe sind verschlossene Post¬ 
sendungen bis zum Gewicht von 500 g." An die Art der Verpak- 
kung und des Verschlusses werden keine spezifischen Anforde¬ 
rungen gestellt. Und was die Form anbetrifft, so ist lediglich zu 
beachten, daß Briefsendungen rechteckig oder rollenförmig 
sein und - das Folgende gilt auch für Päckchen - zur Beförde¬ 
rung mit der Briefpost geeignet sowie so beschaffen sein müs¬ 
sen, daß sie deutlich gestempelt werden können (§ 2 Absatz 2 
der Post-Anordnung). All diese Bedingungen werden von der 
vorliegenden Sendung erfüllt. Auch die Mindest- und Höchst¬ 
maße für Briefe und Päckchen sind identisch. 

Der einzige Grund, eine verschlossene Postsendung bis zum 
Gewicht von 500 g als Päckchen (und nicht als Brief) anzuneh¬ 
men, wäre also eine abweichende - weder rechteckige noch 
rollenförmige - Form. Oder aber der Absender besteht aus¬ 
drücklich auf den Versand als Päckchen; aber das ist wohl mehr 
eine rhetorische Frage. Kaum ein Kunde wird sich den Argu¬ 
menten verschließen, die für eine Beförderung als Brief spre¬ 
chen. 

Mitarbeiterin: Sie meinen die niedrigere Gebühr gegenüber 
dem Päckchen? 

Dienststellenleiterin: Ja, aber nicht nur dies - bedenken Sie 
auch, daß Briete (unabhängig von ihrer Form und ihrem Ge¬ 
wicht) grundsätzlich in Briefkartenschlüssen befördert werden, 
Päckchenbeutel hingegen die Bearbeitungssteifen des Kleingut¬ 
verkehrs durchlaufen. Das kann in Grenzfällen durchaus auch 
für die Laufzeit der Sendung Bedeutung haben. 

Mitarbeiterin: Ich werde mir Ihre Erläuterungen zu Herzen neh¬ 
men und mich künftig bemühen, die Kunden auch in dieser Hin¬ 
sicht sachkundig zu beraten. Wenn ich Sie richtig verstanden 
habe, gilt das Gesagte für Briefe bis zum Gewicht von 500 g 
schlechthin - also nicht nur für gewöhnliche Briefe, sondern 
auch für solche mit Zusatzleistungen? 

Dienststellenleiterin: Selbstverständlich! Sie wissen ja, daß 
für Briefe alle Zusatzleistungen - außer Postzeitungsgut - zu¬ 
gelassen sind. Demzufolge kann ein verpackter und verschnür¬ 
ter Karton bis zum Gewicht von 500 g beispielsweise auch als 
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tiven Maßnahme trägt in unserem Amt, wie in jedem Bahnpost¬ 
amt, der Dispatcherdienst die Hauptverantwortung. 
Mitarbeiter: Im Unterschied zur Abfertigung von Eisenbahnwa¬ 
gen und Großcontainern, bei denen zum Schließen und Sichern 
der Türen nur wenige Handgriffe erforderlich sind, ist die Ge¬ 
währleistung der Verschlußsicherheit bei Bahnpostwagen rela¬ 
tiv umfangreich. 

Stellenleiter: Ja, diese Aussage ist grundsätzlich richtig. Den¬ 
noch ist für den Einsatz von Bahnpost- und Güterwagen über¬ 
einstimmend festzustellen, daß von innen nicht verschließbare 
Zugänge bzw. Öffnungen zum Laderaum zu plombieren sind. 
Bei Eisenbahnwagen und bei Bahnpostwagen der Güterwagen¬ 
bauart beschränken sich die weiteren Maßnahmen zur Gewähr¬ 
leistung der Verschlußsicherheit auf das Schließen und Sichern 
der Außentüren - gemäß DA 2.44, § 46 - durch Plombenver¬ 
schluß sowie durch Starkdraht. Auch bei der Abfertigung von 
Großcontainern sind die Türen nach dem Schließen durch ei¬ 
nen solchen Plombenverschluß, der am rechten Türflügel anzu¬ 
bringen ist, zu sichern. Ein Sichern der Großcontainer mit Hilfe 
von Starkdraht ist aufgrund der Beschaffenheit der Türen nicht 
möglich. Die Herstellung der Verschlußsicherheit bei Bahnpost¬ 
wagen erfordert die Lösung folgender Aufgaben: 

- das Schließen und Verriegeln der Türen von innen bis auf die 
Innentür zum Handbremsabteil - soweit vorhanden - bzw. 
die Ausstiegtür 

- das Verschließen der Innentür vom Handbremsabteil aus 
bzw. der Ausstiegtür und Sichern durch Plombenverschluß 

- in Ausnahmefällen das zusätzliche Sichern der Innentür vom 
Handbremsabteil aus bzw. der Ausstiegtür durch Starkdraht, 
wenn Türverschlüsse beschädigt sind, und das Benachrichti¬ 
gen des Einsatzamtes des Bahnpostwagens und der Dienst¬ 
stellen, die diesen Bahnpostwagen unterwegs zu bedienen 
haben 

- das Schließen der Außentüren des Handbremsabteils, so¬ 
weit vorhanden; diese Türen sind nicht zu verschließen, zu 
plombieren oder von innen zu verriegeln 


Wertbrief eingeliefert werden, wenn die sonstigen Bedingun¬ 
gen für Sendungen mit dieser Zusatzleistung eingehalten wer¬ 
den- Das heißt, die Verpackung darf keine Beschädigungen 
oder Aufdrucke aufweisen, die Papierumhüllung und der ver¬ 
wendete Bindfaden müssen jeweils aus einem Stück bestehen, 
und bei einer Wertangabe von mehr als 500 M ist die Sendung 
zu versiegeln. 

Mitarbeiterin: Bisher haben wir nur über Btiefe und Päckchen 
des DDR-Verkehrs gesprochen. Wie sieht es aber im internatio¬ 
nalen Postverkehr aus? Soviel ich weiß, zählen doch dort die 
Päckchen nicht zu den Kleingut-, sondern zu den Briefsendun¬ 
gen? 

Dienststellenleiterin: Ja, das ist richtig. Die Kategorie „Klein- 
gutsendungen“ gibt es im internationalen Postverkehr nicht. 
Päckchen zählen nach dem Vertragswerk des Weltpostvereins 
zu den Briefsendungen mit ermäßigter Gebühr. Daraus erge¬ 
ben sich eine ganze Reihe qualitativer und quantitativer Unter¬ 
schiede zum DDR-Verkehr. 

Da wäre zunächst die Frage des Inhalts. Während im DDR-Ver¬ 
kehr der Inhalt einer Postsendung für die Behandlung als Brief 
oder Päckchen keinerlei Rolle spielt (Ausnahmen bestehen le¬ 
diglich für einige wenige Gegenstände, deren Versand unter 
Wertangabe vorgeschrieben ist und die deshalb nicht in Päck¬ 
chen eingelegt werden dürfen, wie z. B. Edelmetalle), sieht dies 
im internationalen Postverkehr ganz anders aus. Zum einen ist 
entsprechend den Ausfuhrbestimmungen der DDR der Versand 
von Geschenken nur in Päckchen oder Paketen zulässig, also 
verbietet sich hierfür die Sendungsart Brief. Zum anderen dür¬ 
fen aber Päckchen entsprechend den internationalen Bestim¬ 
mungen keine Schriftstücke enthalten, die den „Charakter einer 
eigentlichen und persönlichen Mitteilung" haben - deren Ver¬ 
sand ist wiederum nur als Brief möglich. Das ergibt sich aus der 
Gebührenbegünstigung, die Päckchen im internationalen Post¬ 
verkehr genießen (vergleichen Sie z. B. auch die Drucksachen¬ 
bestimmungen, denen ähnliche Überlegungen zugrunde lie¬ 
gen!). Die nachstehende Gebührenübersicht für den internatio¬ 
nalen Postverkehr soll dies verdeutlichen: 


- das Verschließen und Plombieren weiterer Türen, wenn dies 
für das Entladen erforderlich und mit dem Bestimmungsamt 
verabredet ist (vgl. DA 2.44, § 46). 

Mitarbeiter: Bekanntermaßen gibt es verschiedenartige Plom¬ 
ben, z. B. Blechstreifen-, Plast- und Bleiplomben. Welche Be¬ 
sonderheiten gibt es bei der Verwendung von Plastplomben 
zum Verschluß von Schienentransportmitteln? 

Stellenleiter: In unserem bisherigen Gespräch habe ich bereits 
mehrfach auf § 46 der DA 2.44 hingewiesen. Wenn Sie diese 
Quellenangabe zum Nachlesen nutzen, werden Sie in bezug auf 
den Plombenverschluß wiederholt Hinweise auf die VDP 328 Öl 
vorfinden. Diese VDP schreibt das ausschließliche Verwenden 
von Blechstreifenplomben nicht zwingend vor, sondern er¬ 
wähnt es als eine Möglichkeit. Nach wie vor ist die Verwendung 
anderer Plomben, Beispiele hatten Sie genannt, gestattet. Bei 
Verwendung von Plastplomben ist z. B. in jedem Falle - unter 
Nutzung einer Plombierzange - der Prägestempel der Absen¬ 
destelle anzubringen. 

Wegen der Vorteile der Blechstreifenplombe sind wir bestrebt, 
ständig einen ausreichenden Bestand dieser Plombenart zu si¬ 
chern. Grundsätzlich geben wir der Anwendung von Blechstrei¬ 
fenplomben, die vom „VEB Spreewerk Lübben", dem zulässi¬ 
gen Hersteller kommen, den Vorzug vor anderen Plomben. 
Mitarbeiter: Im Hinblick auf die Blechstreifenplomben spre¬ 
chen Sie davon, daß es nur einen Hersteller dieser Sicherungs¬ 
mittel gibt? Kann ich daraus schließen, daß nur Blechstreifen¬ 
plomben dieses Betriebes zulässig sind? 

Stellenleiter: Ja, gemäß der von mir erwähnten VDP ist festge¬ 
legt, daß nur diese Blechstreifenplomben angewandt werden 
dürfen. Diese Festlegung basiert auf einer Verfügung des „Ta¬ 
rif- und Verkehrs-Anzeigers (TVA)", Nr. 21/2/82, in der das Mini¬ 
sterium für Verkehrswesen nur diesen Hersteller von Blechstrei¬ 
fenplomben zuläßt. In der Praxis haben sich diese Plomben, 
ordnungsgemäße Handhabung vorausgesetzt, bewährt. Übri¬ 
gens verwendet die Deutsche Reichsbahn an ihren Schienen¬ 
transportmitteln auch derartige Plomben. (W. Hartmann) 


Gewichtsstufe 

Briefgebühr 

Päckchengebühr 

bis 20 g 

-,35 m 1 » 


über 20 bis 100 g 

-80 M 

-35 M 

über 100 bis 250 g 

1,85 M 

-70 M 

über 250 bis 500 g 

3,50 M 

1,15 M 

über 500 bis 1000 g 

5,80 M 

2,10 M 

über 1000 bis 2000 g 

9,30 M 

2,70 M 2 > 


’) nach sozialistischen Ländern -,20 M 


2 ) fakultative Gewichtsstufe 

Mitarbeiterin: Was bedeutet die Anmerkung „fakultative Ge¬ 
wichtsstufe" bei Päckchen über 1000 g? 

Dienststellenleiterin: Das Höchstgewicht für Päckchen beträgt 
im internationalen Postverkehr generell 1 kg. Der letzte Welt¬ 
postkongreß (Hamburg 1984) hat jedoch die Möglichkeit einge¬ 
räumt, daß nach Vereinbarung zwischen den beteiligten Ver¬ 
waltungen - so wie dies zuvor schon in einzelnen Verkehrsbe¬ 
ziehungen praktiziert wurde - diese Gewichtsgrenze auf bis zu 
2 kg erhöht werden kann. 

Mitarbeiterin: Wo kann ich mich darüber informieren, für wel¬ 
che Länder dies zutrifft? 

Dienststellenleiterin: Diese Angaben finden Sie im Briefpost¬ 
buch. Danach können nach folgenden Staaten und Gebieten 
Päckchen bis zum Höchstgewicht von 2 kg eingeliefert werden: 
Afghanistan, Belgien, BRD, Ekuador, Österreich, Schweiz, Spa¬ 
nien, Taiwan, UdSSR, Ungarn, USA, Westberlin und Zypern. 
Andererseits gibt es auch Länder, die Päckchen nur bis zum Ge¬ 
wicht von 500 g zulassen. Das sind Australien, Bhutan, Bolivien, 
Burma, Kanada, Kolumbien, Kuba, die Malediven, Nepal und 
Papua-Neuguinea. Es ist also in jedem Falle notwendig, daß Sie 
vor der Annahme das Briefpostbuch zu Rate ziehen, zumal bei 
einigen Ländern noch zusätzliche Versandbedingungen zu be¬ 
achten sind. So läßt z. B. Burma Päckchen nur unter Einschrei¬ 
ben zu. Päckchen nach der KDVR dürfen keine zollpflichtigen 
Gegenstände enthalten, und Rumänien läßt zollpflichtige Ge¬ 
genstände nur in Päckchen an staatliche Behörden und Institu¬ 
tionen zu. Geschenksendungen nach diesen Ländern können 
demzufolge nur als Paket aufgegeben werden. (D. Heinrich) 
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Wissenschaftliche Konferenz 
des ISW PF 

Von Direktor Dr. sc. oec. Dr. phil. JOCHEN JAHN, 

Bereichsleiter im ISW PF, Berlin 

Am 3. März 1987 veranstaltete das Institut für sozialistische 
Wirtschaftsführung des Post- und Fernmeldewesens (ISW PF) 
anläßlich des 20. Jahrestages seiner Gründung als Auftakt des 
100. Weiterbildungslehrganges für leitende Kader des Post- 
und Fernmeldewesens eine wissenschaftliche Konferenz zum 
Thema 

„Ökonomische Strategie der SED und sozialistische Wirt¬ 
schaftsführung im Post- und Fernmeldewesen". 

Es war das Ziel der Konferenz, ausgehend von den grundlegen¬ 
den Beschlüssen des XI. Parteitages der SED zur weiteren Ge¬ 
staltung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft in der 
DDR, einen Beitrag zur weiteren Qualifizierung der sozialisti¬ 
schen Wirtschaftsführung im Post- und Fernmeldewesen in der 
neuen Etappe der Verwirklichung der ökonomischen Strategie^ 
zu leisten. Dazu wurden Schwerpunktaufgaben des Nachrich¬ 
tenwesens bei der umfassenden Nutzung von Schlüsseltechno¬ 
logien sowie Erkenntnisse und Erfahrungen erfolgreicher Lei¬ 
tungstätigkeit dargelegt und Orientierungen zur Realisierung 
der höheren Anforderungen gegeben. 

Die Konferenz fand eine erfreulich große Resonanz sowohl bei 
leitenden Kadern des Post- und Fernmeldewesens als auch bei 
anderen wissenschaftlichen Instituten und Einrichtungen. 

Unter den nahezu 200 Teilnehmern konnte der Leiter des ISW 
PF, Genosse Oberdirektor Dr. oec. Günther, leitende Mitarbei¬ 
ter des Ministeriums für Post- und Fernmeldewesen, verant¬ 
wortliche Mitarbeiter der Abteilung Transport- und Nachrich¬ 
tenwesen des Zentralkomitees der SED und des Zentralvorstan¬ 
des der IG Transport- und Nachrichtenwesen, Wissenschaftler 
des Zentralinstituts für sozialistische Wirtschaftsführung beim 
ZK der SED, der Akademie für Gesellschaftswissenschaften 
beim ZK der SED, der Akademie der Wissenschaften der DDR, 
von Hochschulen und Instituten für sozialistische Wirtschafts¬ 
führung, die Leiter der wissenschaftlichen Einrichtungen, der 
Direktionen und weiterer dem Minister für Post- und Fernmel¬ 
dewesen direkt unterstellter Organisationseinheiten sowie lei¬ 
tende Mitarbeiter von Direktionen und Ämtern, darunter viele 
Teilnehmer an Aus- und Weiterbildungslehrgängen des ISW 
PF, begrüßen. 

Eine Ausstellung gab in Wort und Bild einen Überblick über die 
in 20 Jahren im Institut geleistete Arbeit in Lehre, Forschung 
und Publikation und orientierte auf Zielstellungen und Schwer¬ 
punktaufgaben der sozialistischen Wirtschaftsführung im Post- 
und Fernmeldewesen. Besonderes Interesse fanden die De¬ 
monstrationsbeispiele zur Arbeit mit Leistungsvergleichen auf 
dem Personalcomputer 1715. 


In seinem Hauptreferat unterstrich der Staatssekretär im Mini¬ 
sterium für Post- und Fernmeldewesen, Genosse Dr. oec. Ca- 
lov, daß der Inhalt der neuen Etappe der ökonomischen Strate¬ 
gie auch im Post- und Fernmeldewesen darin besteht, mit allen 
Maßnahmen zur Meisterung der wissenschaftlich-technischen 
Revolution das ökonomische Wachstum durch umfassende In¬ 
tensivierung auf Dauer zu sichern sowie den Kreislauf der inten¬ 
siv erweiterten Reproduktion auf das effektivste zu gestalten. 
Die Leistungen des Post- und Fernmeldewesens sind mit der 
Verwirklichung der Wirtschafts- und Sozialpolitik der Partei der 
Arbeiterklasse auf das engste verbunden. Sie erlangen im Pro¬ 
zeß der weiteren kontinuierlichen Verwirklichung der Hauptauf¬ 
gabe ein wachsendes Gewicht, weil sie unmittelbar der Befrie¬ 
digung der materiellen und kulturell-sozialen Bedürfnisse der 
Menschen dienen. Er betonte, daß die bedarfsgerechte Befrie¬ 
digung der Nachrichtenverkehrsbedürfnisse von Bevölkerung, 
Staat und Wirtschaft in hoher Qualität stets Richtschnur des 
Handelns aller Mitarbeiter des Post- und Fernmeldewesens ist. 
Genosse Dr. Calov arbeitete in seinem Referat die qualitativ 
neuen Anforderungen an die sozialistische Wirtschaftsführung 
im Wirtschaftszweig heraus. Er stellte fest, daß das Post- und 
Fernmeldewesen als Teil der technischen Infrastruktur der so¬ 
zialistischen Gesellschaft zunehmend zu einem wichtigen Pro- 
duktivitäts-' und Effektivitätsfaktor im gesellschaftlichen Repro¬ 
duktionsprozeß wird. Ausgehend davon, fördern hochwertige, 
dem gesellschaftlich anerkannten Bedarf entsprechende Infor¬ 
mations- und Kommunikationsleistungen den reibungslosen 
Vollzug des Gesamtkreislaufs der Reproduktion. Sie sind zu¬ 
gleich entscheidende Voraussetzung für die Anwendung mo¬ 
derner, effektiver und produktivitätssteigernder Technologien 
in den Kombinaten, insbesondere solcher Schlüsseltechnolo¬ 
gien wie der CAD/CAM-Technologie und der modernen Re¬ 
chentechnik. 

Um den rasch steigenden Anforderungen an eine moderne In¬ 
formationsübertragung gerecht werden zu können, bedarf es 
des planmäßigen und konsequenten-Ausbaus des einheitlichen 
staatlichen Fernmeldenetzes der DDR, so wie das in den Be¬ 
schlüssen des XI. Parteitages der SED vorgesehen ist. Daraus 
und aus den sich mit der wissenschaftlich-technischen Revolu¬ 
tion entwickelnden neuen Informationstechnologien resultieren 
äußerst umfangreiche und weittragende Aufgaben wie der Aus¬ 
bau des Grundnetzes des staatlichen Nachrichtenwesens, der 
beschleunigte Aufbau eines automatisierten Datennetzes zur 
Sicherung einer leistungsfähigen Datenkommunikation und der 
Einsatz von Lichtwellenleiter-Nachrichtenübertragungssyste¬ 
men im Fernmeldenetz. Auf der Basis der breiten Anwendung 
der Schlüsseltechnologien Mikroelektronik und CAD/CAM und 
unter Nutzung der eigenen Rationalisierungsmittelproduktion 
werden die vorhandenen umfangreichen Grundfonds des Post- 
und Fernmeldewesens modernisiert und rekonstruiert, und 
auch die Intensivierung der Arbeit ist ohne die breite Nutzung 
der modernen Rechentechnik, rechnergestützter Systeme und 
tausender CAD/CAM-Arbeitsstationen nicht mehr denkbar. Das 
hat gravierende Auswirkungen sowohl auf die Betriebswirt- 
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Blick ins Präsidium der wissenschaftlichen Konferenz des ISW PF (v. I. n. r.: 
Genosse Prof. Dr. Gerd Friedrich, Genosse Prof. Dr. Harry Nick, Genosse, Dr. 
Manfred Calov, Genosse Dr. Hans-Georg Zeidler, Genosse Eberhard Raasch) 


schaft und die Betriebsorganisation als auch auf die Leitung 
und Planung, die den neuen Bedingungen entsprechen müssen. 
Hier sind von den Wissenschaftlern neue Ergebnisse sowohl in 
Technologie als auch in Organisation und Leitung gefordert, 
um das Effektivitätspotential der neuen Technik voll wirksam 
werden zu lassen und weitere Fortschritte hinsichtlich der Lei¬ 
stungsfähigkeit und der bevölkerungswirksamen Leistungsqua¬ 
lität zu erreichen. Mit diesen und weiteren Orientierungen wies 
Genosse Qr Calov zugleich Wege für die wissenschaftliche Ar¬ 
beit im ISW PF und in anderen Forschungseinrichtungen des 
Post- und Fernmeldewesens, die im engen Zusammenwirken 
mit den Direktionen und Ämtern beschritten werden müssen. 
Genosse Prof. Dr. oec. habil Friedrich, Stellvertretender Direk¬ 
tor des Zentralinstituts für sozialistische Wirtschaftsführung 
beim ZK der SED, stellte in seinem Konferenzbeitrag fest, daß 
die auf der Mikroelektronik basierende moderne Informations¬ 
technik weitreichende Prozesse der qualitativen Umgestaltung 
der Produktivkräfte ausgelöst hat. Damit sind entscheidende 
Wandlungsprozesse in der sozialistischen Betriebswirtschaft 
verbunden. Bereits heute werden Konzepte entwickelt, alle Tä¬ 
tigkeiten im Rahmen eines Betriebes durch weitestgehenden 
Rechnereinsatz zu integrieren. Um die damit verbundenen ho¬ 
hen Ziele zu erreichen, sind Technik, Organisation und Betriebs¬ 
wirtschaft grundlegend umzugestalten und weiterzuentwickeln. 
Hier muß auch im Post- und Fernmeldewesen wissenschaftli¬ 
ches Neuland erschlossen werden; eine Aufgabe, die den Wis¬ 
senschaftlern des ISW PF und der Hochschule für Verkehrswe¬ 
sen „Friedrich List" gemeinsam mit ihren Praxispartnern obliegt 
und die zügig anzugehen ist. 

Genosse Prof. Dr. oec. habil Nick, Forschungsbereichsleiter am 
Institut für Politische Ökonomie des Sozialismus an der Akade¬ 
mie für Gesellschaftswissenschaften beim ZK der SED, betonte 

Genosse Oberdirektor Dr. Wilfried Günther mit einigen Gästen der wissen¬ 
schaftlichen Konferenz beim Rundgang durch die Ausstellung über die 20jäh- 
rige Arbeit des ISW PF 



in seinem Konferenzbeitrag, daß die Leistungsfähigkeit der 
Volkswirtschaft bei den sich derzeit mit der Durchsetzung der 
Schlüsseltechnologien vollziehenden revolutionären Verände¬ 
rungen der Produktivkräfte in zunehmendem Maße von der Lei¬ 
stungsfähigkeit ihrer informationellen Infrastruktur abhängt, 
der er das Nachrichtenwesen zuordnet. Diese Entwicklungsten¬ 
denz in der neuen Etappe der wissenschaftlich-technischen Re¬ 
volution bestätigt die wissenschaftliche Erkenntnis, daß die mo¬ 
dernen Produktivkräfte die Möglichkeiten überlegener gesell¬ 
schaftlich-technischer und technologischer Lösungen in der so¬ 
zialistischen Gesellschaft erweitern. Diese objektiven Möglich¬ 
keiten in der gesellschaftlichen Praxis zu realisieren ist eine 
grundlegende Aufgabe sozialistischer Wirtschaftsführung. 

In ihren Diskussionsbeiträgen äußerten sich Dr. oec. Mittel¬ 
bach, Forschungsgruppenleiter am Zentralinstitut für Wirt¬ 
schaftswissenschaften der Akademie der Wissenschaften der 
DDR, zur Bedeutung der sozialistischen Infrastruktur im gesell¬ 
schaftlichen Reproduktionsprozeß und Dr. sc. oec. Fischer, For¬ 
schungsgruppenleiter am Zentralinstitut für sozialistische Wirt¬ 
schaftsführung beim ZK der SED, zu den aus der Verschmel¬ 
zung von Rechentechnik, Nachrichtentechnik und Büroautoma¬ 
tisierung resultierenden Anforderungen an das Nachrichtenwe¬ 
sen. 

ln weiteren Diskussionsbeiträgen legten leitende Mitarbeiter 
des Post- und Fernmeldewesens Konsequenzen, Vorhaben und 
Leitungsaufgaben dar, die zur Realisierung der Beschlüsse des 
XI. Parteitages der SED jetzt und künftig zu lösen sind. So spra¬ 
chen der Leiter des Instituts für Post- und Fernmeldewesen, 
Hauptdirektor Buchheim, über den Ausbau des staatlichen 
Fernmeldenetzes als wichtige materiell-technische Vorausset¬ 
zung zur umfassenden Anwendung moderner Informations¬ 
und Kommunikationstechnologien, der Leiter des. Organisa 
tions- und Rechenzentrums der Deutschen Post, Oberdirektor 
Dr. oec. Uhlig, über Vorhaben und Leitungsaufgaben zur Nut¬ 
zung der Schlüsseltechnologie CAD/CAM und der modernen 
Rechentechnik im Post- und Fernmeldewesen, der Stellvertre¬ 
ter des Leiters des IPF, Oberdirektor Prof. Dr. sc. techn. Thiele, 
zum Einsatz der Lichtwellenleitertechnik und den damit verbun¬ 
denen Herausforderungen an die Leiter in Industrie und im 
Nachrichtenwesen, der Leiter des Rundfunk und Fernsehtech- 
nischen Zentralamtes der Deutschen Post, Hauptdirektor Dr. 
oec. Hermann, zum Erreichen von Spitzenleistungen in For¬ 
schung und Entwicklung und zu den Anforderungen an die Lei¬ 
tung wissenschaftlicher Kollektive und der Leiter der Bezirksdi¬ 
rektion Erfurt der Deutschen Post, Oberdirektor Reißlandt, zur 
Erhöhung der Qualität der Nachrichtenverkehrsleistungen für 
Bevölkerung, Staat und Wirtschaft durch Nutzung der Ergeb¬ 
nisse von Wissenschaft und Technik. 

Anknüpfend an die Feststellung im Hauptreferat, daß bei der 
Lösung aller ökonomischen und wissenschaftlich-technischen 
Aufgaben immer der Mensch mit seinen Bedürfnissen, Fähig¬ 
keiten und Interessen im Mittelpunkt steht, sprachen Direktor 
Dr. oec. Dittrich, Leiter eines Wissenschaftsbereiches im ISW 
PF, über soziale Aspekte bei der Anwendung von Schlüssel¬ 
technologien und die daraus resultierenden Anforderungen an 
die Leitungstätigkeit, Genosse Dr. phil. Kasek, Stellvertreten¬ 
der Leiter der Abteilung Arbeiterjugend des Zentralinstituts für 
Jugendforschung Leipzig, über Erkenntnisse zur Förderung von 
Jugendbrigaden und Jugendforscherkollektiven im Kampf um 
wissenschaftlich-technische und ökonomische Höchstleistun¬ 
gen und Prof. Dr. sc. techn. Stürz, Sektionsdirektor an der 
Hochschule für Verkehrswesen „Friedrich List" Dresden, über 
Erfordernisse und Konsequenzen aus der umfassenden Anwen¬ 
dung der Schlüsseltechnologien im Nachrichtenwesen für die 
Ausbildung und Erziehung des wissenschaftlich-technischen 
Nachwuchses. Auf zwei Komplexe der Diskussion ging Ge¬ 
nosse Dr.-Ing. Zeidler, Sektorenleiter in der Abteilung Trans¬ 
port- und Nachrichtenwesen des ZK der SED, in seinem 
Schlußwort nochmals besonders ein. Er hob zum ersten hervor, 
daß im Prozeß der umfassenden Intensivierung der Volkswirt¬ 
schaft die planmäßige proportionale und effektive Entwicklung 
der technischen Infrastruktur für die Steigerung von Effektivität 
und Produktivität der Volkswirtschaft das gleiche Gewicht wie 
die Entwicklung der produktiven materiellen Güter selbst hat. 
Daraus ergeben sich folgerichtig entscheidende Konsequenzen 
für das sozialistische Nachrichtenwesen als eigenständiger Be- 
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standteil der technischen Infrastruktur hinsichtlich seiner ge¬ 
samtgesellschaftlichen und volkswirtschaftlichen Einordnung 
und bezüglich seiner umfassenden Intensivierung. Es geht hier 
um das tiefere Erkennen und Fixieren von Intensivierungslinien, 
um das Erschließen neuer Wirkungsfaktoren des wissenschaft¬ 
lich-technischen Fortschritts zum Erreichen qualitativ neuer Ef¬ 
fekte beim Einsatz von Ressourcen und um eine neue Qualität 
der Betriebswirtschaft und der Betriebsorganisation. Genosse 
Dr. Zeidler betonte in diesem Zusammenhang, daß die Schlüs¬ 
seltechnologien den Produktivkräften eine höhere Qualität ver¬ 
leihen. Daraus erwachsen dem Post- und Fernmeldewesen 
neue Anforderungen. Das Nachrichtenwesen nimmt einen ganz 
spezifischen und wichtigen Platz im Bereich der Informations¬ 
technologie als Schlüsseltechnologie ein. Andererseits er¬ 
wachsen dem Nachrichtenwesen neben den Aufgaben zur 
Durchsetzung der Schlüsseltechnologien auch qualitativ neue 
Möglichkeiten, die es umfassend zu nutzen gilt. Allein die theo¬ 
retische Durchdringung dieses Standortes des Nachrichtenwe¬ 
sens in der Informations- und Kommunikationstechnologie als 
Schlüsseltechnologie sowie die daraus abzuleitenden prakti¬ 
schen Konsequenzen erweisen sich als ein noch „weites Feld" 
der Forschung und technischen Entwicklung, wozu auch das 
ISW PF seinen Beitrag leisten muß. 

Als zweiten Schwerpunkt nannte er die in der Diskussion deut¬ 
lich unterstrichene Erkenntnis, daß mit dem für die Realisierung 
der ökonomischen Strategie erforderlichen höheren Leistungs¬ 
niveau auch ein entsprechend höheres Leitungsniveau einher¬ 
gehen muß. Das ist ein bewährter Grundsatz der Politik der Par¬ 
tei der Arbeiterklasse, und das stellt auch qualitativ höhere An¬ 
sprüche an die Leitungskader. Daraus ergeben sich die prinzi¬ 
piellen Aufgaben des ISW PF sowohl für die Aus- und Weiter¬ 
bildung leitender Kader als auch für die lehrbezogene For¬ 
schung und Unterstützung der Direktionen und Ämter der Deut¬ 
schen Post bei der Umsetzung der neuen Etappe der ökonomi¬ 
schen Strategie der SED. Die Ergebnisse dieser verantwor- 


Genossin Oberrat Brigitte Gailmeyer erläutert Besuchern der Ausstellung des 
ISW PF die Nutzung des PC 1715 für Leistungsvergleiche 
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tungsvollen Tätigkeit werden daran gemessen, welchen Gewinn 
an neuen theoretischen Erkenntnissen sie hervorbringt, wel¬ 
chen Beitrag sie zu progressiven Veränderungen in der Praxis 
des Post- und Fernmeldewesens leistet und wie sie die Kader 
befähigt, in der internationalen Auseinandersetzung, im Kampf 
um den Frieden und den sozialen Fortschritt an der Spitze ihrer 
Arbeitskollektive zu bestehen. Dazu wünschte er den Mitarbei¬ 
tern des ISW PF und allen Konferenzenteilnehmern beste Er¬ 
folge. 

Es ist beabsichtigt, die Konferenzbeiträge in einer Veröffentli¬ 
chung des ISW PF einem breiteren Kreis von Leitungskadern 
der Deutschen Post zugänglich zu machen. 


Die DDR als Mitglied des Verwaltungsrates 
des Internationalen Fernmeldevereins (UIT) 


Von Oberdirektor Dr.-Ing. RAINER HENNICKE, Abteilungsleiter im MPF, Berlin 




Der Internationale Fernmeldeverein (UIT) ist eine der ältesten 
und größten internationalen Organisationen. Er ging aus der am 
17. Mai 1865 gegründeten Internationalen Telegrafenunion her¬ 
vor und zählt heute als eine der wichtigsten Spezialorganisatio¬ 
nen im System der Vereinten Nationen (UNO) 161 Mitglieds¬ 
staaten. 

Die Deutsche Demokratische Republik ist seit dem 3. April 1973 
aktives Mitglied der UIT. Entsprechend der seit 1982 auf Antrag 
der DDR in der Präambel des gegenwärtig gültigen Internatio¬ 
nalen Fernmeldevertrages festgeschriebenen Zielstellung der 
UIT, ist das Auftreten der DDR in allen Gremien der Organisa¬ 
tion darauf gerichtet, die Mittel und Möglichkeiten des weltwei¬ 
ten Fernmeldewesens für die Festigung des Friedens und die 
Völkerverständigung einzusetzen. 

Von Anfang an setzte sie sich mit konstruktiven Vorschlägen 
für die progressive Gestaltung der internationalen Beziehungen 
und für die Lösung det anstehenden Sachfragen auf dem Ge¬ 
biet des Funk- und Fernmeldewesens ein. Sie unterstützt alle 
auf die friedliche Nutzung der Fernmeldemittel auf der Erde 
und dem Weltraum gerichtete Initiativen im Internationalen 
Fernmeldeverein. 

In Anerkennung ihres aktiven Wirkens wurde die DDR 1982 von 
den Mitgliedsländern der UIT zum Mitglied des Verwaltungsra¬ 
tes, das Exekutivorgan der UIT, gewählt. 

Für die Wahlperiode bis zur nächsten Regierungsbevollmäch¬ 
tigtenkonferenz (1989) wurde als offizieller Vertreter der DDR 
der Staatssekretär im Ministerium für Post- und Fernmeldewe¬ 
sen, Dr. Manfred Calov, benannt. 


Der Verwaltungsrat der UIT 

Gegenwärtig besteht der Verwaltungsrat aus 41 Mitgliedern 
des Vereins, die von der Regierungsbevollmächtigtenkonferenz 
1982 unter Berücksichtigung einer gerechten geographischen 
Verteilung der Sitze des Rates auf alle Regionen der Welt ge¬ 
wählt wurden. Im Zeitraum zwischen den in der Regel alle 5 
Jahre stattfindenden Regierungsbevollmächtigtenkonferenzen 
handelt der Verwaltungsrat als Beauftragter der Regierungsbe¬ 
vollmächtigtenkonferenz und auf der Grundlage einer eigenen 
Geschäftsordnung. Der Verwaltungsrat tagt jährlich einmal und 
ist beauftragt, die Gesamtkoordinierung der Tätigkeit des Ver¬ 
eins zu gewährleisten, eine effektive Finanzkontrolle auszuüben 
und die Politik der technischen Hilfe in Übereinstimmung mit 
den Zielen des Vereins jährlich festzulegen. 

Dazu fördert er die internationale Zusammenarbeit, um mit al¬ 
len zur Verfügung stehenden Mitteln und insbesondere durch 
Beteiligung des Vereins an entsprechenden Hilfsprogrammen 
der Vereinten Nationen die technische Zusammenarbeit mit 
den Entwicklungsländern zu gewährleisten. 

Eine außerordentlich wichtige Rolle bei der Erarbeitung interna¬ 
tionaler Normen spielen die ständigen Organe der UIT: Der In¬ 
ternationale Beratende Ausschuß für Telegrafie und Telefonie 
(CCITT), der Internationale Beratende Ausschuß für das Funk¬ 
wesen (CCIR) sowie der Internationale Ausschuß für Frequenz¬ 
registrierung (IFRB), die mit ihren etwa 40 Studienkommissio¬ 
nen und Arbeitsgruppen permanent eine umfassende Arbeit lei¬ 
sten. Die Konferenz- und Finanztätigkeit dieser Organe werden 
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vom Verwaltungsrat auf seinen jährlichen Tagungen kontrol¬ 
liert. Darüber hinaus hat der Verwaltungsrat im Rahmen seiner 
Budgetplanung über Tagesordnung und -dauer der jährlich 
durchzuführenden Regionalen oder Weltverwaltungskonferen¬ 
zen zu entscheiden. Der Verwaltungsrat organisiert seine jährli¬ 
chen Beratungen im Plenum und in den drei Kommissionen Fi¬ 
nanzen, Personal und Technische Zusammenarbeit. 

Die Verwaltungsratstagung wird vom Präsidenten des Verwal¬ 
tungsrates geleitet, der zu Beginn einer jeden Verwaltungsrats¬ 
tagung auf Vorschlag einer Region der Welt für die Dauer eines 
Jahres gewählt wird. Die Region C (Osteuropa/Nordasien) ver¬ 
treten im gegenwärtigen Verwaltungsrat die DDR, die SFRJ, 
die SRR und die UdSSR. 


Die DDR - Präsident des Verwaltungsrates 

Einen bisherigen Höhepunkt in der Mitarbeit der DDR in der UIT 
stellte die 41. Tagung des Verwaltungsrates 1986 dar. Auf die¬ 
ser Tagung wurde die DDR auf Vorschlag der Länder der Re¬ 
gion C einstimmig zum Präsidenten des Verwaltungsrates ge¬ 
wählt. Damit fand die langjährige, kontinuierliche und zielstre¬ 
bige Arbeit der DDR für die Verwirklichung der Ziele des Inter¬ 
nationalen Fernmeldevereins ihre verdiente Würdigung. Die De¬ 
legation der DDR stand auf dieser Tagung unter Leitung des 
Staatssekretärs im Ministerium für Post- und Fernmeldewesen, 
Dr. Manfred Calov. Die Funktion des Präsidenten wird nach 



Prof. Or. Rehbein 
eis Präsident 


dem Reglement für die Arbeitsperiode 1986/87 durch Genossen 
Prof. Dr. Gerhard Rehbein, Hochschule für Verkehrswesen „Fried¬ 
rich List", ausgeübt. Entsprechend der Geschäftsordnung wird 
auf der 42. Tagung des Verwaltungsrates 1987 der derzeitige Vi¬ 
zepräsident, Herr R. Avalos Manco (Peru), die Funktion des Prä¬ 
sidenten übernehmen. In seiner Antrittsrede wies Prof. Dr. Reh¬ 
bein als gewählter Präsident auf die Bedeutung des Internatio¬ 
nalen Fernmeldevereins im weltweiten Kampf um die Erhaltung 
des Friedens hin. Im Rahmen der allgemeinen Debatte der Ple¬ 
narversammlung und im Zusammenhang mit der Erörterung 
des Berichtes des Generalsekretärs über die Aktivitäten der UIT 
stellten die DDR und die anderen sozialistischen Länder im 
Sinne der von ihnen schon vorher vertretenen Position fest, daß 
die Fragen der friedlichen Nutzung des Weltraumes für die Ar¬ 
beit der UIT besonders in dem von der UN-Vollversammlung 
proklamierten Jahr des Friedens von außerordentlicher Bedeu¬ 
tung sind. 

Zu den Schwerpunktaufgaben dieser Tagung des Verwaltungs¬ 
rates gehörte es, den Konferenzkalender des Vereins zu präzi¬ 
sieren und Maßnahmen einzuleiten, um den Erfolg dieser Kon¬ 
ferenzen zu gewährleisten. Die DDR trägt von Anbeginn ihrer 
Mitgliedschaft in der UIT aktiv zum Gelingen der für sie relevan¬ 
ten Welt- und Regionalen Verwaltungskonferenzen und der 
Vollversammlungen des CCITT/CCIR bei. Mit der Tagesordnung 
über diese Konferenzen entscheidet der Verwaltungsrat über 
die Überarbeitung der Bestimmungen der Vollzugsordnungen 
für die internationalen Fernmeldedienste bzw. bei den Funkver¬ 
waltungskonferenzen auch über eine Neuzuordnung bestimm¬ 
ter Teile des Frequenzspektrums für diese Dienste. 

Im Plenum des Verwaltungsrates werden auch Berichterstat¬ 
tungen von Arbeitsgruppen des Rates behandelt, die in Umset¬ 
zung der auf der Regierungsbevollmächtigtenkonferenz 1982 
angenommenen Resolutionen gegründet wurden. Gegenwärtig 
sind zwei Expertengruppen des Verwaltungsrates tätig: Die Ex¬ 
pertengruppe zur Erarbeitung der langfristigen Aufgabenstel¬ 
lung des IFRB und die Expertengruppe für die Ausarbeitung ei¬ 
ner neuen Verfassung und eines neuen Internationalen Fern¬ 
meldevertrages. Die DDR arbeitet in beiden Expertengruppen 
aktiv mit. 

Ein umfangreicher Teil der Arbeit wird in der Kommission Fi¬ 
nanzen bewältigt. Die DDR-Delegation tritt hier seit Beginn ih¬ 
rer Mitgliedschaft im Verwaltungsrat bei weiterer Erhöhung der 
Effektivität und der Qualität in allen Tätigkeitsbereichen der Or¬ 
ganisation für das Prinzip der strengsten Sparsamkeit ein. Ent¬ 
sprechende Maßstäbe werden an die Finanztätigkeit des Ver¬ 
eins und an das Budget der UIT gestellt. 

In der Kommission Personalfragen werden die Personalregeln 
der UIT umgesetzt, die Arbeit der Personalvertreter der UIT 
erörtert und die Einführung neuer Lohn- und Gehaltsformen be¬ 
stätigt. Dabei geht die DDR strikt von der Notwendigkeit der 
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uneingeschränkten Einhaltung der Regeln des Gemeinsamen 
UN-Besoldungssystems aus. 

In der Kommission Technische Zusammenarbeit werden die Be¬ 
richte des Generalsekretariats über die Gewährung technischer 
Hilfe an Entwicklungsländer und die Einhaltung der dafür vorge¬ 
sehenen Mittel geprüft. In dieser Kommission werden die Pro¬ 
jekte, Trainingskurse, Expertenentsendungen und Ausrüstungs 
lieferungen behandelt, die die UIT in allen Regionen der Welt 
zur Entwicklung des Fernmeldewesens koordiniert. Darüber 
hinaus werden Maßnahmen zur regionalen Präsenz der UIT in 
den einzelnen Regionen der Erde zur Koordinierung dieser Hilfe 
festgelegt. Die DDR beteiligt sich an dieser Arbeit insbeson¬ 
dere mit Experteneinsätzen und Ausbildungsleistungen. Allein 
im Jahr der Präsidentenschaft der DDR im Verwaltungsrat 
1986/87 wurden lang- und kurzfristige Einsätze von Experten 
der DDR in der VDR Laos, in Swaziland, in Sambia, in der VDR 
Jemen und in der MVR zur Gewährleistung technischer Hilfe 
realisiert. Darüber hinaus wurden ebenfalls 1986 in Koordinie¬ 


rung mit dem Generalsekretär der UIT fünf laotische und drei 
afghanische Fernmeldespezialisten in der DDR mittelfristig aus¬ 
gebildet. 

Mit der Ausrichtung einer Arbeitsgruppenberatung im Rahmen 
des CCITT in der DDR und dem Angebot zur Durchführung von 
Trainingskursen gegenüber der UIT wurde insbesondere die Be¬ 
reitschaft der Nachrichtenverwaltung der DDR unterstrichen, 
auch weiterhin einen aktiven und umfassenden Beitrag zur Ar¬ 
beit dieser Organisation zu erbringen. Die bisher erreichten Er¬ 
gebnisse widerspiegeln das ständige Bemühen, damit auch ei¬ 
nen Beitrag im Sinne der Politik der friedlichen Koexistenz zu 
leisten. Die Hauptrichtung des Wirkens der DDR in dieser Spe¬ 
zialorganisation ist auch weiterhin die Förderung aller Formen 
der Zusammenarbeit. Durch einen ergebnisorientierten und 
sachlichen Dialog wird damit auch im Rahmen des Internatio¬ 
nalen Fernmeldevereins eine wichtige Voraussetzung für die 
Stabilisierung der internationalen Lage und zur Materialisierung 
der friedlichen Koexistenz erbracht. 


Der Beitritt der DDR zum Inmarsat-Abkommen 


Von Oberrat Dr. jur. HANS ROTHER, wiss. Mitarbeiter am ISW PF, Berlin 



Der aufmerksame Besucher des Rostocker Überseehafens hat 
vielleicht schon einmal zwischen den Decksaufbauten einiger 
Motorschiffe ein helles kugelförmiges Gebilde bemerkt, das 
der Fachmann unschwer als eine Antenne für die Nutzung eines 
speziellen Fernmeldesystems identifizieren würde. Von Schif¬ 
fen mit solchen Antennen kann man als bewegliche Seefunk¬ 
stelle am beweglichen Satelliten-Seefunkdienst teilnehmen, 
der von der Internationalen Schiffahrtssatellitenorganisation In¬ 
marsat gewährleistet wird. 

Am Namen der Organisation Inmarsat - International Maritime 
Satellite - kann man erkennen, daß dieser Seefunkdienst mit 
der Unterstützung von Fernmeldesatelliten durchgeführt wird. 
Es ist so, daß die Übertragungsstrecke ohne ihr Weltraumseg¬ 
ment — den Fernmeldesatelliten — nicht zustande kommt. 

Die Deutsche Post nutzt die von Inmarsat gebotenen Möglich¬ 
keiten, um sie auch für die Seeverkehrswirtschaft der DDR 
wirksam werden zu lassen. Deshalb hat am 24. 9. 1986 der Stell¬ 
vertreter des Ministers für Post- und Fernmeldewesen 
Dr. Hammer in London das Betriebsabkommen der Inmarsat- 
Organisation unterzeichnet und die Urkunde für den Beitritt der 
DDR zur Konvention über die Internationale Schiffahrtssatelli¬ 
tenorganisation Inmarsat hinterlegt. 

Bereits seit mehreren Jahren rüstet das VE Kombinat Seever¬ 


kehr und Hafenwirtschaft seine Schiffe mit Funkanlagen des 
beweglichen Satelliten-Seefunkdienstes aus. In Zusammenar¬ 
beit mit der Deutschen Post wurde dieser neue Seefunkdienst 
erprobt. 


Was ist Inmarsat und welche Ziele hat die Organisation? 

Die Internationale Schiffahrtssatellitenorganisation Inmarsat ist 
eine internationale Organisation, die im Jahre 1979 mit Unter¬ 
stützung und Beteiligung sozialistischer Länder, wie der 
UdSSR, der VR Polen und der VR Bulgarien, gegründet wurde. 
Inmarsat ist eine internationale ökonomische Organisation, die 
einen weltweiten Seefunkdienst für die verschiedensten 
Zwecke in hoher Qualität anbietet und durch die Gleichberech¬ 
tigung aller Nutzer einen völkerverbindenden Beitrag leistet. 
Die Rechte, Pflichten und Aufgaben von Inmarsat, ihrer Mitglie¬ 
der und der Teilnehmer am Satelliten-Seefunkdienst der Orga¬ 
nisation sind in einer Konvention und in einem Betriebsabkom¬ 
men niedergelegt. Daraus geht hervor, daß Inmarsat eine selb¬ 
ständige Organisation ist, der jeder Staat durch die Unterzeich¬ 
nung einer Erklärung beitreten kann. Gegenwärtig gehören In¬ 
marsat 48 Staaten als Mitglied an. /I/ 
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In Artikel 3 der Inmarsat-Konvention wird erklärt, daß der 
Zweck der Organisation darin besteht, das Weltraumsegment 
(drei geostationäre Satelliten), die Nachrichtenverbindungen 
für die Schiffahrt und künftig auch für die Luftfahrt zur Verfü¬ 
gung zu stellen, um damit zur Verbesserung der Seenot- und 
Sicherheitsfunkverbindungen zupi Schutz des menschlichen 
Lebens auf See, der Leistungsfähigkeit und des Einsatzes der 
Schiffe, der öffentlichen Seefunkdienste und der Funkortungs¬ 
möglichkeiten beizutragen. /2/ Dabei legt die Konvention aus¬ 
drücklich fest, daß die Organisation ausschließlich für friedli¬ 
che Zwecke arbeiten soll. 

Die technischen Möglichkeiten von Inmarsat werden von insge¬ 
samt 75 Nutzerstaaten, 5050 Satelliten-Seefunfcstellen und 17 
Satelliten-Küstenfunkstellen genutzt (Stand Oktober 1986). /I/ 
Die Inmarsat-Organisation bietet ihren Nutzern folgende Dien¬ 
ste an: 

• Funkfernschreiben (Telex) 

Die Funkstellen verfügen über Fernschreibeinrichtungen und er¬ 
halten ihren Funkspruch als Ausdruck des Fernschreibers. 

• Sprechfunk (Telefonie) 

Funkverbindungen sind möglich im direkten Sprechverkehr; 
nach der Einwahl in herkömmliche Fernmeidenetze ist auch lei¬ 
tungsgebundener Fernmeldeverkehr möglich. 

• Faksimile (Bild- und Dokumentenfunk) 

Bilder, Urkunden oder Dokumente können nach dem Prinzip 
der Bildtelegraphie übertragen werden. 

• Datenübertragung 

Digitalisierte Daten werden zur internen Nutzung zwischen Mo¬ 
torschiff und Reederei übertragen. Die Daten können z. B. der 
ökonomischen Schiffsführung dienen oder notwendig für han¬ 
delstechnische Reaktionen der Seereederei sein. 

• Not-, Dringlichkeits- und Sicherheitsverkehr 

Notrufe und dringende Nachrichten werden automatisch mit 
Vorrang im Funkverkehr eingestuft und abgefertigt; Nachrich¬ 


ten können auf Wunsch zur größeren Abhörsicherheit ver¬ 
schlüsselt werden. 

• Sammelrufe 

Mehrere Funkstellen können gleichzeitig mit einer bestimmten 
Nachricht versorgt werden. 

• Hilfs- und Informationsdienste (Wetterbericht, Navigations¬ 
warndienst, Positionsbestimmung der Motorschiffe u. a.) 
Aktuelle Wettermeldungen für ein interessierendes Gebiet kön¬ 
nen abgerufen werden. Gefahrensituationen in Seegebieten 
und Küstenbereichen werden als Meldungen gesammelt, die 
bei Bedarf empfangen werden können. Das Inmarsat-System 
gestattet eine präzise Bestimmung der aktuellen Schiffsposi¬ 
tion jeder Inmarsat-Funkstelle, die ebenfalls abgerufen werden 
kann. 

Die Deutsche Post ist der Träger des öffentlichen Fernmelde¬ 
verkehrs, der auf See als beweglicher Seefunkdienst und Satel- 
liten-Seefunkdienst durchgeführt wird. Zwischen Seefunkstel¬ 
len auf Motorschiffen aus der DDR und den Teilnehmern am 
Fernmeldeverkehr in der DDR wird der bewegliche Seefunk¬ 
dienst über Küstenfunkstellen der Deutschen Post (z. B. Rügen 
Radio) durchgeführt. Dieser Funkdienst findet auf Frequenzen 
im Mittel-, Grenz-, Kurz- und Ultrakurzwellenbereich statt. 

Der bewegliche Satelliten-Seefunkdienst, an dem jetzt auch die 
DDR beteiligt ist, ergänzt den bisherigen beweglichen Seefunk¬ 
dienst. Seine technologischen Prinzipien und der nutzbar ge¬ 
machte höhere Entwicklungsstand von Wissenschaft und Tech¬ 
nik ermöglichen einen qualitativ hochwertigen Fernmeldever¬ 
kehr und breitere Möglichkeiten des Nachrichtenaustauschs. 
Mit dem Satelliten-Seefunkdienst kann ein stabiler Fernmelde¬ 
verkehr zu jeder Tages- und Nachtzeit und fast von jeder 
Schiffsposition aus gewährleistet werden. Er wird überwiegend 
in den Betriebsarten Fernschreiben (Telex) und Sprechfunk (Te¬ 
lefonie) durchgeführt. Dieser Fernmeldeverkehr ist möglich zwi¬ 
schen beweglichen Seefunkstellen untereinander sowie zwi¬ 
schen Seefunkstellen und ortsfesten Funkstellen (Küstenfunk¬ 
stellen). 

Im Verhältnis zum bisher gebräuchlichen Seefunkdienst im Kurz¬ 
wellenbereich, der vielen Störungen unterliegt, ist der Satelli¬ 
ten-Seefunkdienst gekennzeichnet durch 

- eine höhere Übertragungsqualität und Zuverlässigkeit 

- eine ständige und schnellere Verfügbarkeit der Übertra¬ 
gungskanäle und eine größere Übertragungskapazität 

- die Nutzbarkeit zusätzlicher Dienste 

- einen hohen Automatisierungsgrad bei der Herstellung und 
Aufrechterhaltung der Fernmeldeverbindung. 

Der Satelliten-Seefunkdienst ist insbesondere für die techni¬ 
sche und ökonomische Führung der Motorschiffe der DDR und 
der anderen teilnehmenden Staaten von hohem Nutzen. So be- 
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sagen internationale Erfahrungen, daß sich aus der Automati¬ 
sierung des Funkbetriebes, der schnellen Herstellung von Funk¬ 
verbindungen und der Erweiterung der Dienste erhebliche Ra¬ 
tionalisierungseffekte ergeben. 

Im Bereich des VE Kombinat Seeverkehr und Hafenwirtschaft 
der DDR entsteht z. B. ein Nutzen, der sich in 

- einer optimalen Lenkung und Leitung der Flotte 

- der Steigerung der Transportleistungen 

- der Vervollkommnung der Schiffssicherheit 
äußert. 

Technische Prinzipien, Ausrüstung 
und Teilnahmebedingungen 

Um den Satelliten-Seefunkdienst für alle Meeresgebiete der 
Erde zu ermöglichen, nutzt Inmarsat drei geostationäre Satelli¬ 
ten (Weltraumsegmente), die jeweils über dem Atlantischen, 
Indischen und Pazifischen Ozean stationiert sind. Über diese 
Satelliten kann, mit Ausnahme der beiden Polregionen, ein si¬ 
cherer Funkverkehr durchgeführt werden (Abb. 1). Eine Reihe 
von Satelliten-Küstenfunkstellen bildet die Verbindung zwi¬ 
schen den Satelliten und den leitungsgebundenen Fernmelde¬ 
netzen (Abb. 2). Auf den Motorschiffen sind Satelliten-Seefunk- 
stellen installiert, mit denen der Fernmeldeverkehr schiffsseitig 
zum Weltraumsegment durchgeführt wird (Abb. 3). Für die 
Fernmeldeverbindung selbst werden Frequenzbänder im Giga¬ 
hertz-Bereich genutzt, wobei das Frequenzband in eine Vielzahl 
vorwählbarer Übertragungskanäle aufgeteilt ist (nähere techni¬ 
sche Einzelheiten werden in /3/ erläutert). Die drei Weltraum¬ 
segmente sind die Kernstücke von drei Inmarsat-Seefunknet- 
zen. Die Satelliten bzw. Teile ihrer Übertragungskapazität hat 
Inmarsat von den Eigentümern der Satelliten angemietet. In¬ 
marsat stellt den Teilnehmern am Satelliten-Seefunkdienst sein 
gesamtes technisches System zur Verfügung und erhebt dafür 
Gebühren. 

Die Koordinierung der drei Seefunknetze übernimmt jeweils 
eine festgelegte Satelliten Küstenfunkstelle, die im Auftrag von 
Inmarsat als Koordinierungsstelle den gesamten Fernmeldever 
kehr vom Schiff zum Land und umgekehrt in dieser Region or 
ganisiert. Diese Küstenfunkstellen sind Eigentum nationaler 
Fernmeldeverwaltungen. 

Die Inmarsat-Organisation verfügt über ein eigenes Kontroll- 
zentrum in London und nimmt damit auf das Zusammenwirken 
der drei Seefunknetze Einfluß. 

Die Satelliten-Seefunkstellen führen ihren Fernmeldeverkehr 
über die jeweiligen Seefunknetze durch. Die Sende- und Emp¬ 
fangsanlagen sind Eigentum der Schiffseigner. Ihre technische 
Ausstattung richtet sich nach der gewünschten Qualität der 
Teilnahme am Satelliten-Seefunk. Die Anmeldung dieser Sta¬ 
tionen bei der Inmarsat-Organisation ist erforderlich. Für die 
Durchführung des Fernmeldeverkehrs ist jeder Station eine sie¬ 
benstellige Kennung zugeordnet, ohne die der sonst weitge¬ 
hend automatisiert arbeitende Fernmeldeverkehr nicht möglich 
ist. Die zugeteilte Kennung stellt den „Rufnamen" des Schiffes 
dar. Sie ermöglich die Zuordnung der Übertragungskanäle des 
Weltraumsegmentes und damit den Aufbau der Fernmeldever¬ 
bindung insgesamt. 

Für das Errichten und Betreiben von Fernmeldeanlagen auf Mo¬ 
torschiffen der DDR, also auch für Satelliten-Seefunkanlagen, 
sowie für die Teilnahme am Fernsprechverkehr über das Sy¬ 
stem Inmarsat gelten die Bestimmungen 

- des Gesetzes über das Post- und Fernmeldewesen /4/ 

- der Anordnung über den Seefunkdienst /5/ und insbeson¬ 
dere 

- der Vorschriften der Deutschen Post für den Sateiliten-See- 
funkdienst. /6/ 


Künftige Entwicklung 

Das Inmarsat-System ist für eine künftige Weiterentwicklung 
offen. Inmarsat strebt in einer nächsten Ausbaustufe an, eigene 
Inmarsat-Sateiliten zu betreiben. Damit wird schrittweise eine 
Unabhängigkeit von fremden Eigentümern des Weltraumseg¬ 
mentes erreicht. Die Phase der Inbetriebnahme eigener Satelli¬ 
ten mit der Bezeichnung lnmarsat-2 soll ab 1988 beginnen. 
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Verbindung Schiff - Weltraumsegment - Küstenfunkstelle; die Hauptarten der 
Dienste 

Als Erweiterung der Dienste wird es künftig auch möglich sein, 
einen beweglichen Satelliten-Flugfunkdienst zu betreiben. Dazu 
wurden im Jahr 1985 die Inmarsat-Grunddokumente geändert, 
die diesen Dienst vorher nicht vorgesehen hatten. Das Inmar¬ 
sat-System wird in seiner weltumspannenden Anwendbarkeit 
auch dadurch flexibler und breiter anwendbar, daß die techni¬ 
schen Standards für Satelliten-Seefunkstellen solche Gerätety¬ 
pen vorsehen, die mit geringeren Kosten als die gegenwärtig 
eingesetzten hergestellt werden können. Der Eigentümer der 
Satelliten-Seefunkstelle bestimmt mit der Wahl der Geräte den 
gewünschten Komfort bei der Nutzung der Dienste und den 
Umfang der nutzbaren Dienste. Zuverlässigkeit und Qualität der 
Nachrichtenverbindung verändern sich dadurch nicht. Es wird 
so aber auch kleineren Schiffseinheiten möglich, am Inmarsat- 
System teilzunehmen und insbesondere das künftige weltweite 
Seefunk-Not- und Sicherheitssystem voll zu nutzen. 

Aus der schon gegenwärtig breiten Anwendung und aus dem 
zu erwartenden Zuwachs an Nutzern wird ersichtlich, daß die 
v Existenz der Internationalen Schiffahrtssatellitenorganisation 
Inmarsat und die Möglichkeiten einer internationalen gleichbe¬ 
rechtigten Teilnahme positive Beispiele für die Vorzüge der 
friedlichen Nutzung des Weltraums durch alle Staaten der Erde 
sind. 


Literatur 

/I/ Ocean Voice: Maritime Information, Technology and Elec¬ 
tronics. - London, (1986) 4. - S. 28-30 
/2/ Inmarsat - Basic Documents. - Third Edition. - London, 
1986. - S. 13 

/3/ Internationales Satelliten-Seefunksystem Inmarsat/Kuhn, 
Hartmut; Neumann, Horst. - In: Seewirtschaft. - Berlin 17 
(1985) 4. - S. 176-180; 6. - S. 280-284, 8. - S. 381-382 
/4/ Gesetz über das Post- und Fernmeldewesen vom 29. Nov. 

1985. - In: GBl. I. - Berlin (1985-12-09) = 31. - S. 345-354 
/5/ Anordnung über den Seefunkdienst - Seefunk-Anordnung 
- vom 28. Febr. 1986. - In: GBl. Sdr. - Berlin (1986-04-08) = 
1267. - S. 6-12 

/6/ Vorschriften für Geräte und Funkstellen des beweglichen 
Seefunkdienstes/Hrsg.: Ministerium für Post- und Fernmel¬ 
dewesen. - Berlin, 1982. - i.d.F. 1984 


Dtsch. Post 32 (1987) 3 


113 















Rechnergestütztes Komplexseminar - eine neue 
Ausbildungsform in der Ökonomie des Nachrichtenwesens 


Von Dr. sc. oec. CHRISTIAN ERBS und Dr. sc. oec. HEIDRUN ERBS, Hochschuldozenten am Wissenschaftsbereich 
„Ökonomie des Nachrichtenwesens" der HfV Dresden 


Die richtungsweisenden Beschlüsse des ZK der SED von 1980 
und 1983 über die Aufgaben der Universitäten und Hochschulen 
in der entwickelten sozialistischen Gesellschaft sowie der Neu¬ 
gestaltung der Ingenieur- und Ökonomenausbildung /I/ stellen 
auch der Ökonomie des Nachrichtenwesens die Aufgabe, die 
hochschulspezifische Aus- und Weiterbildung entsprechend 
den künftigen Erfordernissen des sozialistischen Post- und 
Fernmeldewesens zu gestalten. Dabei zeigt sich, daß eine den 
Anforderungen der Zeit entsprechende moderne praxisbezo¬ 
gene Ausbildung in einem sinnvollen System der Aus- und Wei¬ 
terbildung nicht mehr nach dem Vollständigkeitsprinzip ver¬ 
wirklicht werden kann. Auf der Basis eines soliden Grundlagen¬ 
wissens müssen vielmehr Schwerpunkte gesetzt und vorrangig 
methodische Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten vermit¬ 
telt und trainiert werden. 

Solch eine neugestaltete Ausbildung ist darauf gerichtet, we¬ 
sentlich stärker als bisher kreative Verhaltensweisen herauszu¬ 
bilden. Dazu müssen sowohl bewährte Studieninhalte und -for¬ 
men fortgeführt als auch neue entwickelt werden. Die Weiter¬ 
entwicklung der Ausbildung geht einher mit der wachsenden 
Nutzung der Schlüsseltechnologien im Post- und Fernmeldewe¬ 
sen, insbesondere der dezentralen Rechentechnik in allen Be¬ 
reichen der Deutschen Post. Aus der Nutzung der dezentralen 
Rechentechnik für ökonomische und betriebliche Aufgaben er¬ 
geben sich wesentliche neue Ausbildungserfordernisse 
(Abb. 1). Mit der Nutzung der dezentralen Rechentechnik in der 
Lehre ist aber auch das Mittel vorhanden, das neue und höhere 
Ausbildungsniveau zu erreichen. Am Beispiel eines rechnerge¬ 
stützten Komplexseminars im Lehrgebiet „Ökonomie des Nach¬ 
richtenwesens" soll gezeigt werden, wie diese neue Qualität zu 
verwirklichen ist. 

Inhalt und Ablauf 

Das rechnergestützte Komplexseminar wurde im Studienjahr 
1985/1986 mit Erfolg im Direktstudium der Fachrichtung einge¬ 
führt. Vorausgegangen war ein Jahr Vorbereitung unter Einbe¬ 
ziehung von Studenten und Praktikern der Deutschen Post. Der 
Ablauf zeigt, daß das Komplexseminar zunehmend den zentra¬ 
len Ausbildungsabschnitt und somit den* Höhepunkt im Stu¬ 
dienprozeß darstellt. Das Seminar umfaßt 60 Stunden Lehrver¬ 
anstaltungen und 180 Stunden Selbststudium zur Vor- und 
Nachbereitung. 

Am Beispiel eines fiktiven Post- und Fernmeldeamtes werden 
wesentliche Seiten des Reproduktionsprozesses während eines 
Planjahres nachgebildet. Dabei üben die Studenten die Vorbe¬ 
reitung wichtiger Leitungsentscheidungen im Amt und trainie¬ 
ren ausgewählte Maßnahmen der Planung, Abrechnung und 
Analyse, aber auch konkreter Betriebs- und Verkehrsprozesse. 
Darin eingeschlossen sind bestimmte Maßnahmen der Zusam¬ 
menarbeit eines PFA mit der BDP und anderen Einrichtungen 
der Deutschen Post sowie mit Volksvertretungen im Territorium 
(Abb. 2). 

Methodisch-didaktisches Ziel 

Der Grundgedanke des Komplexseminars besteht in der durch¬ 
gängigen Erarbeitung von Lösungen unter Nutzung der dezen¬ 
tralen Rechentechnik. So ist in fast alle Seminare ein Problem 
eingebaut, das nur mit Hilfe des Personal- bzw. Kleincomputers 
gelöst werden kann. Folgende Ziele sollen mit dem rechnerge¬ 
stützten Komplexseminar erreicht werden: 

- Training des Umgangs mit dem Personalcomputer und An¬ 
wendung von Software durch Integration in die Lösung prak¬ 
tischer Aufgaben 


- Nutzung der Anwendersoftware der Deutschen Post 

- Anwendung ausgewählter weiterer wissenschaftlicher Ver¬ 
fahren und Methoden für die Leitungstätigkeit und betriebs¬ 
wirtschaftliche Prozesse des Post- und Fernmeldewesens 

- Training der Anwendung von Rechts- und sonstigen Verfah¬ 
rensvorschriften der Deutschen Post. 

Die Anwendung der Verfahren und Methoden sowie die Nut¬ 
zung der Rechner geschieht in jedem Seminar auf der Basis 
komplexer, praxisbezogen gestellter Aufgaben. Dadurch wird 
erreicht, daß die Studenten ihre erworbenen Kenntnisse, Fähig¬ 
keiten und Fertigkeiten unter praxisrelevanten Bedingungen an¬ 
wenden und vielfach gezwungen werden, sich selbständig wei¬ 
tere Kenntnisse und Fähigkeiten anzueignen. Eine wichtige 
Rolle spielen dabei auch zeitliche Vorgaben. So wird einmal mit 
„Echtzeiten" der Deutschen Post gearbeitet; zum anderen wer¬ 
den die Lösungszeiten bewußt verkürzt, um den Absolventen zu 
befähigen, auch unter bestimmten terminlichen Zwängen Auf¬ 
gaben in hoher Qualität zu lösen. Alle Ergebnisse der einzelnen 
Seminare gelangen in entsprechende Dokumente, wie z. B. 
Konzeptionen, Analysen und Festlegungsprotokolle. Sie bleiben 
Bestandteil der weiteren Arbeit des fiktiven Post- und Fernmel¬ 
deamtes. 


Kapazitive Bedingungen 

Das rechnergestützte Komplexseminar wird von einem Hoch¬ 
schullehrer geleitet und findet im Nachrichtenökonomischen 
Kabinett des Wissenschaftsbereiches statt. Dieser Raum ist mit 
Personalcomputern ausgestattet und sichert somit die unmittel¬ 
bare Arbeit mit dem Rechner im Seminar. Zur Vor- und Nachbe¬ 
reitung steht den Studenten auch das Nachrichtenökonomi¬ 
sche Labor zur Verfügung. Weiterhin erhält jeder Student ein 
Anleitungsmaterial mit den erforderlichen inhaltlichen und or¬ 
ganisatorischen Prämissen. Von seiten der Software bestehen 
zur Zeit folgende Voraussetzungen: 

1. Programmpaket „Komplexseminar" 

Hauptbestandteile, die gegenwärtig genutzt werden, sind 

- Programme zur Überprüfung studentischer Leistungen 

- Programme zur Nutzung mathematisch-statistischer Verfah¬ 
ren 

- Programme zur Analyse der Planerfüllung und zur Fortschrei¬ 
bung des Planteils TOM 


Die moderne Technik - hier Nutzung eines Personalcomputers - bringt neue 
Ausbildungserfordernisse mit sich > Foto: HfV 
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Ablauf des rechnergestützten Kom¬ 
plexseminars (vereinfachte Darstel¬ 
lung) 



übergebene Materialien 
(wie Planaufgaben, 
Übersicht über Planerfül¬ 
lung, Kennziffern für Lei¬ 
stungsvergleiche usw.) 
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- Programme für Leistungsvergleiche innerhalb des PFA und 
zwischen Ämtern der Deutschen Post 

- Programme zur Terminkontrolle 

- Programme zur Textverarbeitung 

Dabei muß beachtet werden, daß die selbst erarbeiteten Pro¬ 
gramme aus methodisch-didaktischen Gründen auf die Lösung 
von Problemstellungen des Kemplexseminars zugeschnitteri 
sind. 

2. Vorhandensein wesentlicher Teile einer entsprechenden 
Übungsdatenbank 

Vorgesehen ist, die Übungsdatenbank in Anlehnung an das Da¬ 
tenbanksystem der Deutschen Post weiter auszubauen. 

3. Anwendersoftware der Deutschen Post sowie geeignete Pro¬ 
gramme anderer wissenschaftlicher Einrichtungen und Wirt¬ 
schaftszweige 

Das Programmpaket„Komplexseminar" sowie die Übungsda¬ 
tenbank wurden und werden zum größten Teil von Studenten 
erarbeitet. Am weiteren Ausbau der programmäßigen Voraus¬ 
setzungen wird kontinuierlich gearbeitet. Hier liegt ein wesentli¬ 
cher Schwerpunkt der Aufgaben für das studentische Program¬ 
mierbüro des Nachrichtenwesens an der Sektion Verkehrs- und 
Betriebswirtschaft der HfV. 


Aufgaben der Hochschullehrer 

Das Komplexseminar wird weitgehend durch die Studenten 
selbst gestaltet. Der Hochschullehrer hat>aber den Prozeß stän¬ 
dig zu lenken und zu bewerten. Daraus ergeben sich auch für 
ihn zum Teil völlig neue, insgesamt jedoch politisch-ideologisch 
und fachlich höhere Anforderungen. 

Die Arbeit am rechnergestützten Komplexseminar stellt eine 
permanente Aufgabe dar. Einmal muß in jedem Jahr eine neue 
Studentengeneration auf das Komplexseminar vorbereitet wer¬ 
den. Das heißt, es ist bei jedem Studenten ein höchstmöglicher 
Leistungswillen zu wecken. Zum anderen ergeben sich als Auf¬ 
gaben 

- die ständige Anpassung des Inhalts des Komplexseminars 
an die Praxis des Post- und Fernmeldewesens (Einbau neuer 
rechtlicher Regelungen, Verfahrensweisen und Schwer¬ 
punktaufgaben der Deutschen Post) 

- Die Erneuerung und Vervollkommnung der verwendeten wis¬ 
senschaftlichen Verfahren und Methoden 

- die permanente methodisch-didaktische Weiterentwicklung 
des Komplexseminars, um die Ausbildungseffekte weiter zu 
erhöhen. 
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Im Wissenschaftsbereich „Ökonomie des Nachrichtenwesens" 
der HfV existiert deshalb eine Arbeitsgruppe, bestehend aus ei¬ 
nem Hochschullehrer, wissenschaftlichen Mitarbeitern und in¬ 
teressierten Studenten, die sich dieser Aufgabe widmen. 


Ausblick 

Beabsichtigt ist, das rechnergestützte Komplexseminar zum 
Oberseminar in der Fachrichtung „Ökonomie des Nachrichten¬ 
wesens" weiterzuentwickeln. Das Oberseminar findet ab 1988 
im Rahmen der Neugestaltung des Direktstudiums entspre¬ 
chend den beiden Vertiefungsriphtungen in zwei Varianten 
statt. 

Beide besitzen ein einheitliches Grundraster, variieren aber in _ 
den Einzelaufgaben entsprechend der jeweiligen Vertiefungs¬ 
richtung. 

Inhaltlich wird die immer engere Verknüpfung von ökonomi¬ 
schen, betrieblichen und technisch-technologischen Problem¬ 
stellungen in dem fiktiven PFA angestrebt, um den Studenten 
die wachsende Komplexität der Aufgaben in einem PFA deut¬ 
lich zu machen. Hier ist an eine gemeinsame interdisziplinäre 
Vorgehensweise der verschiedenen Wissenschaftsbereiche 
des Nachrichtenwesens der HfV gedacht. Im engen Zusam¬ 
menhang damit steht auch die immer bessere modellhafte Dar¬ 
stellung der Aufgaben und Prozesse eines PFA, die für die Ab¬ 
solventen der Fachrichtung „Ökonomie des Nachrichtenwe¬ 
sens" bedeutsam sind, und ihre rechentechnische Aufbereitung 
mit dem Ziel einer labormäßigen Simulation dieser Prozesse 
zum Zweck des Übens von Entscheidungsvorbereitungen. 
Schließlich zeichnet sich auch ab, daß das für das Komplexse¬ 
minar entwickelte fiktive PFA schrittweise für Forschungs- 

Multivalent nutzbare 
Software für den PC 1715 

- Ein Beitrag des ORZ der Deutschen 
Post zur Einsatzvorbereitung der 
dezentralen Datentechnik - 

Von Oberrat Dr. WOLFRAM WITTIG, 
wiss. Mitarbeiter im ORZ, Berlin 

Als ein Ergebnis der großartigen Initative der Sömmerdaer Bü¬ 
romaschinenwerker, die Produktionszahlen für den Personal¬ 
computer PC 1715 sprunghaft zu erhöhen, stehen dem Wirt¬ 
schaftszweig zur arbeitsplatznahen Rationalisierung von Ar¬ 
beitsprozessen in Leitung, Planung und Verwaltung Personal¬ 
computer in größerer Stückzahl zur Verfügung. Um diese wert¬ 
vollen Investitionen rationell zu nutzen, ist eine rasche Qualifi¬ 
kation breiter Mitarbeiterkreise in allen Leitungsebenen im Um¬ 
gang mit den neuen Arbeitsmitteln nötig. Gleiches gilt für die 
forcierte Entwicklung von breit anwendbarer, nutzerfreundlich 
gestalteter Anwendersoftware zur Ausstattung der PC 1715 mit 
der notwendigen „Intelligenz" zur effektiveren Gestaltung von 
informationeilen Prozessen unmittelbar am Arbeitsplatz. Das 
ORZ der Deutschen Post stellte sich diesem Auftrag mit der 
Entwicklung eines PC-Softwarepaketes für Leitung, Planung und 
Verwaltung, dessen erste Ausbaustufe nachfolgende Lösungen 
enthalten wird: 

1. Automatisierte Textverarbeitung 

— Programmierte Textverarbeitung auf der Grundlage von Text¬ 
handbüchern für die Anwendungsfelder 

• Nachforschungsstefle (HPA, PFA) 

• Eingabenbeantwortung zu Einrichtungs- und Änderungs¬ 
gebühren (PFA, FMA) 

• Recht (alle Organisationseinheiten [OE]) 

• Beschwerdebearbeitung Fernsprech- und Fernschreibwe¬ 
sen (Direktionen) 

• Fernmelderechnungsdienst (PFA, FMA) 


zwecke, das heißt für die labormäßige Erprobung von Aufga¬ 
ben der Grundlagenforschung und der angewandten Forschung 
auf dem Gebiet der Ökonomie des Nachrichtenwesens genutzt 
werden kann. Darin eingeschlossen sind die Untersuchung und 
das Training von Elementen spezieller rechnergestützter Öko¬ 
nomenarbeitsplätze bei der Deutschen Post. 

Der Aufbau und die Verwirklichung des dargestellten rechner¬ 
gestützten Komplexseminars ist ein Weg, um den „...neuen Stil 
der wissenschaftlichen Arbeit in der Ausbildung der Studenten 
durchzusetzen." /2/ Erste Erfahrungen zeigen, daß sich der ein¬ 
geschlagene Weg voll bewährt. So lagen die Ergebnisse der 
Hauptprüfung im Fach „Ökonomie des Nachrichtenwesens" im 
Studienjahr 1985/86 deutlich über dem Leistungsdurchschnitt 
der vorangegangenen Jahre. 


Literatur 

/I/ Beschluß des Politbüros des ZK der SED vom 18. März 1980 
„Aufgaben der Universitäten und Hochschulen in der ent¬ 
wickelten sozialistischen Gesellschaft", in: Neues Deutsch¬ 
land vom 20. März 1980, S. 3 

Konzeption für die Gestaltung der Aus- und Weiterbildung 
der Ingenieure und Ökonomen in der DDR - Beschluß des 
Politbüros des ZK der SED vom 28. Juni 1983/ Beschluß 
des Ministerrates der DDR vom 7. Juli 1983, in: Das Hoch¬ 
schulwesen, Heft 9/1983, S. 251 

/2/ Schlußwort des Ministers für Hoch- und Fachschulwesen, 
Prof. Dr. h. c. Hans-Joachim Böhme, auf der zentralen Kon¬ 
ferenz des MHF am 30. Juni und 1. Juli 1986 in Leipzig, in: 
Das Hochschulwesen, Heft 9/1986, S. 233 

• Ortsvermittlungsstelle 

• Abnahmebeauftragter für Nebenstellenanlagen (PFA, 
FMA) 

• Büro für Neuererwesen (alle OE). 

• Betrieb und Verkehr (PFA, HPA) 

• Anmeldedienst für Fernmeldeeinrichtungen und Buch¬ 
dienst 

- Unterstützung der korrigierenden Textverarbeitung durch 
Trainingsprogramme, Bedienkarten und Hilfenkatalog 

- Anwendungsbreite: alle OE 

- Ersteinführung: 07/86 

2. Informationsbericht Dispatcher Fe 

- Rechnergestützte Aufbereitung des täglichen Informations¬ 
berichtes der Bezirksdispatcherzentrale zur Betriebslage Fe 

- Speicherung der statistischen Berichtsdaten zur Verdichtung 
der Informationen aus den Betriebslagemeldungen in Quar¬ 
talsanalysen 

- Anwendungsbreite: Direktionen 

- Ersteinführung: 12/86 

3. Krankenstatistik 

- Amtsbezogene PC-gestützte Bearbeitung der betrieblichen 
Krankenstatistik 

- Installation eines flexiblen Recherchesystems bezüglich der 
Daten der betrieblichen Kranken- und Unfallstatistik 

- Anwendungsbreite: alle OE 

- Ersteinführung: 09/86 

4. Statistiker-/Analytikerarbeitsplatz 

- PC-gestützte Erfassung und Verdichtung der Daten für stati¬ 
stische formblattorientierte Berichterstattungen 

- Maschinelle Erstellung ausgewählter RST-Informationen 

- Anwendungsbreite: Ämter, Direktionen, MPF 

- Ersteinführung: 09/86 

5. Bestandsnachweisführung Arbeitsmittel/ 
Sicherheitsreserven 

- PC-gestützter Nachweis der Arbeitsmittel 

- Herstellung von Inventuraufnahmelisten und variabler Be¬ 
standsübersichten 

- PC-gestützter Nachweis der Sicherheitsreserven 

- Installation eines flexiblen Recherchesystems 

- Anwendungsbreite: alle OE/Direktionen 

- Ersteinführung: 12/86 

6. Eingabenbearbeitung Fe 
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- PC-gestützte Registratur, Terminkohtrolle und Teilbearbei¬ 
tung von Eingaben 

- Textsystem zur variablen Vorfertigung von Zwischenbeschei¬ 
den und Antwortschreiben 

- Installation eines flexiblen Recherchesystems für Eingaben 
-•Anwendungsbreite: MPF, Direktionen 

- Ersteinführung: 01/87 

7. Bürosoftware 

- Rationalisierung von Aufgaben der Leitung und Verwaltung 
durch PC-gestützte Bearbeitung von Vorgängen 

• Rationalisierung der Textbearbeitung 

• Werkzeuge für die Termin- und Auflagenkontrolle 

• Werkzeuge für die Zeitdisposition 

• Werkzeuge für die Informationsverwaltung 

- PC-gestütztes Auskunfts- und Recherchesystem (Bürodaten- 
bank) 

- Anwendungsbreite: Direktionen, Zentrale Ämter, MPF 

- Ersteinführung: 01/87 

8. Kaderstatistik/-analysen 

- PC-gestützte Bearbeitung von Kaderdaten im Amt 

- Aufbau eines Datenspeichers für den bezirklichen Speziali¬ 
stennachweis 

- Installation eines flexiblen Recherche- und Analysesystems 
bezüglich der Kaderdaten 

- Anwendungsbreite: Ämter, Zentrale Ämter, Direktionen, MPF 

9. Technologische Unterlagen Dispatcher Fe 

- PC-gestützte Führung technologischer Unterlagen in der Be¬ 
zirksdispatcherzentrale 

- Installation eines flexiblen Recherche- und Analysesystems 
bezüglich der technologischen Daten 

- Anwendungsbreite: Bezirksdispatcherzentrale 

- Ersteinführung: 12/86 

10. Planerarbeitungsplatz/Plankoordinierung 

- PC-gestützte Aufbereitung, Prüfung und Verdichtung des 
Monatsplanes (Vdr. 90) und des Planentwurfs (Vdr. 0500) 

- PC-gestützte Herausgabe der staatlichen Planaufgaben/-auf- 
lagen 

- Anwendungsbreite: Ämter, Direktionen, Zentrale Ämter, 
MPF 

- Ersteinführung: 10/86 

11. Belegbearbeitung Finanzrechnung 

- PC gestützte Bearbeitung von Eingangsrechnungen, Kassen¬ 
belegen, innerbetrieblichen Abrechnungsbelegen und Aus¬ 
gangsrechnungen im Rahmen der Finanzrechnung 

- Auskunfts- und Recherchesystem über die Finanzlage auf 
Ämterebene 

- Anwendungsbreite: alle OE 

- Ersteinführung: 06/87 

12. Disponenter^arbeitsplatz Materialwirtschaft 

- PC-gestützter Arbeitsplatz eines Materialdisponenten zur 

• Erfassung und Pflege von Materialstammdäten 

• Erfassung von Liefer- und Materialscheinen 

• Erstellung von Inventuraufnahmelisten 

- Auskunfts- und Recherchesystem zur Materialdisposition 

- Anwendungsbreite: Ämter, Zentrale Ämter 

- Ersteinführung: 04/87 

13. Planerarbeitsplatz Materialwirtschaft 

- PC-gestützte Erfassung und Verdichtung der Bedarfsmeldun¬ 
gen der Ämter für rund 370 Bilanzpositionen 

- Bilanzierung der den Direktionen zugewiesenen Bilanzanteile 
mit den Bedarfsmeldungen der Ämter 

- Anwendungsbreite: Direktionen, Zentrale Ämter, ZfM 

- Ersteinführung: 04/87 

14. Plandatenerfassung/-Verdichtung 

- PC-gestützte Aufbereitung, Prüfung und Verdichtung der 
Planteile 

• Materielle Umlaufmittel (Vdr. 571, 572) 

• Finanzierung Umlaufmittel (Vdr. 871) 

• Arbeitskräfte/Lohn (Vdr. 610) 

• Kostenplan (Vdr. 810) 

• Leistungsplan (Vdr. 120) 

• Finanzplan (Vdr. 870) 

- Anwendungsbreite: Ämter, Zentrale Ämter, Direktionen, 
MPF 

- Ersteinführung: 01/87. 

Dieses erste Softwareangebot, das die Grundauslastung der 


dezentralen Datentechnik in Direktionen und Ämtern für den 
Bereich Leitung, Planung und Verwaltung sichern soll, erfährt 
seinen weiteren Ausbau in den folgenden Jahren. Auffällig ist 
das breitgefächerte Aufgabenspektrum dieses Softwarepakets, 
das seine Entsprechung in einem PC-Aufgabenkataiog findet, 
der heute über 100 Vorschläge für PC-Anwendungen im PF um¬ 
faßt, die thematisch in die fünf Hauptrichtungen 

- Unterstützung von Leitungsprozessen des PF 

- rechnergestützte Planung und Bilanzierung 

- rechnergestützte Lösungen auf dem Gebiet von Rechnungs¬ 
führung und Statistik 

- Rationalisierung von Routineprozessen der Verwaltung und 

- Rationalisierung von Betriebs-, Verkehrs- und Produktions¬ 
prozessen 

gegliedert werden können. Schon mit diesem ersten Angebot 
an Anwendersoftware werden einerseits die unterschiedlich¬ 
sten Arbeitsprozesse in Leitung, Planung und Verwaltung be¬ 
rührt. Andererseits können auch verschiedene Anwendersoft¬ 
warelösungen, für die unterschiedliche Autoren im ORZ verant¬ 
wortlich zeichnen, auf einem Arbeitsplatz konzentriert sein. Das 
macht es unumgänglich, sowohl eine standardisierte Form für 
die nutzergerechte Darstellung der Anwendersoftware (z. B. für 
die Gestaltung des Nutzerhandbuches) zu finden als auch die 
Führung des Nutzers bei der Abarbeitung der Lösung auf dem 
PC 1715 nach einheitlichen Gesichtspunkten zu gestalten (Stan¬ 
dard für die Dialogführung). 

Alle Bemühungen, den PC 1715 als neues „intelligentes" und ef¬ 
fektives Arbeitsmittel in den Prozessen von Leitung, Planung 
und Verwaltung einzusetzen, werden dann von Erfolg gekrönt 
sein, wenn die Anwender der PC-Softwarelösungen diese über¬ 
zeugt und bewußt für die Neugestaltung ihrer Arbeitsprozesse 
nutzen. Das erfordert eine enge sozialistische Zusammenarbeit 
zwischen den Projektanten der Anwenderlösungen und den 
Endnutzern in neuen Dimensionen. 

Zum Einsatz von Datensammel¬ 
systemen im 
Anwendungsgebiet 
Arbeitskräfte und Lohn 

Von Amtmann Finanzökonom LORE HARTMANN, 

Organisator im ORZ, Berlin 

Mit der wachsenden Leistungsfähigkeit nicht nur der Großre¬ 
chenanlagen, sondern auch der sich aus der Buchungs- und Ab¬ 
rechnungstechnik entwickelnden Kleincomputer mit komfortab¬ 
ler Verarbeitung und großer Rechengeschwindigkeit, stellt sich 
in allen Leistungsbereichen der EDV-Anwendung das Problem 
einer effektiven, leistungsfähigen Datenerfassung. Den bisheri¬ 
gen Datenerfassungstechnologien, insbesondere der Erfassung 
mit Lochkarten, sind Grenzen gesetzt; denn hier machten sich 
die geringe Speichermöglichkeit der Lochkarte (nur bis zu 80 
bzw. 90 Zeichen), die aufwendige Prüfmethode (Doppelerfas¬ 
sung) sowie Probleme des Transports und der Archivierung be-, 
sonders nachteilig bemerkbar. Der internationale Trend geht 
daher bei der Lösung der Datenerfassungsproblematik zu Bild¬ 
schirm-Erfassungsplätzen und verschiedenen Arten von Sam¬ 
melsystemen. Vom VEB Kombinat Robotron wurden dazu lei¬ 
stungsfähige Systemlösungen mit einer unterschiedlichen An¬ 
zahl anschließbarer Plätze zur Verfügung gestellt. 

Diese Systemlösungen werden zum einen mit dem Datensam¬ 
melsystem robotron 4230 und zum anderen mit dem universel¬ 
len folienspeicherorientierten Datensammelsystem robotron A 
5220 verwirklicht. Ab 1987 kommt es zur vollständigen Ablö¬ 
sung der Lochkartentechnik für die Datenerfassung durch das 
Datensammelsystem robotron A 5220. 

Der Leistungsumfang des Datensammelsystems robotron A 
5220 reicht vom programmgesteuerten Erfassen der Daten über 
Tastatur, Prüfung der erfaßten Daten und Zwischenspeicherung 
in auf Disketten geführten Dateien bis zu deren Weitergabe (di¬ 
rekt mit Datenfernübertragung oder durch körperlichen Trans- 
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port auf Diskette bzw. Magnetband) zu einer EDVA. Zur Geräte¬ 
technik gehören folgende Komponenten: 

- die Systemsteuereinheit mit den peripheren Einrichtungen 
Diskettenlaufwerke, 1/2"-Magnetbandgerät, Seriendrucker 
1157 und Anschluß für Datenfernübertragung 

- die Datenstationen (maximal 8) mit Bildschirm und Tastatur, 
wahlweise mit Seriendrucker 1152 ausrüstbar. 

Die Systemsteuereinheit ist zugleich Zentrale und Konzentrator 
des Systems. Sie besitzt keine eigenen Kommandogeräte und 
wird daher von einer Datenstation aus, die als Leitstation fun¬ 
giert, bedient. Das System stellt eine Kopplung mehrerer Mi¬ 
krorechner dar, wodurch eine Intelligenzverteilung auf unter¬ 
schiedliche Arbeitsebenen (Datenstation, Konzentrator, Steuer¬ 
rechner) möglich wird. Innerhalb dieser Arbeitsebenen werden 
über Programme bestimmte Funktionen ausgeführt, die .mit 
Hilfe der Funktionstasten und Kommandos über die Tastatur 
der Datenstation angewählt werden können. 

Für die Steuerung der Datenerfassung in der Datenstation steht 
dem Anwender eine Formatsprache zur Verfügung, d. h., die Er¬ 
fassung geschieht auf der Grundlage von belegspezifischen 
Formatprogrammen. Die an den Datenstationen über Tastatur 
eingegebenen Daten erscheinen zur Bedienerführung und für 
Kontrollzwecke auf dem Bildschirm und werden den im Format¬ 
programm festgelegten Anweisungen und Prüfungen unterzo¬ 
gen. Bei Fehlern wird die Eingabefunktion unterbrochen, und 
auf dem Bildschirm sieht man die Fehleranzeige. Nach der Kor¬ 
rektur bzw. nach richtiger Eingabe eines Datensatzes wird die¬ 
ser in der Datenstation zwischengespeichert, und der nächste 
Datensatz kann eingegeben werden. Diese Zwischenspeiche¬ 
rung ermöglicht ein Duplizieren von gleichen Datenfeldern aus 
dem vorhergehenden Satz. Die erfaßten Daten gelangen da¬ 
nach zur Systemsteuereinheit und werden anschließend in defi¬ 
nierte Dateien auf der Erfassungsdiskette abgespeichert. Ne¬ 
ben den maschinellen Prüfungen kann auch eine Prüfung durch 
Doppelerfassung der Datensätze vorgenommen werden. Das 
Prüfen vollzieht sich in einem zweiten Arbeitsgang nach der 
vollständigen Eingabe einer Datei. Sind alle Datensätze eines 
Auftrages erfaßt und geprüft, kann die Ausgabe der Dateien 
von der Erfassungsdiskette entweder auf eine Ausgabediskette, 
auf ein 1/2"-Magnetband oder direkt zur EDVA durch Daten¬ 
fernübertragung vorgenommen werden. 

Im Anwendungsgebiet Arbeitskräfte und Lohn existieren ge¬ 
genwärtig 15 verschiedene Erfassungsbelege, z. B. Lohnstamm¬ 
karten l/ll oder Gesamtlohnanzeigen 1 bis 4. Die Beleggestal¬ 
tung wurde durch die Lochkartenerfassung bestimmt. Daraus 
ergibt sich, daß die Datensätze 80 Zeichen lang sind. 

Beim Datensammelsystem robotron 4230 umfaßt das Satzfor 
mat maximal 244 Zeichen und beim Datensammelsystem robo¬ 
tron A 5220 maximal 511 Zeichen. Eine rationelle Nutzung der 
Datensammelsysteme ist durch folgende Faktoren möglich: 

- Veränderung der Beleggestaltung 

- Einsatz einer höheren Zahl unterschiedlicher Formatpro¬ 
gramme, in deren Ergebnis Datensätze mit variablen Satzfor¬ 
maten hergestellt werden. 

Der Möglichkeit einer rationellen Nutzung der Datensammelsy¬ 
steme stehen auch hemmende Faktoren gegenüber, und zwar 

- Änderungen im Belegwesen, die kurzfristig nicht zu verwirkli¬ 
chen sind und sich besonders nachteilig in den belegausferti- 
genden Dienststellen bemerkbar machen 

- der Einsatz unterschiedlicher Formatprogramme in einem 
Datenverarbeitungsverfahren, die sich unökonomisch auf 
den gesamten Datenerfassungsprozeß auswirken 

- wesentliche und zeitaufwendige Änderungen in den ESER- 
Programmen für einen veränderten Datenträgeraufbau. 

Der Umstellungsprozeß sollte für die Datenerfassungskräfte 
nicht zu kompliziert gestaltet werden, damit die o. g. Nachteile 
nicht zur Wirkung kommen. Deshalb mußte beim Einsatz der 
Datensammelsysteme eine Variante gewählt werden, die als 
Satzformat dem Lochkartenprinzip entspricht; das heißt, ein 
Satz umfaßt 80 Zeichen, die mit Ausnahme der Ordnungsdaten 
wahlfrei nutzbar sind. Dies ergibt sich auch aus der Tatsache, 
daß infolge der vielen Informationen mit Stelligkeiten zwischen 
einem und 26 Zeichen keine feste Feldeinteilung im Datensatz 
vorgesehen ist. Somit war es möglich, für 15 verschiedene Be¬ 
legarten nur zwei Formatprogramme einzusetzen. 

Ein Vorzug bei der Datenerfassung mit Datensammelsystemen 



Vereinfachte Darstellung des Datensammelsystems robotron A 5220 


sind maschinelle Prüfungen. Für das Feld "Amtskenn-Nr./Perso- 
nal-Nr./Prüfziffer" wird deshalb eine maschinelle Prüfziffern¬ 
kontrolle bereits beim Erfassen vorgenommen. Datenerfas¬ 
sungsfehler lassen sich somit unmittelbar nach dem Eintasten 
erkennen und korrigieren. Weiterhin werden die unterschiedli¬ 
chen Kartenkennzeichen maschinell geprüft. Um eine hohe Si¬ 
cherheit und Qualität für die erfaßten Daten speziell im Anwen¬ 
dungsgebiet Arbeitskräfte und Lohn zu erreichen, kann auch 
beim Einsatz der Datensammelsysteme auf ein Prüfen durch 
das Gegentasten (Doppelerfassen) nicht völlig verzichtet wer¬ 
den. Das betrifft ausschließlich solche Fehler, die keiner ma¬ 
schinellen Prüfung unterzogen werden können. 

Das. Datensammelsystem/obotron 4230 wurde ab 1983 genutzt. 
Zunächst fanden über mehrere Monate Erprobungen und Tests 
der Datenerfassung bzw. parallele Erfassungen zur Lochkarten¬ 
technik mit zwei bis drei Lohnlosen (etwa 15 000 Lohnempfän¬ 
ger) statt. Nach etwa sechs Monaten lagen brauchbare Daten¬ 
erfassungsergebnisse vor, und ein stabiler Dauerbetrieb konnte 
nachgewiesen werden. Das Problem für einen stabilen Einsatz 
der neuen Technik lag unter anderem auch darin, daß von allen 
Mitarbeitern entsprechende Erfahrungen gesammelt werden 
mußten, damit die Datenerfassungsergebnisse letztendlich 
eine qualitätsgerechte Arbeitskräfte- und Lohnrechnung ge¬ 
währleisten. 

Der folgende Einsatz eines Datensammelsystems, der für den 
Bereich Arbeitskräfte und Lohn im Oktober 1983 begann, verlief 
reibungsloser, und auch der Umstellungsprozeß für die Mitar¬ 
beiter der Datenerfassung war leichter zu bewältigen. Für den 
weiteren Einsatz von Datensammelsystemen im ORZ wurden 
wesentliche Schlußfolgerungen aus den vorhergehenden Um¬ 
stellungsphasen auf die neue Technik gezogen. Für die Einsatz¬ 
vorbereitung der Massendatenerfassung mit dem Datensam¬ 
melsystem robotron A 5220 entstand deshalb eine Arbeits¬ 
gruppe aus Mitarbeitern der verschiedensten Bereiche. So 
konnten viele anstehende Probleme wirksamer und kurzfristig 
gelöst werden. Die Vorbereitung und Qualifizierung der Mitar¬ 
beiter ist von Beginn an zielgerichtet erledigt worden. 

Als positiv für den Beginn der Umstellungsarbeiten für die Da¬ 
tenerfassung auf Datensammelsystem robotron A 5220 für den 
Bereich Arbeitskräfte und Lohn erwies sich besonders die Tat¬ 
sache, daß die neue Technik am Ort des Entwicklungskollektivs 
und eines Rechenzentrums verfügbar war. Somit konnten alle 
Erprobungen der Datenerfassung vom Entwicklungskollektiv 
selbst vorgenommen und wesentliche Erfahrungen an die Mit¬ 
arbeiter der Datenerfassung weitergegeben werden. Der Ein¬ 
satz von Datensammelsystemen ist insgesamt günstig zu be¬ 
werten. Mit dem Wegfall des Lochkarteneinlesens an der EDVA 
können monatlich rund 20 Stunden Rechnerzeit eingespart und 
Störungen im Arbeitsablauf beseitigt werden. Für die Mitarbei¬ 
ter der Datenerfassung verbessern sich die Arbeitsbedingun¬ 
gen u. a. durch die bedienerfreundliche Technik. 
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Können Sie zuhören? (I) 


(3/1987, S. 119) 


KLEINE FACHGESPRÄCHE 


Stellenleiter: Ja, aber warum stellen Sie überhaupt eine solche 
Frage? 

Leiter des Amtes: In unserer schnellebigen Zeit haben leider 
viele von uns das Zuhörenkönnen verlernt oder sich gar nicht 
erst angeeignet. Es ist aber ein wichtiges psychologisches Mo¬ 
ment und sollte von jedem staatlichen Leiter und gesellschaftli¬ 
chen Funktionär, aber letzten Endes von jedem Kollektivmit¬ 
glied und im häuslichen Bereich beherrscht werden. 
Stellenleiter: Welche psychologischen Voraussetzungen hal¬ 
ten Sie fürs Zuhörenkönnen für wichtig? 

Leiter des Amtes: Dabei denke ich insbesondere an folgendes: 

- Achtung vor dem Gesprächspartner 

- zuhören wollen bei Bereitschaft, dem Partner eigene Le¬ 
benszeit zu „opfern" 

- zuhören wollen, um etwas zu erfahren oder zu lernen 

- Aufmerksamkeit (Konzentriertheit, Aufteilbarkeit, Umschalt¬ 
fähigkeit) 

- Zurückdrängen eigener Probleme zugunsten des anderen 

- Interesse für die Angelegenheiten des Mitarbeiters usw. 

- Bereitschaft, den Standpunkt der Kollegin usw. kennenzuler¬ 
nen 

- Fähigkeit und Fertigkeit, nicht die eigene Auffassung in allge¬ 
meiner Hinsicht oder z. B. bezüglich konkreter Ereignisse im 
Arbeitsprozeß zum Maßstab aller Dinge zu machen 

- Selbstdisziplin. 

Stellenleiter: Warum setzen Sie „Achtung vor dem Gesprächs¬ 


partner" an die erste Stelle des psychologischen Einflußgrö¬ 
ßen? 

Leiter des Amtes: Bekanntlich ist jeder Mensch im psychologi¬ 
schen Sinne eine Persönlichkeit mit ihren innermenschlichen 
Bedingungen (Beobachten, Fähigkeiten, Temperament, Interesse, 
Überzeugungen, Gefühle usw.). Es gehört zu einer ausgeprägten 
sozialistischen Lebensweise, jede solche Persönlichkeit 
zu respektieren. Dazu rechnet eben auch das Zuhörenkönnen. 
Stellenleiter: Was ist zu dem „Wollen" zu bemerken? 

Leiter des Amtes: Der Wille (Das Wollen) als eine zentrale psy¬ 
chologische Kategorie drückt „die bewußte Entscheidung eines 
Individuums für eine bestimmte Richtung des Handelns (Ge¬ 
genteil von impulsiven Handlungen, unüberlegtem Handeln)" 
aus. Die Willenshandlung setzt also stets einen Entscheidungs¬ 
prozeß beispielsweise zugunsten oder zuungunsten des Zuhö- 
renwollens voraus. Er wird zuweilen durch äußere Umstände, 
z. B. durch die Pflicht des Vorgesetzten, mit einem Mitarbeiter 
eine technologische Fehlhandlung auszuwerten, beeinflußt. 
Das „Wie" prägt entscheidend aber auch in solchem Falle die 
Leiterpersönlichkeit. Ich lenke Ihre Aufmerksamkeit jedoch 
noch mehr auf die Fälle, in denen eine Mitarbeiterin, ein Ju¬ 
gendlicher usw. sich bei Ihnen als Leiter, als Funktionär oder 
einfach als Angehöriger derselben Brigade, Partei-, FDJ- oder 
Gewerkschaftsgruppe „aussprechen" möchte. Solcher Wunsch 
zeugt stets von innerer Bedrängnis und von dem Vertrauen, das 
der Betreffende entgegenbringt. Rechtfertigen Sie es durch 



Neue Warenträger für Kioske 


(3/1987, S. 119) 


Abteilungsleiter PZV: Heute geht es mir um die Auslage von 
Erzeugnissen der Warengruppe 9, die neben Presseerzeugnis¬ 
sen zum Sortiment der Verkaufsstellen gehören. Wie Sie wis¬ 
sen, waren in den letzten Jahren hohe Umsatzsteigerungen zu 
verzeichnen. Dazu war eine erhebliche Sortimentserweiterung 
notwendig. Für die Auslage dieser Erzeugnisse, Papier- und 
Schreibwaren, Bücher, Reiseandenken, Bastelbögen, Handar¬ 
beitsvorlagen, Kartenspiele, Ansichts- und Umschlagskarten, 
philatelistische Erzeugnisse usw., ist aber gerade in Kiosken 
nur begrenzt Platz vorhanden. Die Waren werden auch auf 
Grund fehlender bzw. nicht geeigneter Warenträger auf den 
verschiedenen Auslage- und Aushangflächen oftmals verstreut 
ausgelegt oder angebracht, das Angebot wirkt daher teilweise 
unübersichtlich und wenig ansprechend. 

Dienststellenleiter: Welche Möglichkeiten sehen Sie, diesen 
Umstand zu vermeiden? 

Abteilungsleiter: Grundsätzlich sollte sich in unseren Verkaufs¬ 
stellen durchsetzen, daß diese Ware konzentriert und über¬ 
sichtlich an einer Stelle oder Seite in den Kiosken und Läden 
anzubieten sind. Um die breite Palette dieser Erzeugnisse deko¬ 
rativ und vollständig anzubieten, sind neue variabel einsetzbare 
Warenträger speziell für unsere Typenkioske K 101, K 600 und 
die mit nachträglich eingebauten Aushangleitern versehenen 
K 100 entwickelt worden. Dabei handelt es sich einerseits um 
einen Warenträger ohne Rückwand (Abb. 1), der in eine der 
seitlichen Aushangleitern des Kiosk eingehängt wird (Abb. 3). 
Diese Zarge dient der repräsentativen Ausstellung von Souve¬ 


nirs, Spielwaren, Trachtenpüppchen, Schlüsselanhänger, Klein¬ 
lederwaren u. ä. Sie ist als Blickfang für die Kunden gedacht 
und sollte auch für die Aufnahme bestimmter schwerverkäufli¬ 
cher Waren sowie Erzeugnissen mit einem relativ hohen Einzel¬ 
handelsverkaufspreis verwendet werden. Weiterhin werden mit 
dem Einbau der in Abbildung 2 gezeigten Warenträger eben¬ 
falls neue Ausstellungsmöglichkeiten geschaffen. In die Schlitz¬ 
schienen, die an den Türschleusenwänden entsprechend Abbil¬ 
dung 3 festgeschraubt sind, können Warenkörbe unterschiedli¬ 
cher Tiefe und Hakenleisten eingehängt werden. Neben den 
damit gegebenen Voraussetzungen, solche Waren wie Bücher, 
Broschüren, Souveniers, Spiele in den Warenkörben auszustel¬ 
len, lassen sich an der Hakenleiste Wimpel, Schmuck, Beutel, 


Abb. 1: Warenträger (Zarge) 



Abb. 2: Schlitzschienen mit Warenkorb 
und Hakenleiste 
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Aufgeschlossenheit und Geduld! Auf eine viertel oder halbe 
Stunde darf es nicht ankommen. Der Ratsuchende sollte aber 
auch die Zeit des anderen nicht über Gebühr beanspruchen. 
Deshalb fasse man sich kurz und komme schnell zum Kern der 
Sache. Da das aber leider nicht jeder kann, muß man mit Fra¬ 
gen nachhelfen. 

Stellenleiter: Wie meinen Sie das? 

Leiter des Amtes: Es erscheint zweckmäßig, in diesem Zusam¬ 
menhang vor allem folgende Fragetypen anzuwenden: 

• Mit Hilfe der „Einleitungsfrage" (z. B.: „Wo drückt Sie denn 
der Schuh, Kollegin Franke?") wird zunächst einmal „das Eis ge¬ 
brochen" und ein zügiger Anfang unterstützt. ' 

• Die „Fragerückgabe" wenden wir dann an, wenn der Betref¬ 
fende uns eine Frage stellt, die er sich eigentlich selbst beant¬ 
worten kann (z. B.. „Wie soll ich meinen Fehler wieder gutma¬ 
chen?" - Das ist meistens eine rhetorische oder Formfrage, da 
jener beispielsweise genau weiß, daß man von ihm künftig 
mehr Exaktheit bei der Erfüllung der Arbeitsaufgaben erwartet). 

• Mit der „Sondierungsfrage" versuchen wir, besser hinter den 
Sinn des Vortragenen zu kommen, weil der Betreffende - mei¬ 
stens in der Erregung - sich etwas verworren ausdrückt {z. B.: 
„Wie kam es depn zu dem Wortgefecht mit Kollegin Peters, zu 
der Sie doch bisher ein gutes Verhältnis hatten?"). 

• Die „Rangierfrage" dient dazu, bei Abschweifungen den Red¬ 
ner zum Kern der Sache zurückzuführen (z. B.: „Das ist recht in¬ 
teressant, was Sie mir hier erzählt haben, aber was haben Sie 
konkret getan, nachdem Sie auf das haltende Auto aufgefahren 
waren?"). 

• Die „Überleitungsfrage" will dem Sprecher helfen, sich im 
geeigneten Augenblick dem nächsten Teilkomplex zuzuwenden 
(z. B.: „Das ist mir bis dahin klar. Warum machen Sie sich aber 
solche Sorgen über die Zukunft von Andreas?"). 

Stellenleiter: Das Zuhörenwollen bezieht sich aber auch - wie 
Sie vorn dargelegten - unmittelbar auf den eigenen Vorteil. 
Was hat es damit auf sich? 

Leiter des Amtes: Lion Feuchtwanger (1884-1958) bekannte in 


Anhänger u. ä. sowie mittels Gardinenklemmen auch Poster an¬ 
bringen. Es ist vorgesehen, die genannten Kiosktypen mit je 
weils einer Zarge und auf beiden Seiten der Türschleuse mit 
Schlitzschienen auszurüsten. An den Schlitzschienen können 
bis zu vier Warenkörbe eingehängt werden. Außerdem sollten 
wir auch prüfen, ob sich die Warenträger für die Schaufenster 
unserer Läden und den Kiosksonderbau im Bahnhofsgebäude 
eignen. 

Durch die Nutzung dieser zusätzlich geschaffenen Ausstel¬ 
lungsflächen und der darunter befindlichen Auslageflächen ist 
eine übersichtliche und ansprechende Gestaltung der Auslage 
sortimentsgerecht möglich. Damit können wir der Forderung 
nach besserer Handelskultur nachkommen und bei unseren 
Kiosken den Charakter der Presseverkaufsstellen wahren. Dazu 
habe ich noch einige Hinweise. Grundsätzlich sollte das Ausle- 


Abb. 3: Grundriß des Kiosks K 600 



seinem Erlebnisbericht „Die Ziegel von Les Milles": „Einen gro¬ 
ßen Teil dessen, was ich über Menschen und Dinge weiß, habe 
ich der Kunst des Zuhörens zu verdanken, die kluge Lehrer 
mir früh beibrachten." (Sperrungen v. Verf.). So sollte auch der 
„Neue" (der Lehrling, der auf einem konkreten Arbeitsplatz 
oder im Berufsleben überhaupt noch Unerfahrene, aber auch 
das Kind usw.) erst einmal zuhören, das Erfahrene oder Ge¬ 
lernte gedanklich verarbeiten und nicht besserwisserisch, vor¬ 
laut oder altklug hineinreden. Damit ist natürlich nichts gegen 
„frischen Wind" gesagt, wenn er sachlich begründet ist. Auch 
Fragen dürfen gestellt und Zweifel angemeldet werden! 
Stellenleiter: Wie verhält es sich mit dem Problemkreis „Auf¬ 
merksamkeit"? 

Leiter des Amtes: Hier darf ich auf unsere zahlreichen Gesprä¬ 
che in der Reihe „Arbeitspsychologie" verweisen. Vielleicht 
können Sie sich nochmals die ausführliche Tabelle in dDP, Heft 
11/1973, S. 336f., ansehen. Kurz gesagt, geht es um folgendes: 

- Die Konzentriertheit der Aufmerksamkeit drückt die Intensi¬ 
tät der Verbindung zwischen dem Leiter usw. und dem Spre¬ 
cher aus. Eine hohe Konzentriertheit ist Voraussetzung für 
effektives Zuhören. Der Grund der Konzentriertheit ist in der 
Regel am äußeren Ausdruck des Gegenübers, beispielsweise 
gefurchte Stirn oder zusammengezogene Augenbrauen, er¬ 
kennbar. 

- Die Aufteilbarkeit der Aufmerksamkeit bedeutet, daß man 
sie gleichzeitig auf ausgewählte miteinander verbundene Ge¬ 
genstände oder Sachverhalte, also auf einen Interessenkom¬ 
plex, richtet. Man hört beispielsweise zu und beobachtet 
gleichzeitig Mimik, Mienenspiel (Gesichtsausdruck), Gestik 
(Ausdrucksbewegungen) und Stimmodulation (Veränderun¬ 
gen in der Stimmlage; belegte Stimme und Räuspern sind 
immer Ausdruck besonderer Erregung). 

- Die Umschaltfähigkeit der Aufmerksamkeit gestattet ein „Ab¬ 
schalten" gegenüber vergangenen sowie nach dem Ge¬ 
spräch zu erwartenden Sachverhalten und ein intensives 
Konzentrieren auf die gegenwärtige Aussprache. (H. Weis) 


gen von Erzeugnissen der Warengruppe 9 auf den Verkaufsplat¬ 
ten unterbleiben, dieser Platz ist dem aktuellen Angebot Vorbe¬ 
halten. 

Weiterhin ist es wichtig, auf Ordnung und Sauberkeit in den 
Verkaufsstellen zu achten. Die Presseerzeugnisse sollen auf 
den Auslage- und Aushangflächen, eingeteilt nach Sortimenten 
wie Tages- und Wochenzeitungen, Jugend- und Pionierpresse, 
aktuelles Angebot, Frauen- und Modezeitschriften, Presseer¬ 
zeugnisse des sozialistischen Auslands usw. angeboten wer¬ 
den. Die Verkaufsstellen sind mit dem Schild „Postzeitungsver¬ 
trieb" zu kennzeichnen. Bitte gehen Sie im Dienstunterricht 
mehr auf die werbliche Ausgestaltung der Kioske und Läden 
durch die Verkäufer ein. 

Dienststellenleiter: Wie kann das breite Sortiment der Um¬ 
schlagskarten besser angeboten werden, dem bisher relativ viel 
Platz auf den Auslageflächen eingeräumt werden muß? 
Abteilungsleiter: Künftig kommen in den Kiosken auch Um¬ 
schlagskartenhalter ähnlich denen aus Plast für Ansichtskarten 
zum Einsatz. Diese Kartenhalter aus Weichplaste bestehen aus 
zwei in regelmäßigen Abständen zusammengeschweißten Klar¬ 
sichtfolien. Die Umschlagskarten werden untereinander einge¬ 
schoben. Die Umschlagskartenhalter können an den Aushang¬ 
leitern befestigt oder an in die Decke eingeschraubten Haken 
eingehängt werden. 

Dienststellenleiter: Wie können die von Ihnen genannten 
neuen Warenträger von unserem Amt bezogen werden? 
Abteilungsleiter: Mit der Beschaffung der in Abbildung 1 und 2 
gezeigten Warenträger ist das Zentralamt für Materialwirt¬ 
schaft beauftragt worden. Der Bestelltermin wird uns zu gege¬ 
bener Zeit noch mitgeteilt. Die Umschlagskartenhalter werden 
vom Zeitungsvertriebsamt, Abteilung Absatz, Sektor Werbung, 
geliefert, wobei sich das Zeitungsvertriebsamt bemüht, alle Be¬ 
stellungen zu realisieren. Neben den bereits eingesetzten Kar¬ 
tenhaltern für Umschlagskarten im Querformat sollen auch 
künftig Kartenhalter zur Vorauswahl bei Umschlagskarten im 
Hochformat beschafft werden. 

(U. Nollain) 
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„Wer vieles bringt, 
wird manchem etwas 
bringen" 


(3/1987. S. 121) 



Leiter des Amtes: Unter diesem Motto aus Goethes „Faust" 
(Vorspiel auf dem Theater) will ich Sie heute mit interessanten 
Nachschlagewerken unseres Landes zu verschiedenen Themen¬ 
komplexen vertraut machen. 

Stellenleiter: In dDP, Heft 3/1986, S. 103 stellten Sieden ersten 
Band eines neuen fünfbändigen Universallexikons des VEB Bi¬ 
bliographisches Institut Leipzig vor. Sind inzwischen weitere 
Bände erschienen? 

Laiter des Amtes: Unterdessen wurden im Fortsetzungsbezug 
(!) auch die Bände 2 (DOM - INTA) und 3 (INTE - MOTI) zum 
selben Preis von je 41 M ausgeliefert. Im Band 2 finden wir im 
vorderen Einband eine physikalische Karte Europas und im hin¬ 
teren eine solche vom nördlichen Afrika, während der Band 3 
vorn eine ebensolche von Nord- und Mittelamerika und hinten 
von Südamerika enthält. 

Stellenleiter: Dem Vernehmen nach gibt es ein neues Arbeits¬ 
schutzlexikon. Wie verhält es sich damit? 

Leiter des Amtes: Im Verlag Tribüne, Berlin, kam in diesem 
Jahr mit Redaktionsschluß Dezember 1985 in erster Auflage ein 
umfassendes Lexikon des Arbeitsschutzes zum Preis von 
10,80 M heraus. Sein Vorläufer ist das „Kleine Lexikon des Ar¬ 
beitsschutzes", das in fünf Auflagen mit über 100 000 Exempla¬ 
ren zur sicheren Handhabung der Bestimmungen des Arbeits¬ 
schutzes beitrug (vgl. ggf. unsere Kurzbesprechung in dDP, 
Heft 4/1979, S. 159). Den Hauptteil des neuen Nachschlagewer¬ 
kes bildet der lexikalische Teil von A-Z. Dort finden wir bei¬ 


spielsweise Aussagen über Abluft, Alkohoimißbrauch, Arbeits¬ 
erleichterung, Brandmeldung, Fluchtweg, Gesundheitshelfer, 
Kohlendioxid, Lärm, Pflichtenheft, Schutzgüte, Sicherheitsip- 
spektor, Steharbeitsplatz, Trittsicherheit, Versicherungsschutz 
und Zuverlässigkeit. In der vorderen und in der hinteren Ein¬ 
banddecke befinden sich farbige Abbildungen von Sicherheits¬ 
zeichen (z. B. „Verbotszeichen" und „Notausgang"). Die ein¬ 
schlägigen Rechtsvorschriften werden dokumentiert und die 
häufigsten fachbezogenen Abkürzungen genannt. 

Stellenleiter: Wir wissen alle, daß es einerseits mit der Hand¬ 
werkerkapazität in unserer Republik gegenwärtig noch nicht 
zum besten bestellt ist. Andererseits haben insbesondere viele 
junge Leute heutzutage eine gute polytechnische Ausbildung 
hinter sich. Und wie heißt es doch in Schillers „Wilhelm Teil": 
„Die Axt im Haus erspart den Zimmermann"! Welches Lexikon 
kann in diesem Zusammenhang empfohlen werden? 

Leiter des Amtes: Hier hat sich besonders der Verlag für die 
Frau Leipzig, durch die 1986er Edition der 6., völlig neu bearbei¬ 
teten Auflage eines „Handbuches für das Haus" verdient ge¬ 
macht. Auf fast 500 Seiten (Preis: 18,20 M) werden die folgen¬ 
den 12 Abschnitte - unterstützt durch viele Skizzen, Tabellen 
und Tafeln - praxisbezogen und für jeden motivierten Laien 
verständlich behandelt: Der Heimwerker und sein Werkzeug, 
Baustoffe und Bauarbeiten, Holzbearbeitung, Glasarbeiten, Ma¬ 
lerarbeiten, Dekorationsarbeiten und Fußbodenbeläge, Metall¬ 
bearbeitung, Kunststoffbearbeitung, Heizung, Gas, Wasser so¬ 
wie Elektrizität. Das mehrseitige Register fördert eine kurze 
Zugriffszeit. 

Stellenleiter: Warum wird eigentlich dieses Nachschlagewerk 
(dieser Wissensspeicher) „Handbuch" und nicht beispielsweise 
„Lexikon" genannt? 

Leiter des Amtes: Während - um es kurz zu sagen - in einem 
Lexikon, einer Enzyklopädie usw. das Stichwortgut grundsätz¬ 
lich durchgängig alphabetisch geordnet dargeboten wird, bil¬ 
det man in einem Handbuch Abschnitte (z. B. „Heizung"; s. o.). 
Der betreffende Sachverhalt wird dann unter Verwendung von 


Führungskonzeption 
zur Entwicklung 
des Arbeitsschutzes 


(3/1987, S. 121) 


Leiter des Amtes: Im September 1986 unterschrieb der Mini¬ 
ster die Führungskonzeption zur Entwicklung des Arbeitsschut¬ 
zes, insbesondere der Verhinderung von Arbeitsunfällen und 
Zurückdrängung von Berufskrankheiten. Für unser Amt ergeben 
sich auf dem Gebiet des Gesundheits- und Arbeitsschutzes ei¬ 
nige Konsequenzen. 

Sicherheitsinspektor: Die Zielstellung dieser Konzeption ist, 
bis zum Jahr 1990 schrittweise die Unfallquote bei der Deut¬ 
schen Post auf 1,7 Unfälle je 100 Mitarbeiter zu senken. Erin¬ 
nern wir uns. Die ökonomische Strategie unserer Partei ist die 
langfristige Orientierung für den dynamischen Leistungsanstieg 
der Volkswirtschaft. Der Mensch war, ist und bleibt die Haupt¬ 
produktivkraft. Daraus ergibt sich, daß wir nur mit gesunden 
Mitarbeitern unsere auf dem XI. Parteitag der SED abgesteck¬ 
ten Ziele erreichen können. Jeder Erfolg der Wirtschaftspolitik 
muß zu Erfolgen in der Sozialpolitik führen. 

Leiter des Amtes: Deshalb auch die wachsende Bedeutung 
des Gesundheits- und Arbeitsschutzes in zwei Richtungen, wie 
in der Konzeption festgestellt wird. 

Sicherheitsinspektor: Ich zitiere daraus: 

„1. Schutz und Förderung der Gesundheit der Wertätigen sind 
wichtiger Bestandteil der sozialistischen Lebensweise. 

2. Die Erreichung einer hohen Arbeitssicherheit und die weitere 
Entwicklung der Leistungsfähigkeit fördert das Wachstum der 
Effektivität der Wirtschaft. Eine hohe Arbeitssicherheit wirkt er¬ 
heblich produktivitätssteigernd und kostensinkend; sie fördert 
Arbeitsfreude, Leistungsbereitschaft, Schöpfertum, Ordnung, 


Disziplin und Sicherheit und ist folglich ein wichtiger Investi¬ 
tionsfaktor." 

Hierbei sehen wir auch, daß die Durchsetzung einer hohen Ar¬ 
beitssicherheit im Bereich des Post- und Fernmeldewesens 
eine der Grundlagen für die effektive Lösung der dem Nachrich¬ 
tenwesen mit der Direktive des XI. Parteitages der SED gestell¬ 
ten Aufgaben ist. Und wenn wir feststellen müssen, daß die Un¬ 
fallquote in unserem Wirtschaftszweig zwar noch unter dem 
Durchschnitt der Volkswirtschaft liegt, jedoch seit dem Jahre 
1983 stagniert - etwa 2,0 dann heißt es, konsequente Maß¬ 
nahmen einzuleiten. 

Leiter des Amtes: Sie haben mir einen Maßnahmeplan vorge¬ 
legt. 

Sicherheitsinspektor: Als das Funktionalorgan des Leiters auf 
dem Gebiet des Gesundheits- und Arbeitsschutzes habe ich Sie 
gemäß 2. Durchführungsbestimmung zur Arbeitsschutzverord¬ 
nung (ASVO) bei der Erarbeitung der Analyse über die Entwick¬ 
lung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes zu unterstützen. 
Aus den Ergebnissen dieser Untersuchungen kam ich zu kon¬ 
kreten Maßnahmen. 

Leiter des Amtes: Wie sind Sie dabei herangegangen? 
Sicherheitsinspektor: Im letzten Jahr hatten wir eine Reihe 
von Unfällen mit Postgutrollbehältern. Diese Tatsache ergab 
sich aus unserer Analyse. Also konnten die Maßnahmen in der 
Reihenfolge nur heißen: 

1. Untersuchung des technischen Zustandes der Rollbehälter. 

2. Instandsetzung der defekten Geräte. 

3. Überprüfung der Verhaltensweise der Mitarbeiter beim Um¬ 
gang mit den Rollbehältern. 

4. Veränderung des Inhaltes der Arbeitsschutzbelehrungen. 

5. Überarbeitung der Arbeitsschutzinstruktion zum Umgang 
mit Postgutrollbehältern. 

Wie Sie weiter gesehen haben, wurden bei jedem dieser 
Punkte konkrete Termine zur Durchführung gestellt und ein Ver¬ 
antwortlicher genannt. 

Leiter des Amtes: Diese Verfahrensweise leuchtet mir ein. 
Kürzlich wurde ich vom Leiter des PFA unseres Nachbarkreises 
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Zwischenüberschriften übersichtlich, aber nicht alphabetisch 
geordnet behandelt. 

Stellenleiter: In unseren A-Z-Gesprächen gingen wir schon 
mehrmals auf Sprachschwierigkeiten ein. Ich denke da an 
„Muttersprachliche Allgemeinbildung" (dDp, Heft 2/1985), „Wie 
schreiben wir Straßennamen richtig?" (3/1985), „Ausgewählte 
Sprach- und Rechtschreibungsklippen" (6/1985) sowie „Tips 
zum richtigen Gebrauch unserer Muttersprache" (6/1986). Als 
spezifische Lexika lernten wir den DUDEN, das Große Fremd¬ 
wörterbuch und Koblischkes Großes Abkürzungsbuch kennen. 
Gibt es bei uns ein spezielles Nachschlagewerk zu den vielfälti¬ 
gen sprachlichen Unsicherheiten? 

Leiter des Amtes: Hierzu ist im vergangenen Jahr in 2., durch¬ 
gesehener Auflage im Bibliographischen Institut für 24,50 M 
das „Wörterbuch der Sprachschwierigkeiten" im Umfange von 
knapp 550 Seiten erschienen, das zumindest in jeder Amtsbi¬ 
bliothek vorhanden sein sollte. Auf dem Schutzumschlag heißt 
es zum Wesen dieses Wissensspeicher u. a.: „In mehr als 6000 
in alphabetischer Reihenfolge angelegten Wort- und Über¬ 
blicksartikeln werden sprachliche Zweifelsfälle erörtert sowie 
Normen und Varianten im heutigen Sprachgebrauch darge¬ 
stellt. Hierbei sind sowohl orthographische und grammatische 
als auch semantische [die Wortbedeutung betreffende] und sti¬ 
listische Schwierigkeiten bedacht." 

Stellenleiter: Dieses Wörterbuch bildet offensichtlich eine 
wichtige Ergänzung zum DUDEN. Erläutern Sie bitte die Spezi¬ 
fik beider Nachschlagewerke an Hand von Beispielen. 

Leiter des Amtes: Während im Duden z. B. das Verb „erfol¬ 
gen" lediglich mit dem Bedeutungszusatz „vonstatten gehen" 
vermerkt ist, heißt es im „Wörterbuch" hierzu: „etwas erfolgt 
dient Papierdeutsch häufig zur Umschreibung eines Verbalbe¬ 
griffs, insbesondere des Passivs: die Auszahlung der Gehälter 
erfolgt jeweils am 15. des Monats (statt: die Gehälter werden 
jeweils am 15. des Monats ausgezahlt). „Oder: „ig, -lieh". Im 
DUDEN-Wörterverzeichnis finden wir diese Nachsilben (Suf¬ 
fixe) nicht. Es werden lediglich an gegebener Stelle Wörter mit 


angesprochen, der von seinem Sicherheitsinspektor einen 
Maßnahmeplan von 10 Seiten vorgelegt bekam, obwohl diese 
Kollegen weniger Unfälle auszuweisen haben als wir. Kurios 
war, daß man Aufgaben aus dem Arbeitsgesetzbuch (AGB) und 
der ASVO übernommen hatte, deren Durchsetzung ohnehin ge¬ 
setzliche Pflicht ist. Ich erinnere mich an allgemeine Formulie¬ 
rungen zur Kontrollberatung, zur Befähigung der Werktätigen 
und zur Bassow-Methode. Befremdet hatte zum Schluß meinen 
Kollegen, daß er sich selbst die Anweisung als jeweilig Verant¬ 
wortlicher geben sollte. 

Sicherheitsinspektor: Ich kenne diesen „Maßnahmeplan". Ge¬ 
meinsam mit dem Sicherheitsinspektor der BDP wurde er über¬ 
arbeitet, und es entstand ein anwendbares Dokument. Neue 
Qualitäten bei der Durchsetzung der Bestimmungen des Ge- 
sundheits- und Arbeitsschutzes erfordern eben ein klares 
Durchdenken der Vorgaben und nicht gedankenloses Abschrei¬ 
ben gesetzlicher Bestimmungen. Uns geht es um das „wie"! 
Leiter des Amtes: In der Führungskonzeption waren doch 
Schwerpunkte angegeben. 

Sicherheitsinspektor: Es sind sechs Hauptkriterien, nach de¬ 
nen ich den Stand des Gesundheits- und Arbeitsschutzes in un¬ 
serem Amt überprüft habe: 

1. Leitungstätigkeit 

2. Politisch-ideologische Erziehung und Weiterbildung 

3. Wissenschaftlich-technische Arbeit 

4. Einsatz von Körperschutzmitteln 

5. Organisation des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 

6. Maßnahmen zur Zurückdrängung von Berufskrankheiten. 
Hinzufügen möchte ich noch, daß nicht nur Aufgaben im Amt 
zu lösen sind, sondern auch zentrale Maßnahmen seitens des 
Sicherheitsinspektors des MPF erforderlich sind. 

Leiter des Amtes: Und die wären? 

Sicherheitsinspektor: Zum Beispiel die Qualitätsverbesserung 
in der analytischen Tätigkeit. Mit der Jahresanalyse 1987 wer¬ 
den erstmalig einheitliche Forderungen gestellt, die ein präzise¬ 
res Arbeiten gewährleisten. Auch prozeßbezogene Erfahrungs¬ 
austausche, wie für Zustelldienst oder für die Bahnpostämter, 


jenen Nachsilben aufgeführt. Wer Näheres wissen will, muß 
den „Leitfaden" (hier die Kennzahlen 27-29) benutzen. Das 
„Wörterbuch" hingegen enthält gleich innerhalb des alphabeti¬ 
schen Teils entsprechende, mit Beispielen untersetzte Aussa¬ 
gen. 

Nun noch zwei sachbezogene Anmerkungen: 

• Bei Zeitangaben bezeichnet -ig die Dauer und -lieh die Wie¬ 
derholung oder Wiederkehr; also bedeutet „14tägiger Lehr¬ 
gang", daß der Lehrgang 14 Tage dauert. Heißt es aber „Er muß 
14täglich an einer Dienstbesprechung teilnehmen", so geht er 
alle 14 Tage, aber nicht 14 Tage lang dort hin. Beachte, daß 
Zahl und Nachsilbe nicht durch Zwischenraum oder Leertaste 
getrennt werden dürfen! 

• Die Zusammensetzung -sprachig ist auch nicht mit der von 
-sprachlich identisch. So ist beispielsweise englischsprachiger 
Unterricht solcher, der in englischer Sprache gehalten wird. 
Englischsprachlicher Unterricht hingegen bedeutet, daß sich 
d^- Unterricht auf die englische Sprache als Unterrichtsgegen¬ 
stand bezieht. 

Stellenleiter: Häufig beobachte ich, daß bei Kindern, Lehrlin¬ 
gen, aber auch bei manchem Erwachsenen der eine oder an¬ 
dere von Ihnen erwähnte germanistische Wissenspeicher zwar 
im dienstlichen Bereich oder sogar privat vorhanden, aber fast 
ungenutzt ist. Andere Werktätige usw. wiederum schlagen sehr 
oft nach. Wo liegt hier das richtige Maß? 

Leiter des Amtes: Jeder von uns besitzt ein mehr oder weniger 
umfangreiches solides Wissen auf muttersprachlichem Gebiet 
und sollte nur in Ausnahmefällen (oftmals durch nachlassende 
Gedächtnisleistung bedingt) den DUDEN usw. bemühen. Ande¬ 
rerseits hat Goethe gewiß recht, wenn er in seinen „Maximen 
und Reflexionen" feststellt: „Mit dem Wissen wächst der Zwei¬ 
fel". Es kommt demnach darauf an, der zuerst genannten 
Gruppe durch zielgerichtete Beschäftigung mit der Sprache 
Zweifel an der eigenen Sprachbeherrschung und/oder die Be¬ 
reitschaft zur Überwindung von Gleichgültigkeit gegenüber der 
Muttersprache anzuerziehen. (H. Weis) 


sollen den Ursachen und begünstigenden Bedingungen von Ar¬ 
beitsunfällen und Berufskrankheiten auf den Grund gehen. Der 
Lehrplan zum Erwerb des Befähigungsnachweises GAB wird 
entsprechend der technisch-technologischen Entwicklung und 
der praktischen Erfahrungen verändert. Schwerpunkt wird 
ebenfalls die Aus- und Weiterbildung an den Schulen und im 
Rahmen des ISW sein. 

Die zentrale Arbeitsgruppe „Gesundheits- und Arbeitsschutz 
sowie Brandschutz", die unter Leitung des Sicherheits- und 
Brandschutzinspektors des MPF steht, erarbeitet mit Unterstüt¬ 
zung von Vertretern des Bundesvorstandes des FDGB und des 
Zentralvorstandes der IG Transport- und Nachrichtenwesen die 
entsprechenden Unterlagen. 

Leiter des Amtes: Zur Verbesserung der Leitungstätigkeit auf 
dem Gebiet des Gesundheits- und Arbeitsschutzes und natür¬ 
lich auch des Brandschutzes wünsche ich mir trotz der Pflicht, 
mich selbständig mit den neuesten gesetzlichen Bestimmun¬ 
gen vertraut zu machen, eventuell eine zentrale Unterstützung 
mit Hinweisen, Beispielen und Erläuterungen. 
Sicherheitsinspektor: Auch diesem Problem wird die Füh¬ 
rungskonzeption gerecht. Die Öffentlichkeitsarbeit in den Be¬ 
triebszeitungen und in der Zeitschrift „Die Deutsche Post" ist 
dafür verstärkt zu nutzen. Die kleinen Fachgespräche zum Bei¬ 
spiel liefern meiner Ansicht nach gute Anregungen. Die „Infor¬ 
mationen für Sicherheits- und Brandschutzinspektoren", her¬ 
ausgegeben von der Zentralen Arbeitsgruppe „GAB", sind unter 
anderem zur Unterstützung von Belehrungen im Arbeits- und 
Brandschutz vorgesehen. DaS vierteljährliche Erscheinen wird 
die Aktualität sichern. 

Leiter des Amtes: Mich würde noch interessieren, wie die 
Maßnahmepläne zu gestalten sind, wenn wir die wesentlich¬ 
sten Schwerpunkte im Unfallgeschehen beseitigt haben. 
Sicherheitsinspektori Dann konzentrieren wir uns auf vorbeu¬ 
gende Maßnahmen. Aber ebenfalls, wie in meinen anfängli¬ 
chen Bemerkungen besonders betont, nur mit konkreter Ab¬ 
grenzung der Verantwortung und genauer Angabe der Termine. 
(V. Pusch) 
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Begriffe 

der Heimelektronik - 
Stereoradiorekorder 
SKR 700 

(3/1987. S. 123) 

Schüler: Der VEB Stern-Radio Berlin stellte vor einiger Zeit (s. 
dDP, Heft 2/1986, S. 84) einen neuen Stereoradiorekorder SKR 
700 vor, der sich durch geringere Abmessungen (400 x 85 x 
182) mm und durch viele Besonderheiten von seinen Vorgän¬ 
gern unterscheidet. Bei technischen Beschreibungen dieser 
und anderer Geräte tauchen immer wieder neue Begriffe auf, 
über die ich gern Näheres wüßte, z. B. Soft-Touch-Bedienung, 
gleitende Mono-Stereo-Überblendung, erweitertes UKW-Band, 
Search-System, Stummschaltung, Pausenrücklauf, Post-Fading 
mit LED-Kontrolle, Klaviertasten oder Bandsortenumschaltung. 
Lehrkraft: Der Stereoradiorekorder SKR 700 ist ein Gerät, das 
sich durch gute Formgestaltung - gutes Design - ausgezeich¬ 
net und das internationalem Stand entspricht. Gegenüber sei¬ 
nem Vorgänger, z. B. dem SKR 500, besitzt es im Rundfunk-NF- 
Verstärker- und im Kassettenteil mehrere Besonderheiten. In 
seinen vier Wellenbereichen begegnen uns gleich zwei Beson¬ 
derheiten: Erstens entspricht der UKW-Eingangsteil dem neuen 
UKW-Bereich von 87,5bis 108 MHz, und zweitens ist der erwei¬ 
terte Kurzwellenbereic'h für 5,8 bis 18,5 MHz ausgelegt. Für Mit¬ 
tel- und Langwellen-Empfang dient die eingebaute Ferritan¬ 
tenne. Die Kurzwelle wird über eine Teleskopantenne empfan¬ 
gen. Eine zweite Teleskopantenne kann mit der ersten zu einem 
gestreckten Dipol gestaltet werden, wodurch die Richtwirkung 
auf den gewünschten Sender und die Feldempfindlichkeit er¬ 
höht werden. Das dürfte für Stereoempfang eine wesentliche 
Verbesserung darstellen. Ortssender können mit nur einer Tele¬ 
skopantenne empfangen werden. 


Schüler: Was heißt gleitende Mono-Stereo-Überblendung? 
Lehrkraft: Bei der automatischen Mono-Stereo-Umschaltung 
in Stereogeräten stören die Umschalteffekte. Diese treten im¬ 
mer dann auf, wenn die Feldstärke des Stereosenders nicht 
mehr für Stereoempfang ausreicht und der Empfänger dann 
selbsttätig auf Monoempfang umschaltet. Die gleitende Mono- 
Stereo-Überblendung arbeitet weicher und vermeidet dadurch 
Umschalteffekte. 

Schüler: Wird der Pilotton angezeigt? 

Lehrkraft: Der SKR 700 hat eine Stereo-Pilotton-Anzeige mit 
LED (Licht-Emitter-Dioden), die den Stereosender anzeigt. Die 
Anzeige arbeitet unabhängig von der Steilung des Zwangsmo¬ 
noschalters in „Mono" oder „Stereo". 

Schüler: Was gibt es für Abstimmhilfen? 

Lehrkraft: Mit Hilfe einer grünen und einer roten LED ist eine 
schnelle Abstimmung auf den Sender möglich. Im UKW-Be¬ 
reich zeigt die grüne LED an, daß die Mono-Stereo-Überblen¬ 
dung auf Stereobetrieb übergeblendet hat. 

Schüler: Welche Aufnahmen von anderen Geräten sind mög¬ 
lich? 

Lehrkraft: Ein übersteuerungsfester hochohmiger Eingang der 
TA-TB-Überspielbuchse gestattet Aufnahmen vom Plattenspie¬ 
ler, vom Tonbandgerät und vom Fernsehgerät sowie die Wie¬ 
dergabe bespielter Kassetten über einen externen NF-Verstär¬ 
ker. 

Schüler: Welche Besonderheiten weist der NF-Verstärker auf? 
Lehrkraft: Als Lautsprecher werden in jedem Kanal 3-VA-Breit- 
bandlautsprecher eingesetzt. Der Übertragungsbereich wird 
von 25 bis 15 000 Hz angegeben. Damit der Stereoeffekt wirksa¬ 
mer gemacht wird, läßt sich der Basisabstand der Stereolaut¬ 
sprecher elektronisch vergrößern. Ein Stereokopfhöreran¬ 
schluß ist vorgesehen. Klangregelung, gehörrichtige Lautstär¬ 
keregelung und Vorverstärker mit Doppeloperationsverstärker 
sind weitere Baugruppen, die mit z. T. neu entwickelten Bauele¬ 
menten ausgeführt sind. 

Schüler: Wie ist der Kassettenteil aufgebaut? 



Fragen zum Notariatsrecht 


(3/1987, S. 123) 


Mitarbeiter: Ich habe einige Fragen im Zusammenhang mit ei¬ 
ner Erbschaft. Kann man sich damit an das Notariat wenden? 
Justitiar: Ja. Es gibt eine im Gesetz über die Staatlichen Nota¬ 
riate vom 5. Februar 1976 (GBl. I Nr. 6 S. 93) festgelegte Bera- 
tungs- und Unterstützungspflicht der Staatlichen Notariate. Die 
Beratung spielt eine dominierende Rolle. Die Staatlichen Nota¬ 
riate sollen Anleitung und Hilfe zur eigenverantwortlichen 
Rechtsausübung geben und Schutz- und Fürsorgeaufgaben 
wahrnehmen. Zu den Beratungspflichten gehören: 

• Die Klärung von Erbschaftsangelegenheiten 

Hierbei geht es um die Erläuterung der Begriffe Vermächtnis, 
Pflichtteil, Teilungsanordnungen, um die Klarstellung und Erläu¬ 
terung der Erbanteile und die erbrechtliche Stellung des überle¬ 
benden Ehegatten, wobei auch familienrechtliche Fragen (z. B. 
in bezug auf das gemeinschaftliche Eigentum von Ehegatten, 
auf das Bestehen oder Nichtbestehen von Unterhaltsverpflich¬ 
tungen des Erblassers wegen möglicher Pflichtteilansprüche) 
eine große Rolle spielen. Was der Begriff „Haushaltsgegen¬ 
stände" beinhaltet ist zu klären. 

• Die Vermittlung der Nachlaßteilung 

Diese umfaßt nicht nur die Aufteilung vorhandener Nachlaß¬ 
werte, sondern auch die Übernahme vorhandener Verbindlich¬ 
keiten, Kreditrückzahlungen, Erstattung von Betreuungsauf¬ 
wendungen, Begleichung anderer Nachlaßverbindlichkeiten. 

• Die Beratung bei Beurkundungsangelegenheiten 

Dabei sind die Absichten der Beteiligten sorgfältig zu ermitteln, 
um sie in die entsprechende juristische Form zu bringen. 


• Die Beratungs- und Belehrungsaufgaben bei Verträgen, mit 
denen das Eigentum an einem Grundstück oder Gebäude über¬ 
tragen werden soll 

Diese Beratung beginnt meistens bei der Vertragsart (z. B. bei 
älteren Verkäufern darüber, ob ein Wohnrecht vereinbart wer¬ 
den soll). Sie erstreckt sich in diesem Zusammenhang weiter¬ 
hin auf wichtige Festlegungen über den Vertragsinhalt (so über 
die Zahlung des Kaufpreises, Übernahme von Grundstückbela¬ 
stungen, Probleme der Garantie, der Verantwortlichkeit Dritten 
gegenüber bis zum Eintritt der Eigentumsänderung) und 
schließt eine Reihe von Belehrungen ein (z. B. über die Geneh¬ 
migung nach der Grundstücksverkehrsverordnung, über das 
Devisengesetz sowie über das staatliche Vorerwerbsrecht). 

• Die Beratung bei Verträgen über die vertragliche Überlas¬ 
sung von Grundstücken und Bodenflächen für Erholungs¬ 
zwecke 

Hierbei ist der Übernehmende über die Befugnisse zur Errich¬ 
tung von Baulichkeiten zu beraten, und ihm sind die Rechtsfol¬ 
gen zu erläutern. Sogar bei Unterschriftsbeglaubigungen ist zu¬ 
weilen Beratung notwendig, wenn sich aus dem Text Rechtsirr- 
tümer des Verfassers oder Gesetzwidrigkeiten erkennen lassen. 

• Die Beratung eingesetzter Vormünder oder Pfleger 

Die im notariellen Fürsorgeverfahren eingesetzten Personen ha¬ 
ben Anspruch auf ordnungsgemäße Einweisung in ihre Aufga¬ 
ben, auf Beratung und Belehrung über ihren Wirkungskreis. 
Mitarbeiter: Darf man bei einer Testamentseröffnung dabei 
sein? 

Justitiar: Das Recht auf Gehör und Mitwirkung bei der Testa¬ 
mentseröffnung wurde im Notariatsgesetz speziell ausgestal¬ 
tet. Gemäß § 26 sollen die Verwandten, der Ehegatte und die 
sonstigen Beteiligten vom Eröffnungstermin Kenntnis erhalten, 
um ihnen die Teilnahme zu ermöglichen. Sie haben dann das 
Recht, aber nicht die Pflicht zur Teilnahme. Nichterscheinenden 
Beteiligten ist der sie betreffende Teil des Testaments schrift¬ 
lich zur Kenntnis zu geben. Das Staatliche Notariat ist auf die 
Mitwirkung dieser Personen angewiesen, wenn es um die 
Handlungsfähigkeit des Erblassers, um die Eigenschriftlichkeit 
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Lehrkraft: Das Frontladekassettengerät erhielt ein schieberge¬ 
steuertes Einmotor-Kassettenlaufwerk. Eine Schiebersteuerung 
ermöglicht, daß die Bedientasten (in Klaviertastenausführung) 
mit sehr geringen Betätigungskräften und einem kurzem Hub 
auskommen, was als (leichtgängige) Soft-Touch-Bedienung be¬ 
zeichnet wird. (Man sieht, daß sich oft hinter hochtrabend und 
kompliziert klingenden englisch-amerikanischen Fachausdrük- 
ken höchst simple Dinge verbergen.) Vor- und Rücklauftasten 
rasten ein, man braucht sie nicht zu halten. Bei Aufnahme oder 
Wiedergabe unterbricht die betätigte Pausentaste den Band¬ 
transport, dabei wird der Antrieb elektrisch nicht abgeschaltet. 
Als Vorteil erweist es sich dabei, daß zur Aufnahme nur eine Ta¬ 
ste gedrückt werden muß (One-Touch-Record). Ein Pausen¬ 
rücklaufsystem (Search System) tritt dann in Funktion, wenn 


des Testaments und um andere Gründe geht, die zur Nichtig¬ 
keit des Testaments führen können. 

Mitarbeiter: Darf man sich auch vor dem Staatlichen Notariat 
vertreten lassen? 

Justitiar: Immer dann, wenn das Zivilgesetzbuch rechtsge¬ 
schäftliche Vertretung nicht ausdrücklich ausschließt, ist eine 
Vertretung der Beteiligten auch im notariellen Verfahren zuläs¬ 
sig. Die Vertretung ist z. B. dann unerläßlich, wenn Kinder und 
Jugendliche Verfahrensbeteiligte sind oder wenn es sich um 
Betriebe handelt. 

In bestimmten Fällen kann aber auch die unmittelbare persönli¬ 
che Mitwirkung der Beteiligten zwingend vorgeschrieben und 
eine Vertretung ausgeschlossen sein. Das ist z. B. so bei der Er¬ 
richtung eines notariellen Testaments oder bei der Verpflich¬ 
tung eines Erben oder Besitzers von Nachlaßgegenständen, in¬ 
nerhalb einer angemessenen Frist ein Nachlaßverzeichnis auf¬ 
zustellen. Ein Testament kann aus der notariellen Verwahrur>g 
ebenfalls nur persönlich zurückgenommen werden. 
Mitarbeiter: Was prüft der Notar beim Abschluß eines Grund- 
stückskaufverträges? 

Justitiar: Neben der Prüfung der Eigentumsverhältnisse und 
der Berechtigung, über das Grundstück zu verfügen, prüft der 
Notar bei der Beurkundung eines Grundstückskaufvertrages 
z. B. spezielle Kreditregelungen bei Grundstücksbelastungen. 
Verträge zum Erwerb von Grundstücken in Volkseigentum sind 
unter Beachtung wirtschafts- und verwaltungsrechtlicher Finan¬ 
zierungsbestimmungen zu beurkunden. 

Mitarbeiter: Muß das Staatliche Notariat einen Grundstücks¬ 
vertrag beurkunden? 

Justitiar: Für Grundstückskaufverträge schreibt das Zivilgesetz¬ 
buch die Beurkundung durch einen Notar vor. Der Notar darf 
die Beurkundung eines Kaufvertrages über ein Grundstück 
nicht ablehnen, auch wenn er der Meinung ist, daß der Grund¬ 
stücksvertrag nach der Grundstücksverkehrsverordnung nicht 
genehmigt wird. Wenn die Beteiligten trotz Belehrung auf der 
Beurkundung bestehen, dann ist sie vorzunehmen. Wenn das 
nicht so wäre, dann würde den Beteiligten die nach der Grund- 


die Tasten „Wiedergabe" und „schneller Vorlauf" bzw. „Wieder¬ 
gabe" und „schneller Rücklauf" gleichzeitig betätigt werden. 
Eine elektronische Schaltung wertet jene Bandstellen aus, auf 
denen zwischen Musikstücken keine Signale aufgezeichnet 
sind. Dabei wird das Laufwerk auf Wiedergabe umgeschaltet. 
Eine Stummschaltung sorgt beim Pausenrücklauf dafür, daß 
NF-Signale unhörbar gemacht werden. Bei Aufnahme und Wie¬ 
dergabe wird die NF-Spannung im Anlaufmoment des Antriebs¬ 
motors durch die Stummtastschaltung kurzgeschlossen. 
Schüler: Was zeigen die LED an? 

Lehrkraft: Im Gerät ist eine automatische Netz-Batterie-Um- 
schaltung enthalten. Ein Tastendruck reicht aus, um das Gerät 
einzuschalten. Wenn das Netz ausfällt, wird automatisch auf 
Batterie umgeschaltet. Eine rote LED zeigt - auch im ausge¬ 
schalteten Zustand - an, daß das Gerät mit dem Netz verbun¬ 
den ist. Die 6-LED-Kette übernimmt drei Kontrollfunktionen. 
Eine rote LED zeigt Betriebsbereitschaft an. Alle LED leuchten 
bei „Radio", „Aufnahme" oder „Wiedergabe" im Rhythmus des 
NF-Pegels. Die leuchtende LED-Kette registriert normale Be¬ 
triebsspannung, während die v rechte LED verlöscht oder nur 
schwach leuchtet, wenn die Batteriespannung unter 60 Prozent 
abgesunken ist. Post-Fading mit LED-Kontrolle ermöglicht, auf 
bespielten Kassetten unbeabsichtigte Aufzeichnungen oder 
Teile der Aufzeichnung auszublenden. Diese Funktion kann 
auch die Pausenzeiten für den Pausenrücklauf erzeugen. 
Schüler: Ist es möglich, alle gebräuchlichen Kassettenarten ab¬ 
zuspielen? 

Lehrkraft: Alle drei Bandsorten (Fe 2 0 3 , Cr0 2 und Metall) können 
verwendet werden. Zwei Bandsortenumschalter gestatten die 
Vormagnetisierung und die Entzerrung einzuschalten. Der Her¬ 
steller garantiert aber nur die normgerechte Wiedergabe be¬ 
spielter Metallkassetten, nicht jedoch die Aufnahme. Für 
Fe 2 0 3 -Bänder wird ein Übertragungsbereich von 50 bis 11 500 
Hz und für Cr0 2 ein Bereich von 50 bis 13 500 Hz angegeben. 
Weitere Angaben sind in Prospekten und Servicemitteilungen 
des VEB Stern Radio-Berlin enthalten. (R. Ludwig) 


Stücksverkehrsverordnung vorgesehene Beschwerdemöglich¬ 
keiten bäi Nichtgenehmigung des Vertrages versagt bleiben. 
Wird die gesetzlich vorgeschriebene Beurkundungsform nicht 
eingehalten, führt das zur Nichtigkeit des Vertrages oder eines 
anderen Rechtsgeschäftes. 

Mitarbeiter: Welche Verträge gehören zu den Grundstücksver¬ 
trägen? 

Justitiar: Zu den Grundstücksverträgen gehören insbesondere 
die Verträge zwischen den Bürgern über Wohn- und Erholungs¬ 
grundstücke mit unterschiedlicher juristischer Ausgestaltung 
(z. B. Kauf-, Schenkungs- und Überlassungsverträge), weiterhin 
aber auch die außergerichtliche, einverständliche Teilung des 
Eigentums im Zusammenhang mit einer Ehescheidung oder die 
vertragliche Nachlaßteilung, soweit es sich um Grundstücke 
handelt. Die Beurkundung ist nicht erforderlich, wenn das Ge¬ 
richt über die Eigentumsteilung oder das Staatliche Notariat 
über die Nachlaßteilung entschieden haben. In diesem Fall er¬ 
setzt das Urteil oder der Beschluß die Beurkundung. Beurkun¬ 
dungspflicht sind jedoch nicht nur Verträge, durch die der Ei¬ 
gentümer des Grundstücks wechselt, sondern auch die Um¬ 
wandlung von Gesamteigentum am Grundstück in Allein- oder 
Miteigentum. 

Die Beurkundung kann auch dann erfolgen, wenn das die Bür¬ 
ger ausdrücklich wünschen, so z. B. die Beurkundung von Nut¬ 
zungsverträgen über Erholungsgrundstücke. Die notarielle Be¬ 
urkundung ist nicht zwingend vorgeschrieben, wenn kein 
Grundstück oder Grundstücksrecht Gegenstand der Vereinba¬ 
rung ist. 

Auch die Beurkundung von Tatsachen durch das Staatliche No¬ 
tariat ist möglich, beispielsweise jede Woche bei der Ziehung 
des VEB Vereinigte Wettspielbetriebe. 

Mitarbeiter: Was ist die Beglaubigung? 

Justitiar: Die notarielle Beglaubigung ist eine Urkundstätigkeit. 
Die Beurkundung ersetzt eine vorgeschriebene Beglaubigung, 
nicht aber umgekehrt. Beglaubigt werden können Unterschrif¬ 
ten und Handzeichen oder die Echtheit und Richtigkeit von Ab¬ 
schriften, Ablichtungen oder Abdrucken. (G. Seyda) 
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RUNDSCHAU 


Intensivierungskonten - 
eine Herausforderung an 
alle Hoch- und Fachschulkader, 

Meister und Dienststellenleiter 

ln Vorbereitung auf den XI. Parteitag der SED hatten die Ge¬ 
nossen der Grundorganisation des VEB Schiffswerft Stralsund 
als beispielgebende Initiative für den Bezirk Rostock den Ge¬ 
danken geboren und entwickelt, in der Arbeit mit Intensivie¬ 
rungskonten ein persönliches Bekenntnis zum XI. Parteitag der 
SED zu geben. In Auswertung der Beschlüsse des 
XI. Parteitages und aus der Erkenntnis heraus, wie wichtig 
diese Methode der Wettbewerbsführung auf Grund der bis da¬ 
hin erreichten Ergebnisse ist, wurde die Arbeit mit den Intensi¬ 
vierungskonten fortgesetzt. Die Hoch- und Fachschulkader, 
Meister und Dienststellenleiter der Deutschen Post des Bezir¬ 
kes Rostock haben sich dieser Initiative angeschlossen. 

Worin bestehen nun die Ziele in der Arbeit mit Intensivierungs¬ 
konten? Wie einleitend schon angedeutet, soll erreicht werden, 
daß Hoch- und Fachschulkader, Meister und Dienststellenleiter 
ihr persönliches Bekenntnis zur ihrem sozialistischen Friedens¬ 
staat darlegen, um durch ihre Arbeit ihren persönlichen Beitrag 
zur Stärkung der DDR und damit zur Erhaltung des Friedens zu 
leisten. 

Genosse Ernst Timm, Mitglied des ZK der SED, 1. Sekretär der 
Bezirksleitung der SED Rostock, sagte auf der 11. Tagung des 
ZK der SED im November 1985: „Diese Methode ist deshalb so 
wirksam geworden, weil damit im sozialistischen Wettbewerb 
der eigenständige Beitrag insbesondere der Angehörigen der 
wissenschaftlich-technischen Intelligenz besser sichtbar wird." 
Ziel ist also, mit persönlichen Beiträgen des erwähnten Perso¬ 
nenkreises konkrete, abrechenbare Verpflichtungen zur Erfül¬ 
lung bzw. Übererfüllung der Plan- und Wettbewerbsziele zu er¬ 
reichen. Dabei geht es in erster Linie darum, daß jeder seine 
Position, seinen Beitrag gründlich durchdenkt und im Ergebnis 
dessen an Leistung zulegt. 

Der Inhalt der Intensivierungskonten der Mitarbeiter der Deut¬ 
schen Post des Bezirkes Rostock bestand im Jahr 1986 im we¬ 
sentlichen aus folgenden Schwerpunkten: 
e Einflußnahme auf die Betriebsergebnisse 
In dieser Position wurden Verpflichtungen übernommen, die 
Voraussetzungen zur restlosen Erfassung aller Gebühren, zur 
ständigen Steigerung der Gebühren je Münzfernsprecher, zur 
Kostensenkung durch Material-, Energie- und VK/DK-Einspa- 
rung schaffen. Gleichzeitig gibt es zu dieser Position auch Ver¬ 
pflichtungen und Maßnahmen, die der Einsparung von Arbeits¬ 
zeit und Arbeitskräften, der vorfristigen Inbetriebnahme von Ka¬ 
pazitäten (Kioske, Fernsprechanschlüsse) und der Erhöhung 
des Nutzens in der Neuererbewegung dienen. 

• Rationelle und effektive Gestaltung der Betriebs- und Ver¬ 
kehrsprozesse 

Zu diesem Komplex zählen Aufgabenstellungen, die der Einfüh¬ 
rung von WAO-Typenlösungen, der weiteren Einrichtung von 
ZGA, der Schaffung zusätzlicher Stromwege im Fernmeldenetz 
durch bessere Auslastung und der Veränderung der Arbeitsor¬ 
ganisation z. B. im Briefverteilamt bzw. im Zustelldienst dienen. 

• Einsparung von Kosten und Investitionen 

In diesem Bereich sind konkrete Maßnahmen in die Intensivie¬ 
rungskonten aufgenommen worden, z. B. Maßnahmen zur Ein¬ 
sparung eines Fernsehfüllsenders und zur Einsparung der Nach¬ 
rüstung eines Fernsehfüllsenders. Andere Verpflichtungen ent¬ 
hielten Maßnahmen zur Einsparung von Projektierungsleistun¬ 
gen und von Investitionsmitteln. 

• Sicherung der Leistungsqualität 

Der Hauptteil der Aufgabenstellungen in den Intensivierungs¬ 
konten befaßt sich mit Maßnahmen dieser Art. Dabei geht es in 
den Schwerpunkten um die Beseitigung von Innenstörungen, 


die Verbesserung der Qualität in der Telegramm- und Eilzustel¬ 
lung und um die Verkürzung der Laufzeiten. 

Alle Intensivierungskonten werden ständig auf ihre Realisie¬ 
rung kontrolliert. Dabei ist eine umfassende politisch-ideologi¬ 
sche Arbeit bei ihrer Vorbereitung und Einbeziehung in den so¬ 
zialistischen Wettbewerb erforderlich. 

Kontrolliert wird auch durch regelmäßige Rapporte der einzel¬ 
nen Konteninhaber bei Vorgesetzten Leitern und durch eine 
ständige Auswertung der Ergebnisse in Dienstbesprechungen. 
Des weiteren werden die Ergebnisse zu besonderen Höhepunk¬ 
ten im sozialistischen Wettbewerb, wie dem 1. Mai und dem 7. 
Oktober, oder zu besonderen Anlässen, wie im Jahre 1987 bei¬ 
spielsweise anläßlich des 11. FDGB-Kongresses bzw. des 70. 
Jahrestages der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution, ab¬ 
gerechnet. Auch in der „Ostsee-Welle", Organ der Parteileitung 
der BDP Rostock, wird diese Wettbewerbsmethode populari¬ 
siert. Hier haben die Kollektive und die einzelnen Mitarbeiter 
die Möglichkeit, ihre Erfahrungen und Ergebnisse in der Arbeit 
mit Intensivierungskonten darzulegen. 

Im Jahre 1986 gab es im Verantwortungsbereich der BDP Ro¬ 
stock insgesamt 309 Intensivierungskonten mit einem realisier¬ 
ten Nutzen von 3 748 100 Mark. Insgesamt haben sich 45,8 Pro¬ 
zent aller Hoch- und Fachschulkader, Meister und Dienststel¬ 
lenleiter 1986 an dieser Wettbewerbsform beteiligt. Wir führen 
die Arbeit mit den Intensivierungskonten im Jahre 1987 fort. 
Direktor Dr. Hans-Heinrich Höppner, Stellvertreter des Leiters 
der BDP Rostock 

Koordinierungsvereinbarung zwischen 
Ministerium für Post- und Fernmelde¬ 
wesen und Hochschule für 
Verkehrswesen 

Mit dem Abschluß einer Koordinierungsvereinbarung zwischen 
dem Ministerium für Post- und Fernmeldewesen und der Hoch¬ 
schule für Verkehrswesen „Friedrich List" ist die langjährige 
enge Zusammenarbeit zwischen beiden Partnern in ein neues, 
höheres Stadium getreten. Die Vereinbarung enthält einen 
Komplex von Maßnahmen zur Erziehung, Ausbildung und Wei¬ 
terbildung, Forschung und Wissenschaftsentwicklung. 

Beide Partner werden noch enger bei der Neugestaltung der 
Aus- und Weiterbildung der Ingenieure und Ökonomen, der an 
den perspektivischen Anforderungen von Wissenschaft und 
Praxis orientierten Schaffung neuer Studienpläne und Lehrpro¬ 
gramme, der Förderung von Beststudenten und Talenten sowie 
in der Weiterbildung auf Gebieten wie Prozeßautomatisierung, 
Lichtwellenleiternachrichtenübertragung, digitale Vermittlungs¬ 
und Übertragungstechnik sowie moderne Leitungsmethoden 
im Post- und Fernmeldewesen Zusammenarbeiten. In verstärk¬ 
ter Kooperation mit Forschungseinrichtungen der Praxis geht 
es vor allem um 

- die Anwendung von Schlüsseltechnologien, wie Mikroelek¬ 
tronik, Informatik und CAD/CAM-Verfahren 

- die Automatisierung der Brief- und Kleingutbearbeitung 

- die Entwicklung einer neuen Generation digitaler Tonstudio¬ 
technik 

- die Vervollkommnung der Leitung, Planung und Wirtschaftli¬ 
chen Rechnungsführung im Post- und Fernmeldewesen. 

Das schließt die gegenseitige Unterstützung in der wissen¬ 
schaftlichen Informations- und Publikationstätigkeit und bei 
wissenschaftlichen Veranstaltungen ein. 

Das Ministerium wird die HfV beim weiteren Ausbau der mate¬ 
riell-technischen Basis für die Lehre und Forschung unterstüt¬ 
zen und die Hochschule vor allem der Bezirksdirektion Dresden 
der Deutschen Post auch künftig bei der Lösung von Rationali¬ 
sierungsaufgaben helfend zur Seite stehen. 
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Erfahrungen mit der 
Wettbewerbsmethode „Wer fährt 
den billigsten Kilometer?" 

Mit Sicherheit hat sich längst die Tatsache durchgesetzt, daß 
strenge Sparsamkeit nichts mit Armut zu tun hat, sondern eine 
Frage der Ökonomie, der Wirtschaftlichkeit ist. Wenn in der 
DDR, trotz der Preistreiberei auf dem Weltmarkt, unbeirrt der 
Kurs beibehalten wird, stabile Preise sowohl für Grundnah¬ 
rungsmittel, Dienstleistungen und Wohnungsmiete, als auch 
für Verkehrsmittel beizubehalten, so ist das ein Ausdruck unse¬ 
rer Wirtschaftlichkeit, ist Ausdruck für eine Politik, die voll auf 
das Wohl der Bürger gerichtet ist. Auf der anderen Seite ver¬ 
langt diese Politik, die der XI. Parteitag der SED erneut bekräf¬ 
tigt hat, von uns allen täglich an jedem Arbeitsplatz so zu arbei¬ 
ten, daß höchste ökonomische Ergebnisse erzielt werden. Un¬ 
ser kleines Kollektiv der OWKw im PA Demmin, PFA Anklam, 
hat immer wieder überlegt, wie und in welchem Umfang eine 
Werkstatt dazu beitragen kann, hohe ökonomische Ergebnisse 
abzurechnen. Nach eingehenden Diskussionen - sie wurden 
mit der Parteileitung, mit der BGL und dem staatlichen Leiter 
geführt - stellten wir drei Aufgaben in den Mittelpunkt unserer 
Arbeit: 

• Wer fährt von den 29 Fahrzeugen, die wir zu betreuen haben, 
den billigsten Kilometer? 

• Die Ausfall- und Stillstandszeiten der Fahrzeuge sind so nied¬ 
rig wie möglich zu halten. 

• Regenerierungsfähige Teile sind zu nutzen, um so erhebliche 
Kosten für neue Teile einzusparen. 

Natürlich war das nicht so einfach, die Frage nach dem billig- 



Eine wesentliche Rolle spielt der Prüf- und Meßdienst bei der Einsparung von 
VK und DK. Fahrzeuge, die ihre Normvorgabe im Verbrauch überschreiten, wer¬ 
den dem PMD zugeführt und genau auf technische Mängel geprüft 


Mit großem Interesse wird die immer auf dem neuesten Stand gehaltene Ta¬ 
belle „Wer fährt den billigsten Kilometer?" beachtet. Hier werden alle Unregel¬ 
mäßigkeiten sichtbar, und jeder kann sich mit jedem vergleichen. 

Fotos: Glause 



sten Kilometer zu beantworten. Unsere technisch-ökonomische 
Bearbeiterin entwarf eine Tabelle, in der alle Fahrzeuge erfaßt 
wurden. Es wurden dann die Vorgabenorm VK bzw. DK und je¬ 
weils der tatsächliche Verbrauch eingetragen. 

Diese Tabelle wurde ausgehängt, fand anfangs jedoch wenig 
Beachtung? Das änderte sich jedoch sehr schnell, als wir dazu 
auch die Namen der Stammfahrer aufführten. Es entwickelte 
sich eine ständige Diskussion unter den Kraftfahrern. Jene, die 
ihre Vorgabe nicht eingehalten hatten, kamen in die Werkstatt 
und forderten Abhilfe. Damit begann die Einsparung von VK 
und DK. Waren es z. B. 1984 nur 92 I, die eingespart wurden - 
im Sommer 1984 begannen wir diese Aktion -, so stieg die Ein¬ 
sparung 1985 auf 942 I, und 1986 waren es bereits 1238 I. Das ist 
ein Ergebnis, auf das wir stolz sind. Neben der öffentlichen Ab¬ 
rechnung haben wir aber auch in Kraftfahrerschulungen und 
bei anderen Möglichkeiten Einfluß genommen, um eine kraft¬ 
stoffsparende Fahrweise bei den Kraftfahrern zu entwickeln. 
Eine große Hilfe dabei ist uns der Prüf- und Meßdienst, der im¬ 
mer dann in Erscheinung tritt, wenn ein Fahrzeug die Normvor¬ 
gabe überschreitet. Dabei ist unbedingt wichtig, daß die Prüf¬ 
protokolle in den Kfz-nutzenden Bereichen die gebührende Be¬ 
achtung finden. Mit anderen Worten, die Prüfprotokolle müs¬ 
sen mit den Kraftfahrern ausgewertet werden. Selbstverständ¬ 
lich ist für uns, daß im Rahmen der technischen Kontrollen eine 
größtmögliche vorbeugende Instandhaltung des Fuhrparks er¬ 
folgt. Dadurch halten wir die Ausfälle gering, sichern niedrige 
Stillstandszeiten und sparen Kosten. Mit 0,59 Std/Tag je Kfz 
halten wir noch immer die Spitze im BDP-Bereich Neubranden¬ 
burg. Ähnlich wie die VK/DK-Tabelle haben wir die Kosten öf¬ 
fentlich bekanntgemacht. Jeder hat auf einen Blick seinen Ko¬ 
stenstand und auch den seines Kollegen zum Vergleich. Die 
Kosteneinsparung sieht z. B. so aus: 1985 wurden 46 369,- M 
an außerplanmäßigen Kosten eingespart, 1986 waren es 
53 725,- M. 

Um Kosten einzusparen, stellten wir die Forderung, noch mehr 
regenerierungsfähige Teile einzusetzen. Zum einen werden 
wertvolle Ersatzteile, die regeneriert durchaus Neuwert haben, 
der Volkswirtschaft erhalten, und zum anderen sparen wir er¬ 
hebliche Kosten ein. Allerdings könnten die Ergebnisse hierbei 
insgesamt noch weit besser sein, wenn im BDP-Bereich ein 
zentrales Ersatzteillager vorhanden wäre und nicht jeder für 
sich auf eigene Initiative und Verbindungen handeln müßte. 
Seit 1984 sind wir beispielgebendes Kollektiv für den Bereich 
der BDP Neubrandenburg. Wir werden auch in diesem Jahr al¬ 
les tun, um zu Ehren des 11. FDGB-Kongresses und des 
70. Jahrestages <Jer Großen Sozialistischen Oktoberrevolution 
beispielgebende Ergebnisse zu erreichen. 

Inspektor Manfred Deutscher, Kollektivleiter OWKw Demmin 


Schach und Mathematik 

„Mathematiker und Schachspieler denken in sehr ähnlichen 
Bahnen. ...es ist vielleicht gerade an mathematischen Fakultä¬ 
ten fast unmöglich, einen Studenten zu finden, der nicht 
Schach spielen kann. ...Der (ehemalige) Weltmeister A. Kar- 
pow schloß eine Mathematik-Spezialschule mit einer Goldme¬ 
daille ab und war Sieger mehrerer Mathematikolympiaden." So 
lauten einige besonders bemerkenswerte Sätze aus dem Vor¬ 
wort des Autors eines Buches mit obigem Titel (von Evgeni Ja- 
kovlevic Gik, Übersetzung aus dem Russischen, Gemein¬ 
schaftsausgabe des Verlages MIR Moskau und des Urania-Ver¬ 
lages Leipzig/Jena/Berlin, 216 Seiten mit 146 Abbildungen, For¬ 
mat 13 x 20,5 cm, Pappeinband, EVP DDR 9,80 M). Jeder, der 
eine Neigung zum Schachspiel und eine Schwäche für Mathe¬ 
matik besitzt, wird dieses kurzweilige Buch mit großem Genuß 
durcharbeiten. Es bringt diese beiden Komponenten in einen 
oft verblüffenden Zusammenhang und schult beides - das Kön¬ 
nen beim Spiel und die Einsicht in mathematische Algorithmen. 
Stichworte aus der Inhaltsübersicht vermögen sicher viel Neu¬ 
gier zu wecken: Der Springer, ein Chamäleon - Der selbstmör¬ 
derische König - Permutationsaufgaben - Sechseckiges 
Schach - Dreidimensionales Schach - Schach mit Würfeln - 
Massenschach - Phantasiefiguren - Katz und Maus - Compu¬ 
ter ./. R. Fischer - A. Karpow „Mephisto III" Spanisch. 
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Ein Auftragswerk wurde Wirklichkeit 

Auf der Grundlage der Kultur- und Kunstpolitik der SED ent¬ 
standen und entstehen ständig neue künstlerische Werke mit 
sozialistischem Ideengehalt. Durch eine zielgerichtete Auf¬ 
tragspolitik kann die Verbindung des Künstlers zur Arbeiter¬ 
klasse und den realen Lebensprozessen gefestigt werden, und 
gleichzeitig kann sie dazu dienen, die Bereiche der angewand¬ 
ten Kunst immer breiteren Kreisen zugänglich zu machen. 

Als man beim Post- und Fernmeldeamt Dessau im Zusammen¬ 
hang mit einem Bauvorhaben auch einen Kulturraum neu ein¬ 
richten konnte, entstand verständlicherweise der Wunsch, ihm 
durch ein Kunstwerk sein besonderes Gepräge zu geben. Im 
Bereich der BDP Halle bestehende Kontakte mit dem Maler und 
Grafiker Heinrich Rademacher ausnutzend, entschied man sich 


keramik, wurde anläßlich des 40. Gründungstages der Deut¬ 
schen Post im September 1985 an die Postler des PFA Dessau 
übergeben. Mit viel Einfühlungsvermögen ist es Heinrich Rade¬ 
macher gelungen, das gestellte Thema zu gestalten. Die vielfäl¬ 
tigen Kommunikationsbeziehungen der Post, in deren Mittel¬ 
punkt der arbeitende Mensch steht, der Arbeitsalltag und die 
Umwelt wurden mit Poesie und Phantasie überzeugend darge¬ 
stellt. Die gezielt eingesetzten Farbakkorde, leider können wir 
dies hier nur ungenügend vermitteln, geben dem Bildgesche¬ 
hen anregenden Ausdruckswert. Harmonisch und dekorativ 
fügt sich das Kunstwerk in das Ensemble des Kulturraumes ein, 
und die Mitarbeiter des PFA Dessau sind stolz auf „ihr" Kunst¬ 
werk. 


Bildmitte: Fernmeldebaumonteur mit 
im Hintergrund dargestellten Arbeits¬ 
bereichen 

Links: Beförderungsmittel, die von 
der Deutschen Post genutzt werden 
Rechts: Verschiedene Möglichkeiten 
der Nachrichtenübermittlung vom 
Brief über den Femsprechapparat bis 
zur drahtlosen Übertragung 





für eine künstlerische Wandgestaltung mit typischen Motiven 
aus dem Post- und Fernmeldewesen, verbunden mit den volks¬ 
wirtschaftlichen Besonderheiten und Aufgaben des Territo¬ 
riums. 

Ein entsprechender Vertrag nach den „Grundbestimmungen 
des Ministeriums für Kultur zur Abfassung von Werkverträgen" 
und der gültigen Honorarordnung wurde 1984 mit dem Künstler 
abgeschlossen. Gegenseitiges Interesse von Anfang bis Ende 
und Toleranz gegenüber dem Künstler bewirkten ein verständ¬ 
nisvolles Miteinander, eine echte Partnerschaft. Die Entwurfs¬ 
vorlage und die Verteidigung der Kartonvorlage gestalteten 
sich zu kritischen, lebhaften Diskussionen. Durch so manches 
Für und Wider gelangte man zu einer für beide Partner akzepta¬ 
blen Lösung in der Gestaltung. 

Das Auftragswerk, eine zweiteilige Wandgestaltung in Fliesen- 


„Ein Bild soll wie eine geöffnete Tür sein. Alle sollen hereinkom¬ 
men können in das geheimnisvolle Zimmer. Etwas muß für alle 
da sein, der Reiz des Sujets oder auch bloß eines Details ..." - 
diesem Standpunkt von Renato Guttoso wird das Wandbild voll 
gerecht. 

Es bietet den Mitarbeitern des PFA Dessau und allen Besuchern 
viel Gelegenheit zum Schauen, zum Debattieren, auch zur stil¬ 
len Zwiesprache. Auch nach der Übernahme gibt es bis jetzt so 
manchen Disput. Damit ist es also ein Auftragswerk geworden, 
das seiner Zielfunktion gereöht wird und die Richtigkeit unserer 
Auftragspolitik beweist. 

Amtmann Karin Sachse, Klubleiter der BDP Halle 


Bildmitte: Zustellerin der Deutschen 
Post mit Arbeitsmitteln 
Links: Für die Großstadt Dessau typi¬ 
sche Bauwerke, das Stadtwappen 
und Hinweis auf die darstellende 
Kunst des Landestheaters Dessau 
Rechts: Darstellung der im Stadt¬ 
kreis Dessau angesiedelten Industrie 
(z. B. Elektromotorenwerk. Eisengie¬ 
ßerei, Zementanlagenbau) 

Fotos: Müller 
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Neubrandenburger Postamt 100 Jahre alt 

Vor nunmehr 100 Jahren, am 16. April 1887, wurde das neue 
Postamt in Neubrandenburg seiner Bestimmung übergeben. 
Für den Ankauf der beiden auf dem Grundstück in der ehemali¬ 
gen Bahnhofstraße gelegenen Häuser mußten seinerzeit 27 000 
Mark ausgegeben werden. Die Bausumme für das neue Dienst¬ 
gebäude betrug insgesamt 140 000 Mark, dip von der Reichs¬ 
post aufgebracht wurden. Das in den Jahren 1885 bis 1887 er¬ 
baute neue Reichspostgebäude lehnt sich in seinem Baustil an 
die berühmten mittelalterlichen Baudenkmäler der Stadt, z. B. 
die vier Stadttore, an. Die Fassaden wurden in den Formen der 
norddeutschen Backsteingotik gestaltet. Verwendet wurden 
hierzu hauptsächlich rote, zum Teil auch braune und grüngla- 



Abb. 1: Das Reichspostgebäude Neubrandenburgs im Jahre 1928 



Abb. 2: Das Postdienstgebäude von Neubrandenburg nach der Zerstörung im 
zweiten Weltkrieg im Jahre 1946/46 


Abb. 3: Das Gebäude des Hauptpostamtes von Neubrandenburg in unseren Ta¬ 
gen 

Fotos: Glause 



sierte Verbundsteine. Im Erdgeschoß waren sieben Dienst¬ 
räume für den Postbetrieb, im zweiten Stock drei Diensträume 
für den Telegrafenbetrieb und eine Dienstwohnung für den 
Postdirektor und im dritten Geschoß eine weitere Dienstwoh¬ 
nung für einen Unterbeamten untergebracht. Damit waren gute 
Voraussetzungen geschaffen worden, um den Post- und Tele¬ 
grafenverkehr - den Anforderungen der damaligen Zeit ent¬ 
sprechend - abwickeln zu können (Abb. 1). 

Jedoch dies war auf dem Gebiet des rückständigen Mecklen- 
burg-Strelitz nicht immer der Fall gewesen. So mußten bis zum 
Jahre 1840 die Postvorsteher von Neubrandenburg selbst für 
ein Dienstlokal sorgen. Erst zu dieser Zeit entschloß sich die da¬ 
malige Mecklenburgisch-Strelitzer Oberpostbehörde, zwei an 
der Treptower Straße gelegene Häuser aufzukaufen und für 
Postzwecke einrichten zu lassen. Am 1. April 1877 wurde das 
Telegrafenamt, das am 1. Oktober 1856 als Telegrafenstation 
errichtet worden war, mit dem Postamt vereinigt und im ersten 
Stock untergebracht. Bald reichten jedoch die Räume zur Be¬ 
wältigung des gestiegenen Post- und Telegrafenverkehrs nicht 
mehr aus. Hinzu kam, daß die alten, schon sehr baufälligen Ge¬ 
bäude für entsprechende Umbauten nicht mehr geeignet wa¬ 
ren. Deshalb entschloß sich die damalige Reichspost zum Bau 
eines neuen Dienstgebäudes an einem anderen Standort. 

Mit der Inbetriebnahme einer Stadtfernsprecheinrichtung im 
Jahre 1898 mit 16 Teilnehmern gewann das Postgebäude für 
die rund 10 000 Einwohner von Neubrandenburg weiter an Be¬ 
deutung. Zur wirtschaftlichen Entwicklung Neubrandenburgs 
hatten insbesondere die alljährlich stattfindenden Wollmärkte 
und die Zuchtmärkte für edle Pferde beigetragen. Zur Blütezeit 
des Pferdemarktes wurden bis zu 700 der schönsten Pferde aus 
allen Mecklenburgischen und Pommerschen Gestüten zum Ver¬ 
kauf vorgeführt. Damit gehörte der Neubrandenburger Pferde¬ 
markt zu den bedeutendsten im norddeutschen Raum. Wegen 
der verkehrsgünstigen Lage entwickelte sich Neubrandenburg 

- nur durch die Ereignisse des ersten Weltkriegs unterbrochen 

- sehr rasch, so daß 1926 mit der Errichtung eines Anbaus für 
das Postgebäude begonnen werden mußte. Mit diesem Erwei¬ 
terungsbau für 177 000 Mark konnte dem ständig zunehmenden 
Post- und Fernsprechverkehr der inzwischen auf über 20 000 
Einwohner angewachsenen Stadt Rechnung getragen werden. 
Doch der von den deutschen Faschisten ausgelöste zweite 
Weltkrieg beendete diese Entwicklung mit einer Katastrophe. 
Noch in den letzten Kriegstagen wurden 80,4 Prozent der Innen¬ 
stadt, darunter das Postamt, zerstört (Abb. 2). 

Durch den aufopferungsvollen Einsatz von Aktivisten der ersten 
Stunde konnte mit Hilfe der Sowjetischen Militäradministration 
jedoch bald - wenn auch noch recht notdürftig - der Post- und 
Fernmeldeverkehr wieder aufgenommen werden. Dank der In¬ 
itiative vieler fortschrittlicher Kräfte wurde mit dem Wiederauf¬ 
bau des Postamtes noch vor der Gründung unserer Republik 
begonnen, und man feierte bereits am 19. 11. 1949 das Richt¬ 
fest. Die Postler bezogen Ende 1950 das wiedererbaute Dienst¬ 
gebäude und nahmen den Postdienst in den wiederhergestell¬ 
ten Räumen auf. Um mehr Platz zu gewinnen und aus Zeit-, 
Kosten- und Materialgründen verzichtete man darauf, beim 
Wiederaufbau den ehemaligen Baustil zu erhalten (Abb. 3). 

In den folgenden Jahren wurden auf Grund der dynamischen 
Entwicklung Neubrandenburgs zur sozialistischen Bezirksstadt 
mit mehr als 86 000 Einwohnern (Ende 1986) mehrfach neue 
Postgebäude für die unterschiedlichsten Zwecke errichtet. 
Dazu gehören u. a. die Gebäude des Fernmeldeamtes und der 
Bezirksdirektion in der Innenstadt (1956 bzw. 1959), die Be¬ 
triebsschule in der Oststadt (1971), die Gebäude des Fernmel¬ 
debauamtes im Industriegelände (Anfang 1974), das Postamt 
und die Fernmeldedienststelle in der Oststadt (Ende 1974) und 
das Postamt II in der Nähe des Bahnhofsgeländes (1976). Diese 
Gebäude dienen der Erfüllung der ständig wachsenden Aufga¬ 
ben des Post-, Fernmelde- und Funkwesens im Stadt- und Land¬ 
kreis und darüber hinaus im ganzen Bezirk Neubrandenburg. 
Nach mehrmaligen baulichen Veränderungen erfüllt das vor 100 
Jahren in Betrieb genommene Postamt auch heute noch die 
Anforderungen als Hauptpostamt, in dem an modernen Schal¬ 
teranlagen die Kunden zu ihrer Zufriedenheit bedient werden. 
Rat Dipl.-Ing. Karl-Friedrich Wangnick, BDP Neubrandenburg 


128 


Dtsch. Post 32 (1987) 3 




Gesehen auf der Leipziger 
Frühjahrsmesse 1987 (I) 

Fernsehleseeinrichtung FLE 1040 

Die speziell für die Belange hochgradig Sehschwacher konzi¬ 
pierte und im Einsatz vielfach bewährte Fernsehleseanlage FLA 
1010 wurde vom VEB Studiotechnik Berlin, Betrieb des VEB 
Kombinat Nachrichteneiektronik, weiterentwickelt. Die neue 
Fernsehleseeinrichtung FLE 1040 (Bild unten) entstand in enger 
Zusammenarbeit mit dem Blinden- und Sehschwachenverband 
der DDR und augenmedizinischen Einrichtungen wie z. B. der 
Augenklinik der Charite Berlin. In ihre Entwicklung flössen Ein¬ 
satzerfahrungen mit dem Vorgängererzeugnis und Anwender¬ 
wünsche ebenso ein wie neue technische Erkenntnisse. Auch 
für die FLE 1040 wurde die Trennung in unabhängig voneinan¬ 
der anwendbare Bildaufnahme- und Bildwiedergabegeräte bei¬ 
behalten, desgleichen die Grundkonzeption des Bildaufnahme¬ 
teils. Danach besteht die FLE 1040 aus der Fernsehkamera, ei¬ 
nem motorisch betriebenen Objektiv variabler Brennweite, dem 
in zwei horizontalen Richtungen beweglichen Kreuztisch, der 
Beleuchtungseinrichtung und den Bedienelementen. Die FLE 
ermöglicht eine ausschnittweise Abtastung der ebenen Auf- 
licht-Vorlage, eine stufenlose Wahl der Ausschnittgröße durch 
Brennweitenänderung des Objektivs, die rd. 5- bis 25fache Ver¬ 
größerung des abgetasteten Vorlagenausschnittes bei Wieder 
gäbe auf einem Bildwiedergabegerät mit 61 em Bildröhrendia¬ 
gonale und eine optimale Positionierung der Vorlage mit Hilfe 
des Kreuztisches. Eine leichte Beweglichkeit dieses Kreuzti¬ 
sches in Textzeilenrichtung (X-Achse) ist gewährleistet; die Mit- 
tenpositiön ist arretierbar. Die gebremste Beweglichkeit senk¬ 
recht zur Textzeilenrichtung (Y-Achse) sichert das Einhalten der 
gewählten Textzeile beim Bewegen in der Zeilenrichtung. 



Auflicht-Bestückungstisch BT 120 


Fachvorträge 

Ergänzende Informationen zu neuentwickelten Erzeugnissen 
boten auch in diesem Jahr Fachvorträge im Rahmen des wis¬ 
senschaftlich-technischen Veranstaltungsprogramms. Der VEB 
Kombinat Nachrichtenelektronik hatte vier derartige Veranstal¬ 
tungen vorgesehen, und zwar über 

- das Universelle Kleinvermittlungsanlagensystem UVA (Nähe¬ 
res s. nächste Seite) 

- das RFT-Lichtleiter-Übertragungssystem PCM 480 DÜS-LL 34 
Mbit 

- das Codierte Fernsteuersystem CFS 1000 für Geräte und An¬ 
lagen der angewandten Fernsehtechnik 

- die Digitale Nebenstellenzentrale OZ 100 D/N. 


Der mikrorechnergesteuerte Auflicht-Bestückungstisch BT 120 
dient zur Bestückung von Leiterplatten mit elektrischen Bauele¬ 
menten. Die Arbeitszeiteinsparung je Bauelement gegenüber 
mechanischen Bestückungstischen beträgt 1 s. Als Bestük 
kungsfehlerquote wurden 0,1 Prozent oder weniger genannt. 
Gewährleistet sind einfaches Programmieren des Bestückungs¬ 
ablaufes, schnelles Umrüsten durch Einsatz von Magazinkästen 
zur Bereitstellung von Bauelementen und geringe psychische 
Belastung des Personals durch ruhendes Lichtanzeigesymbol. 
Technisches: 

- Abmessungen: 1400 x 910 x 1800 mm 

- Steuerung des Programmablaufs: Mikrorechner K 1520 

- Programmspeicherung: Magnetbandkassette 

- Programmierzeit: für 100 zweipolige Bauelemente ro. 30 min 
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Digitale Vermittlung 


Für unterschiedliche Vermittlungsaufgaben in Büros, kleineren 
Betrieben und Betriebsteilen, in Geschäften sowie im Heimbe¬ 
reich wurde das universelle Vermittlungsanlagensystem UVA 
neu entwickelt. Es umfaßt digitale Kleinvermittlungsanlagen 
mit Mikrorechnersteuerung bei analoger Sprechwegedurch- 
schaltung in Form von Reihen- und Vorzimmeranlagen sowie 
kleinen Nebenstellenanlagen, ferner spezielle Endgeräte, Er¬ 
gänzungsbaugruppen und Ergänzungszubehör. Zu ihren um¬ 
fangreichen Leistungsmerkmalen gehören u. a. Rufweiterschal¬ 
tung, Anklopfen, Wiederanruf bei Auflegen in Rückfrage, Anruf¬ 
schutz, Wahlwiederholung der zuletzt eingegebenen Rufnum¬ 
mer, Schaltung von Teilnehmerberechtigungen, Konferenzbe¬ 
trieb sowie Anschlußmöglichkeit einer Türlautsprecheranlage. 
Außerdem lassen sich zur Rationalisierung der Büroarbeit Er¬ 
gänzungseinrichtungen anschließen, z. B. Wählautomat, Dik¬ 
tiergerät, Tonbandgerät oder Fernkopierer. Von den verschiede¬ 
nen Varianten des Systems UVA wurden die UVA 100, be¬ 
stimmt für Kleinstbetriebe und den privaten (Heim ) Bereich 
(Bild hierüber), und die UVA 200 für den kommerziellen Bereich 
ausgestellt. Die UVA 100 hat eine Anschlußleitung zum öffentli¬ 
chen Netz und maximal vier Teilnehmerleitungen. Die UVA 200 
ist eine Nebenstellenanlage für sechs Teilnehmer und zwei An¬ 
schlußleitungen an das öffentliche Netz. Statt einer Teilneh¬ 
merleitung kann eine Türsprechstelle in Betrieb genommen 
werden. 

Nachrichtenempfänger EKD 500 

Der Angebotskomplex der RFT-Funksysteme informierte an¬ 
wenderbezogen in Form von Funkerarbeitsplätzen über das 
Spektrum an Erzeugnissen der kommerziellen Funktechnik. 
Hauptexponat war das Kurzwellen-Sendesystem KSS 1300 der 
1-kW-Klasse und dabei der neue Nachrichtenempfänger EKD 
500 (Bild hierunter). Durch Einbeziehung der Mikrorechentech¬ 
nik in den EKD 500 ist die Systemfähigkeit des Empfängers für 
automatisierte Funkweitverkehrsnetze im Land- und Seefunk¬ 


dienst gegeben. Der Anwender hat damit die Möglichkeit, Be¬ 
dienpersonal zu entlasten und spezielle Aufgaben der Nachrich¬ 
tenübertragung durch automatisierte Systeme über Kurzwellen¬ 
verbindungen zu verwirklichen. Beispielsweise sind automati¬ 
sche Übertragungen von Nachrichten an eine Adresse im Netz 
möglich. Der EKD 500 ermöglicht den Empfang aller Telefonie- 
und Telegrafiesendungen im Frequenzbereich von 14 kHz bis 30 
MHz. Die Funktionen Frequenz, Sendeart und Bandbreite kön¬ 
nen als Daten für 100 Empfangskanäle gespeichert und aufge¬ 
rufen werden, ohne den aktuellen Empfang zu unterbrechen. 
Der Anwendungsbereich des Nachrichtenempfängers sind 
Presseagenturen, Küstenfunkstellen und Schiffe, Diplomaten- 
Funkdienste, meteorologische Dienste, Fluggesellschaften oder 
Postbehörden. 



Fernschreiber F 2000 


In einem weiteren Angebotskomplex wurden moderne Lösun¬ 
gen auf der Grundlage von leitungsgebundenen und Funknach¬ 
richtensystemen für die Sprech-, Daten- und Textkommunika¬ 
tion sowie die Bewegtbild-Übermittlung vorgestellt - bestimmt 
für die Rationalisierung sowie Lenkung, Leitung und Überwa¬ 
chung von Prozessen in Industrie und Verkehr. Im Mittelpunkt 
stand dabei ein Dispatcher-Arbeitsplatz, zu dessen Komponen¬ 
ten die neue universelle Vermittlungsanlage UVA 200 (die wir 
auf dieser Seite schon erwähnten), der weiterentwickelte Fern¬ 
schreiber F 2000 (Bild hierüber), der ebenfalls weiterentwickelte 
Fernbildschreiber FB 2011, UKW-Verkehrsfunktechnik sowie 
der Personalcomputer 1715 vom VEB Kombinat Robotron zäh¬ 
len. Beim F 2000 wurde der elektronische Textspeicher von 8 
auf 26 KByte erweitert (vgl. dDP, Heft 2/1987, S. 75/76). 
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„...jederzeit fleißig und wohl zu blasen..." 


Der Gebrauch des Posthorns als Signalinstrument wird auf die 
Metzger zurückgeführt. Sie sollen kleine Jagd- oder Waldhör¬ 
ner verwendet haben, um ihren Schlachtvieheinkauf in den Or¬ 
ten anzukündigen. Erst später, anfangs des 17. Jahrhunderts, 
übernahmen die Postverwaltung von Thurn und Taxis und an¬ 
dere die Sitte des Hornblasens. Wegen der Vorrechte, mit de¬ 
nen es verbunden wurde, untersagte man es bald darauf priva¬ 
ten Fuhrleuten und Lohnkutschern. Der Gebrauch des weithin 
hörbaren Posthorns veranlaßte ja nicht nur die Postkunden zur 
Abgabe ihrer Briefe, die Reisenden zur bevorstehenden Ab¬ 
fahrt, nein, auch die Torwachen zum Öffnen der. Stadttore und 
Schlagbäume, die Fuhrleute zum Respektieren der Vorfahrt 
und die sächsischen Fährleute „auf dem Elb- und Mulden- 
Strohme" zum alsbaldigen Übersetzen. Der praktische Nutzen 
des Posthorns war also unbestritten. Bevor es freilich zum 
„Hauptstück der amtlichen Würde des Postillons" wurde, oder 
gar zum Gegenstand poetischer Verherrlichung avancierte 
(Poststammbuch), hatte es seine mehr oder minder prosaische 
Vergangenheit zu bewältigen. Die Postverwaltungen taten 
dazu, was sie konnten. Sie bekämpften einerseits den privaten 
Gebrauch des Instruments, der zum Beispiel in Sachsen „bey 
Zwantzig Rheinischen Goldgulden Straffe" verboten war, und 
förderten andererseits seine amtliche Anwendung durch die 
Postillone. So hieß es in der Königlich Preußischen Post-Ord¬ 
nung vom Jahre 1712, die Postillone sollten angehalten werden, 
„jederzeit fleißig und wohl zu blasen". Mit welchem Eifer die 
Postverwaltungen ihre Absichten betrieben, geht aus einem 
„Cirkulare" der „Kurhessischen Fürstlichen Thurn und Ta- 
xis'schen General-Post-Direction zu Frankfurt am Main" und 
aus einer Verordnung des „Königlichen General-Post-Directo- 
riums" in Hannover hervor. In dem hessischen Rundschreiben 
vom 25. Januar 1833 wurde der „Gebrauch des Posthorns als 
ein ausschließliches Vorrecht der Post und dessen Ausübung 
durch den Postillon als besondere Auszeichnung" bezeichnet. 
Mit den 15 Punkten dieses Rundschreibens bestimmte man 
„die zweckmäßige und gleichförmige Anwendung" der Signale, 
zum Beispiel „Bei Abfahrt einer jeden Post" und „Bei Ankunft 
einer ordinairen Post", sowie für eine Reihe anderer Nachrich¬ 
ten und reglementierte weitere Erfordernisse zum richtigen Ge¬ 
brauch des Horns. Sechs Wochen Zeit gab man den Postillo¬ 
nen, die vorgeschriebenen Signale zu lernen. Sollten sie sich 
„hierzu nicht bequemen, durften sie nicht im Dienst behalten 
werden". Mit drei Groschen Strafe, die „sogleich vom Trink- 
gelde abgezogen" wurden, hatten sie zu rechnen, wenn sie 
statt mit dem Horn mit der Peitsche signalisierten, die Zeichen¬ 
gabe unterließen, verwechselten oder falsch anwendeten. 
Besondere Geschicklichkeit wurde jedoch belohnt. Im Hanno- 


StfM) Nr. L 

Sri Abfsthr! *i««r irden Poet, 


Xkfct r« ftttfewind, ab** krtfti*. 

"GES±55Är 

.4 


Signal (fr. 2. 

Sri Ankunft cinrr ordineirrn Poet 



Zahl der Waisen, 



Signal Nr. 3. 

Sri Ankunft einer Eettepost. 



Zahl kler Pfordt,. 





Signal Nr, 4. 


Nothruf. 

teste** *1« Stekdrsrk. 



Posthornsignale 
der Kurhessischen 
Fürstlich Thurn 
und Taxisschen 
Postverwaltung 
vom Jahre 1833 


„Postillon" Man¬ 
fred Geserick in 
der Fernsehsen¬ 
dung „Hurra die 
Post ist da" 



versehen zum Beispiel verlieh man „Belohnungshörner" an Po¬ 
stillone, die sich „gehörige Fertigkeit im Gebrauch des Post¬ 
horns angeeignet und sich vorwurfsfrei geführt hatten". Sie er¬ 
hielten diese Auszeichnungen, an die auch eine jährliche Vergü¬ 
tung von zwei Thalern (nach 20 Dienstjahren von vier Thalern) 
gebunden war, wpnn sie ein von einem Musiklehrer ausgefer¬ 
tigtes „Blaseattest" vorlegen konnten, mit dem bescheinigt 
wurde, daß sie nicht nur alle vorgeschriebenen Postsignale, 
sondern auch mindestens acht von zehn vorgelegten Unterhal¬ 
tungsstücken „sicher und rein zu blasen im Stande waren". 
Längst ist sie vorbei, „die Postkutschenzeit mit dem Schwager 
auf dem Bocke und dem lustig schmetternden Horn", die Zeit 
des scheinbar so romantischen Reisens, die in Gedichten und 
Liedern oft als die gute alte Zeit gepriesen wird. Wir tun aller¬ 
dings gut daran, keinesfalls kritiklos diesen schwärmerischen 
Betrachtungen zu folgen. (B. Haube) 


Am Wege entdeckt: Alte Post in Milz 


Milz, die kleine 
Gemeinde im 
Kreis Meiningen 
im Thüringer 
Wald, am Fuß der 
Gleichberge, fei¬ 
erte unlängst ihr 
1200jähriges Jubi¬ 
läum mit großem 
Festumzug und 
Tanz. Nicht ganz 
so alt, doch se¬ 
henswert und da¬ 
her denkmalge¬ 
schützt, das Haus, 
in dem einst die 
Milzer Post unter¬ 
gebracht war. Die 
Jahreszahl 1650 ist 
im Ornament am 
Dachgiebel ver¬ 
merkt, eine Zeit 
also, wo der rei¬ 
tende Postbote 
und Postkutschen 
die zumeist recht 
holprigen Wege 
beherrschten... 
Text/Bild: 

Jürgen Fuchs 
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Ein Professor sorgte für „Spannung" 

Von Gerhard Weinreich, Halle, (beide Beiträge auf dieser Seite) 

Wir kaufen ein Transistorradio und fragen, wieviel Volt die Be¬ 
triebsspannung beträgt. Damit kommen wir sofort mit dem Na¬ 
men des italienischen Physikers Alessandro Volta in Berührung, 
der am 18. Februar 1745 in Como geboren wurde. 

Einer Adelsfamilie entstammend, besuchte Volta die öffentli¬ 
che Schule seiner Heimatstadt. Seine außerordentlichen Anla¬ 
gen bewogen ihn schon während der Schulzeit zu einer Vor¬ 
liebe für die Naturwissenschaften. Als Achtzehnjähriger korre¬ 
spondierte er bereits mit italienischen Gelehrten über physikali¬ 
sche Fragen und schrieb als Student 1769 eine erste Abhand¬ 
lung „Über die Anziehungskraft des elektrischen Feuers und die 
damit zusammenhängenden Erscheinungen", die er 1771 noch 
ergänzte. 

Seit dem Jahre 1774 lehrte Volta als Professor der Physik am 
Gymnasium in Como, um dann in der gleichen Stellung nach 
fünf Jahren einem Ruf an die Universität Pavia zu folgen, an der 
er bis zum Jahre 1804 wissenschaftlich arbeitete. In dieser Zeit 
entstanden die ersten Forschungsergebnisse, die ihn schließ¬ 
lich weltberühmt werden ließen. So erfand Volta im Jahre 1775 
den Elektrophor als eine Vorrichtung, mit der sich durch Rei¬ 
bung eines Metalldeckels auf einer Harzplatte Elektrizität erzeu¬ 
gen läßt. Dem folgte 1782 die Erfindung des Elektroskops als 
Gerät zum Nachweis elektrischer Ladungen. Im Jahre 1783 ver¬ 
öffentlichte Volta erstmals eine Notiz über die „Spannungs¬ 
reihe", die auf der Grundlage des Kontaktes zweier unter¬ 
schiedlicher Metalle beruht. Eine Darlegung seiner Untersu¬ 
chungen über die Elektrizität des Wasserdampfes erschien im 
Jahre 1788. 

Insbesondere die Untersuchungen Voltas zu den Arbeiten Gal- 
vanis (italienischer Arzt und Physiker, 1737-1798), der 1791 den 
berühmten Froschschenkelversuch beschrieb, erwiesen sich für 
die Entwicklung der Elektrizitätslehre als besonders wichtig. 
Beide Gelehrte führten einen mehrjährigen erbitterten Streit 
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miteinander. Auf der Grundlage seiner Forschungsergebnisse 
lehnte Volta die Hypothese Galvanis von einer „tierischen Elek¬ 
trizität" ab und bewies schließlich deren Unhaltbarkeit. Am 
Ende des Streites stand die Erfindung der Batterie, der „Volta¬ 
schen Säule". Im Jahre 1800 wurde sie von ihrem Erfinder Volta 
ausführlich beschrieben. 

Die wissenschaftlichen Leistungen Voltas wurden bereits zu 
seinen Lebzeiten auch international anerkannt. Im Jahre 1791 
ernannte ihn die Londoner Royal Society zu ihrem Mitglied und 
verlieh ihm die von ihr gestiftete Goldmedaille. Als Volta 1801 in 
Anwesenheit von Napoleon Bonaparte (1769-1821), dem er be¬ 
reits im Jahre 1796 vorgestellt worden war, mehrere Vorlesun¬ 
gen über seine Entdeckungen an der Französischen Akademie 
der Wissenschaften hielt, war der damals noch Erste Konsul da¬ 
von so beeindruckt, daß er einen Ehrenpreis von 200 000 Fran¬ 
ken für große Entdecker auf dem Gebiet der Elektrizität stiftete. 
Diesen Preis verlieh Napoleon erstmals an Volta. 

Im Jahre 1815 zum Direktor der Philosophischen Fakultät der 
Universität Padua ernannt, nahm Volta bereits vier Jahre später 
seinen Abschied, um als Privatgelehrter in das heimatliche 
Como zurückzukehren. Dort verstarb er nach einem Schlagan¬ 
fall am 5. März 1827. Die wissenschaftlichen Leistungen Voltas 
erfuhren eine bleibende Würdigung, indem international für die 
elektrische Spannung die Einheit Volt (V) festgelegt wurde. 



Eine Voraussage wird bewiesen 

Mit seinen Forschungsergebnissen lieferte der am 22. Februar 
1857 als Sohn eines Rechtsanwalts in Hamburg geborene Hein¬ 
rich Rudolf Hertz entscheidende Voraussetzungen für die Ent¬ 
wicklung unserer heutigen Funktechnik. 

In seiner Geburtsstadt erwarb er sein erstes Wissen an einer 
Privatschule und legte nach Besuch des Hamburger Johan- 
neums die Reifeprüfung ab. Seine vielseitigen Begabungen auf 
mathematisch-naturwissenschaftlichen, sprachlichen und 
handwerklichen Gebieten ließen ihn vorerst bei der Entschei¬ 
dung für den weiteren Ausbildungsweg schwanken. Aber 
schließlich studierte er weder Sprachen noch beendete er die 
bei einem Tischler begonnene Lehre. In Frankfurt (Main) arbei¬ 
tete Hertz zunächst einige Zeit in einem Architektenbüro. Die 
dort gesammelten praktischen Erfahrungen dienten ihm zur 
Vorbereitung auf ein ingenieurwissenschaftliches Studium, 
welches er im Jahre 1876 an der Technischen Hochschule in 
Dresden begann. 

Doch schon nach dem ersten Semester mußte er seine einjäh¬ 
rige Militärdienstpflicht bei einem Berliner Eisenbahnregiment 
ableisten. Die folgenden beiden Jahre setzte Hertz sein Inge¬ 
nieurstudium in München fort. Während dieser Zeit entwickelte 
sich bei ihm ein immer stärkeres Interesse für Mathematik und 
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Physik, so daß er 1878 zur Berliner Universität überwechselte, 
um sich dort ausschließlich dem Studium dieser Gebiete zu 
widmen. Zu seinen Lehrern gehörten solche berühmten Physi¬ 
ker wie Gustav Robert Kirchhoff (1824-1887) und Hermann von 
Helmholtz (1821-1894). Letzterer berief den strebsamen Hein¬ 
rich Hertz in sein Laboratorium und übertrug ihm die selbstän¬ 
dig zu lösende Aufgabe, für die Theorien J. C. Maxwells 
(1831-1879) einen Beweis zu finden. Die erfolgreiche Lösung 
würdigte die Universität 1879 mit einer Goldmedaille. 

Mit der Promotion „Über die Induktion in rotierenden Kugeln" 
schloß Hertz 1880 sein Studium ab. Für zwei Jahre arbeitete er 
dann als Assistent mit Helmholtz am Physikalischen Institut der 
Berliner Universität zusammen, bis er 1883 einer Berufung als 
Privatdozent an die Universität Kiel folgte. Nach seiner Habilita¬ 
tion in Kiel wurde Hertz Ende 1884 als Professor für Physik an 
die Technische Hochschule in Karlsruhe berufen. 

Zur Maxwellschen Theorie über das elektromagnetische Feld 
gehört auch die Grundhypothese, daß außer dem Licht noch 
andere, unsichtbare elektromagnetische Wellen existieren 
müßten, welche die gleichen Eigenschaften wie das Licht besä¬ 
ßen. Zunächst war ein experimenteller Beweis mit den damali¬ 
gen Mitteln nicht möglich. Doch dann entdeckte Hertz bei der 
Vorbereitung von Vorlesungsexperimenten, daß beim Anlegen 
hochfrequenter Spannungen zwischen den eng beieinanderlie¬ 
genden Windungen einer offenen Spule überspringende Fun¬ 
ken auftraten. Hertz konnte nunmehr experimentell das Vorhan¬ 
densein elektromagnetischer Wellen mit einer größeren Wel¬ 
lenlänge als Lichtwellen nachweisen. Für die weiteren Experi¬ 
mente entwickelte er aus der offenen Spule die Grundform der 
heute noch benutzten Dipol-Antenne. Als Nachfolger des Physi¬ 
kers R. J. E. Clausius (1822-1888) wechselte Hertz an die Bon¬ 
ner Universität über. Erst 37 Jahre alt, verstarb er an den Folgen 
eines Kieferleidens am 1. Januar 1894 in Bonn. Die wissen¬ 
schaftlichen Leistungen von Heinrich Rudolf Hertz fanden ihre 
internationale Würdigung, indem für die Frequenz die Einheit 
Hertz (Hz) festgelegt wurde. 
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Diese prachtvolle Karte wurde 1899 
versandt. Beachtlich der einzelne 
Reiter vor dem Reichspostamt (Mini¬ 
sterium)! 


„Gruß aus Berlin" 
als Gruß 
nach Berlin 

Von Horst Hille, 

Leipzig 



Die Historie Berlins ist so übervoll an hochinteressanten, bewe¬ 
genden Ereignissen, so trächtig an mit dem Schicksal Deutsch¬ 
lands verbundenen Zusammenhängen, daß die produzierten Pa¬ 
pierbahnen nicht ausreichten, wollte man all dies nur einiger¬ 
maßend erschöpfend abdrucken. Gewiß, die Grundfragen sind 
klar — zumindest in unserer Deutschen Demokratischen Repu¬ 
blik mit ihrer herrschenden marxistisch-leninistischen Weltan¬ 
schauung, mit den Gesetzmäßigkeiten des dialektischen und hi¬ 
storischen Materialismus. Auch klaffen nun, da die Periode des 
Preußentums hinsichtlich der Rolle von Friedrich Zwo bis hin zu 
Bismarck aufgearbeitet wurde, nur noch schmale Lücken im 
Geschichtsbild der Hauptstadt der DDR. Sie alsbald ebenfalls 
noch schließen zu können, ist nur eine Frage der Zeit. Was in¬ 
dessen ständiges Anliegen bleiben wird, ist das Untersetzen 
der historischen wissenschaftlichen Erkenntnisse durch Details. 
Diesem Ziel soll auch unser Aufsatz dienen (wobei berücksich¬ 
tigt ist, daß bekanntlich — einem geflügelten Wort zufolge - 
der Teufel im Detail sitzt). Bei vielen Tatbeständen ist das Aus- 
deuteti der Fakten ein „Ritt auf des Messers Schneide", und Irr¬ 
tum und Wahrheit liegen oft allzu dicht beieinander. Zuverlässi¬ 
ger Kompaß kann dabei nur der Klassenstandpunkt sein mit 
seiner Frage nach dem „Wem-nützt-das". 

Als Gerüst zu diesen Zeilen dienen (wie könnte es bei einer 
Postfachzeitschrift anders sein) Postsendungen. Begonnen sei 
mit einer der heute so gesuchten „Gruß-aus-...-Karten", ge¬ 
druckt als Lithografie (Steindruck) nach einer Zeichnung, die 
der Künstler mit Akribie der Wirklichkeit abgeschaut hat. Bei 
solchen alten Karten ist es überaus reizvoll, ihre Darstellungen 
mit dem Heute zu vergleichen — in der Natur ebenso wie auf 
modernen Ansichtskarten. Im Oval erkennt jeder Postler unser 
Ministerium für Post- und Fernmeldewesen, seinerzeit als 
Reichspostamt bezeichnet. Das Gebäude wurde in seinem Kern 
in den Jahren 1871 bis 1874 von Carl Schwatlo errichtet. Hake, 
Techow und Ahrens hießen die Architekten, unter deren Lei¬ 
tung der Bau samt dem Postmuseum noch erweitert wurde; 
das geschah in den Jahren 1892 bis 1897. 

Das rechte Teilbild der Gruß-aus-Berlin-Karte demonstriert die 
Friedrichstraße (was der Berliner wie „Friddrichstraße" aus¬ 
spricht) mit ihrem Verkehrstrubel. Zwar besitzen die Typen der 
Fahrzeuge heute andere Formen - der pferdegezogenen 
Droschke folgten Wartburg- oder Lada-Taxis, dem Material¬ 
handwagen der Barkas-, Robur- oder Multicar-Kleintranspor¬ 
ter -, doch der Straßenzug als solcher besteht weiter. In unse¬ 
ren gegenwärtigen Jahren und Tagen wurde bzw. wird er aus 
dem Zustand heraus, den der zweite Weltkrieg hinterließ, in be¬ 
sonders intensiver und aufwendiger Arbeit wiedergeboren mit 
repräsentativen Geschäftshäusern und eleganten Hotels, mit 
heimeligen Stätten der Begegnung und des attraktiven Han¬ 
dels. 

Materielle und geistige Trümmer waren und sind jene Attribute, 


um die sich Betrachtungen zu dem zweiten abgebildeten Post¬ 
beleg herleiten lassen. Ein fast zu wuchtiger Maschinen-Voll- 
Stempel aus dem Jahr 1928 „Jeder einmal in Berlin" versinn¬ 
bildlicht das weltbekannte Brandenburger Tor. Durch dieses 
Prunkstück Berliner Bauten bewegte sich jener unselige Fackel¬ 
zug, den die faschistische SA und andere reaktionäre unifor¬ 
mierte Organisationen damals am 30. Januar 1933 einem Mann 
boten, der es dann fertigbrachte, in wenigen Jahren Deutsch¬ 
land und weite Teile Europas zugrundezurichten, der 40 Millio¬ 
nen Tote auf dem Gewissen hat. Heute setzt das Brandenbur¬ 
ger Tor mit den anschließenden Bauten all jenen ein Halt, die 
keine Lehren aus der Geschichte gezogen haben. Symbolisch 
ist es aber für all die vielen offen, die die Verständigung su¬ 
chen. Dazu gehören auch zahlreiche Diplomaten ausländischer 
Vertretungen, die ja - wie es üblich ist - in der jeweiligen Lan¬ 
deshauptstadt ihren Sitz haben. Unser Brief deutet darauf hin, 
daß sich letzteres selbstverständlich auch schon damals, als er 
geschrieben wurde, nicht anders verhielt. Als Diplomatenpost 
kam er durch deutschen Kurier aus Prag nach Berlin und erhielt 
hier seinen Poststempel, wurde also erst dann in den allgemei¬ 
nen Postweg eingereiht. Der Gummistempel (oben links) sagt 
uns, wie das geschah: „Durch Auswärtiges Amt / Posthilfs¬ 
stelle" (das AA war das heutige Ministerium für Auswärtige An¬ 
gelegenheiten). 

Aber noch mehr Erkenntnisse weckt dieser Brief. Erinnert man 
sich nicht durch ihn, daß Jahre später - in Berlin ausgeheckt 

Absender des Briefes wer die Deutsche Gesendtschaft in Prag. Er muß über¬ 
wiegend in ihrem Interesse gelegen haben; denn dem Empfänger wurden keine 
Postgebühren („Portopflichtige Dienstsache") angerechnet. Vielmehr lief der 
Brief als Sendung „Frei durch Ablösung" (pauschale Verrechnung). 
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Die „Linden" wehrend der sogenann¬ 
ten „Strohhutzeit" um 1925 



und von hier ausgelöst — die Tschechoslowakei besetzt und zu 
großen Teilen sogar völlig annektiert wurde? Man denke auch 
darüber nach, warum es heute nicht mehr möglich ist, die An¬ 
schrift dieses Briefes so zu formulieren... 

„Untern Linden, untern Linden, gehn spaziern die Mägde¬ 
lein...". Wenn man auf der hierüber abgebildeten Ansichts¬ 
karte, geschrieben 1927, auch lediglich zwei spazierengehende 
„Mägdelein" (dazu noch in Begleitung) erkennen kann, so ver- 



Absenderfreistempel dar Zentralen Postabfertigung (irrtümlich angebracht, da 
gebührenfreie Postsache), ausgehend vom FMA Reg (gebildet am 1. Januar 
1967) 
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mittelt sie doch Zeitkolorit, an das sich anknüpfen läßt. Erhält 
die preußische Prachtallee „Unter den Linden" doch unter so¬ 
zialistischen Verhältnissen neue Dimensionen, ohne die positi¬ 
ven Bestandteile der Tradition auszuklammern. Und nahe dort, 
wo sich (auf der Karte) vorwiegend Männer von den Strapazen 
des hauptstädtischen Lebens ausruhen, parken heute zahlrei¬ 
che Automobile aus aller Herren Länder, deren Lenker mit ihren 
Begleitern das neue, das sozialistische Berlin bewundern - ob 
sie's nun eingestehen oder nicht. 

Noch zwei Briefe wollen wir hier kommentieren, Belege aus un¬ 
seren Tagen. Wobei zu bemerken wäre, daß von Berlin ausge¬ 
hende Postsendungen selbstverständlich Stückzahlen von Milli¬ 
arden und aber Milliarden ausmachen in all den Jahren. Viele 
davon (sicher die meisten) weisen keine Besonderheiten auf, 
andere aber sind doch irgendwie von exponierter Effizienz, weil 
sie aus der Hauptstadt kommen. Hier in Berlin hat das Zentral¬ 
komitee unserer Sozialistischen Einheitspartei seinen Sitz. Hier 
liegen die Regierungsdienststellen, dabei auch unser MPF. Und 
daher gibt es hier auch ein postalisches Amt, das sonst in kei¬ 
ner anderen Stadt der DDR zu finden ist: das Fernmeldeamt der 
Regierung. Seine Aufgaben braucht man nicht zu erläutern, der 
Name sagt alles. 

Jeder Kenner der Struktur der Deutschen Post könnte mühelos 
noch ein halbes oder ganz ein ganzes Dutzend weitere Institu¬ 
tionen unseres Wirtschaftszweiges aufzählen, die nur hier in 
Berlin beheimatet sind, wenngleich einige davon noch Außen¬ 
stellen in verschiedenen anderen Städten unseres Landes 
unterhalten. Doch ausschließlich in Berlin gibt es das Postspar¬ 
kassenamt - jeder Schalterangestellte, der Postsparbücher von 
Postkunden entgegennimmt, weiß es. Unser Brief belegt die 
Existenz dieses Amtes in seiner Weise, und der Tagesstempel 
nennt auch noch das Postscheckamt Berlin mit der eigenen 
Postleitzahl 1002 - das Haupt Postscheckamt, wohlgemerkt. 
Auch diese elitäre Bezeichnung läßt sich nur für das Scheck¬ 
amt der Hauptstadt anwenden. 

Die Geschichte der Postverwaltung in der Metropole der DDR 
hatte nach 1945 einen besonders bewegten Lauf. So war die da¬ 
malige Oberpostdirektion (OPD) Berlin als Abteilung Post- und 
Fernmeldewesen noch eine Dienststelle des demokratischen 
Magistrats. Doch von Westberliner Seite wurde alles unternom¬ 
men, um die eigene Abspaltung voranzutreiben. Es ist hier 
nicht der Raum, um all die damit zusammenhängenden Infa¬ 
mien einschließlich UGO-Putsch abzuhandeln. Als logische 
Folge der weiteren Ereignisse schied 1954 die OPD Berlin aus 
dem Verband des Magistrats aus und wurde dem MPF direkt 
unterstellt - als 15. Bezirksdirektion. Damit entstand die Basis 
für eine einheitliche Entwicklung der Post in der DDR. Eine un¬ 
trennbare Einheit zwischen Hauptstadt und gesamten Land ist 
seither eine der Grundlagen unserer Erfolge. 

Gruß nach Berlin! 
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Ständig wächst international die Flut 
neuer technischer Begriffe. Moderne 
Technologien - allen voran die 
Mikroelektronik - und bessere 
Werkstoffe haben in der 
Unterhaltungselektronik die 
Entwicklung verfeinerter Geräte, 
perfektionierter Verfahren 
vorangetrieben. Es gehörte daher zu 
den vorrangigsten Aufgaben von 
Autoren und Verlag, den 
internationalen Stand der 
Fachterminologie zusammenfassend 
aufzuarbeiten und für einen 
anspruchsvollen Benutzerkreis mit 
allgemeinverständlichen Definitionen 
und Erläuterungen darzulegen. 

Das Lexikon umfaßt rund 3000 
Stichwörter und reich illustrierte 
Artikel aus der Ton- und Bildtechnik 
sowie aus tangierenden 
Wissensgebieten. Mit 750 
durchgängig zweifarbigen 
Abbildungen sowie der im Anhang 
zusammengefaßten historischen 
Übersichten, Verzeichnisse 
englisch-deutscher Fachtermini sowie 
Schaltungs- und Bedienungssymbolen 
wird das populäre Nachschlagewerk, 
das neben den lexikongemäßen 
Darstellungen auch praktische 
Hinweise enthält, zu einem nützlichen 
Ratgeber. 

Hinweis: 

Ab Verlag erfolgt 
kein Verkauf 
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Fraktion seiner Partei im BRD-Bundestag. 1951 übersiedelte er 
in die DDR und gehörte bis 1959 dem Nationalrat der Nationa¬ 
len Front an. Dann wirkte er als Botschafter der DDR in Ungarn 
und in der CSSR. 

10-Pf-Wert: Clara Zetkin (1857-1933) 

Sie schloß sich 1878 der Sozialdemokratie an. Ab 1882 weilte 
sie in Zürich und Paris, wo sie den illegalen Versand der Zeitung 
„Der Sozialdemokrat" nach Deutschland unterstützte. Sie hatte 
großen Anteil an der organisatorischen Vorbereitung des Grün- 
dungskongreses der II. Internationale in Paris 1889, und sie re¬ 
ferierte auf dem Kongreß über die proletarische Frauenbewe¬ 
gung, deren Begründerin und Führerin Clara Zetkin wurde. 1891 
kehrte sie nach Deutschland zurück. Sie leitete 1892 bis 1917 
die sozialistische Frauenzeitschrift „Die Gleichheit". 1895 bis 
1917 war sie Mitglied der Kontrollkommission und 1906 bis 1917 
des Bildungsausschusses der deutschen Sozialdemokratie. Sie 
schloß sich 1917 mit der Spartakusgruppe der USPD an. 1919 
trat sie in die KPD ein und war von 1919 bis 1924 Mitglied der 
Zentrale und des Politischen Büros sowie 1927 bis 1929 Mitglied 
des Thälmannschen Zentralkomitees. Seit 1920 war sie Abge¬ 
ordnete ihrer Partei im Reichstag. Eine enge Freundschaft ver¬ 
band sie mit W. I. Lenin. Sie war ununterbrochen Mitglied des 
Exekutivkomitees der Kommunistischen Internationale und sei¬ 
nes Präsidiums. Am 30. August 1932 eröffnete sie als Altersprä¬ 
sidentin den neugewählten Reichstag und rief zum Kampf ge¬ 
gen den Faschismus auf. 

Die ausführlichen Biographien der Gewürdigten sind im 
„Sammler Express", Heft 5/87, veröffentlicht. 

Ausgabetag: 24. März 1987 





11. FDGB-Kongreß 1987 

Der 11. FDGB-Kongreß, der vom 22. bis 25. April 1987 in Berlin 
Zusammentritt, ist ein bedeutendes Ereignis im gesellschaftli¬ 
chen Leben der DDR. 

Der Kongreß ist das höchste leitende Organ des Freien Deut¬ 
schen Gewerkschaftsbundes. Seine Delegierten beraten die 
politische Orientierung und die Aufgaben der Gewerkschaften 
für die kommenden fünf Jahre und fassen entsprechende Be¬ 
schlüsse. Mit seinen 9,5 Millionen Mitgliedern ist der FDGB die 
umfassendste Klassen- und Massenorganisation in unserem 
Land. Bei der Gestaltung der entwickelten sozialistischen Ge¬ 
sellschaft erfüllt er wichtige Aufgaben zur Durchsetzung und 
Vervollkommnung der sozialistischen Demokratie vor allem im 
Bereich der materiellen Produktion. Einem Wort von Erich Hon¬ 
ecker folgend, demzufolge es „ohne starke freie Gewerkschaf¬ 
ten keinen starken Sozialismus gibt", setzt der FDGB alles 
daran, das sozialistische Gesellschaftsprogramm der Partei der 
Arbeiterklasse allen seinen Mitgliedern nahezubringen,, sie für 
die Erfüllung der Beschlüsse des XI. Parteitages der SED zu 
mobilisieren. Dieser hat hervorgehoben, daß die Rolle der Ge¬ 
werkschaften als Schulen des Sozialismus, als Motoren des so¬ 
zialistischen Wettbewerbs und Interessenvertreter der Werktä¬ 
tigen sich ständig erhöhen wird. Insbesondere sind die Gewerk¬ 
schaften aufgefordert, ihren Einfluß geltend zu machen, damit 
der Einsatz der Schlüsseltechnologien überall, ohne Ausnahme, 
klug und umfassend zur weiteren Verbesserung der Arbeits¬ 
und Lebensbedingungen genutzt wird. 

20-Pf-Wert: Wohnungsbau 
50-Pf-Wert: Schlüsseltechnologien 

Zwischenfeld: Text: Hohe Leistungen zum Wohle des Volkes 
und für den Frieden; FDGB-Abzeichen 

Ersttagsbriefumschlag: Signet des 11. FDGB-Kongresses 


Aus der Arbeit 
des DRK — 

X. DRK-Kongreß 

Am 10. und 11. April 1987 tagte in Dresden der X. Kongreß des 
Deutschen Roten Kreuzes der DDR. Sein Leitspruch „Die DDR 
stärken, den Frieden sichern - dafür unser Wort und unsere 
Tat!" ist eine Maxime, der sich die sozialistische Rotkreuzorga¬ 
nisation unseres Landes seit ihrer Gründung vor 35 Jahren bei 
allen nationalen und internationalen Aktivitäten verpflichtet ge¬ 
fühlt hat. Das DRK der DDR ist seit 1954 Mitglied der Liga der 
Gesellschaften vom Roten Kreuz und Roten Halbmond. Auf der 
I. Weltkonferenz des Roten Kreuzes und Roten Halbmondes 
über den Frieden, 1975 in Belgrad, wurde das DRK der DDR 
zum Mitglied der neugebildeten Friedenskommission des Inter¬ 
nationalen Roten Kreuzes gewählt. 

35-Pf-Wert: Fahne des Deutschen Roten Kreuzes in der DDR 
mit Friedenstauben vor Skizze der Erdteile 

Ausgabetag: 7. April 1987 


75 Jahre 

Deutsches Hygiene-Museum 
der DDR 




Das in vielfältige internationale Beziehungen eingebundene 
Deutsche Hygiene-Museum in der DDR ist im nationalen Rah¬ 
men das führende wissenschaftlich-medizinische Forschungs-, 
Inforrpations- und Bildungszentrum auf dem Gebiet der Ge¬ 
sundheitserziehung und der Entwicklung und Produktion von 
biologisch-anatomischen Lehrmitteln und Anschauungsmate¬ 
rialien sowie Gesundheitsausstellungen. Weltbekannt sind u. a. 
seine „Gläsernen Menschen". 


85-Pf-Wert: Deutsches Hygiene-Museum der DDR in Dresden, 
Porträt von Karl August Lingner (1861-1916) 

Ersttagsbriefumschlag: Gläserner Mensch 


Ausgabetag: 7. April 1987 


35 Jahre LPG 



Die größte Revolution auf dem Lande nach dem Großen Deut¬ 
schen Bauernkrieg (1525) und der demokratischen Bodenre¬ 
form (1945) hatte im Sommer 1952 begonnen - mit dem Ent¬ 
schluß fortschrittlicher Einzelbauern und Landarbeiter, fortan 
genossenschaftlich zu arbeiten. Mit der Gründung der LPG sind 
Produktivkräfte und Produktionsverhältnisse in keinem anderen 
Bereich der Volkswirtschaft innerhalb einer Generation so 
grundlegend verändert worden. 


20-Pf-Wert: Moderne Landtechnik und historische Darstellung 

Ersttagsbriefumschlag: Kühe auf der Weide, im Hintergrund 
moderne technische Anlagen 


Ausgabetag: 7. April 1987 


Ausgabetag: 21. April 1987 















H8 879 941 
PSF 045 


11126 3 
H * L ö 1 0 M D 
99 40 7 J3*1 cS7l 


Die Deutsche Post im Spiegel der Kunst (III) 
































































































